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P. Jordan: „Großgliederung Europas nach kulturräumlichen Kriterien“, Europa Regional 13 

(2005), Heft 4, Leibniz-Institut für Länderkunde, Leipzig. Karte Europa Grünes Band.png 
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Quelle: WIKIPEDIA „Ostmtteieuropa“, aufgerufen am 28.11.19, 12:50 Uhr: 

https://de.wikipedia.org/wiki/Ostmitteleuropa 

s.a. Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg: Begr. „Ostmitteleuropa“ im 

Online-Lexikon zur Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa    

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa 

Eine eindeutige Definition der geografischen Regionen West- und Ostmitteleuropa ist 
kaum sinnvoll, weil die historische Entwicklung und der Entwicklungsstand[1] der dort 
liegenden Staaten zu berücksichtigen wäre. 
 
Im Sprachgebrauch West- und Mitteleuropas spiegelt sich annähernd folgende Zuordnung der 
Staaten wider: 
 
    - Westmitteleuropa: Deutschland, Österreich, die Schweiz und Liechtenstein 
    - Ostmitteleuropa: zumindest Polen, Tschechien, die Slowakei und Ungarn. Manchmal werden auch 
Rumänien, Slowenien und Kroatien dazugezählt. 
 
Landschaftlich gehört Ostösterreich zu Ostmitteleuropa, die Zuordnung Österreichs zu 
Westmitteleuropa wurzelt politisch-geographisch in der Zeit des mittleren zwanzigsten Jahrhunderts. 
Physisch ist hier die Grenze im Raum zwischen Alpen und Böhmischer Masse zu sehen. Diese Grenze 
entspricht etwa den klimatischen Grenzen des atlantischen Einflussbereichs zum Pannonischen Klima. 
 
West- und Ostmitteleuropa in diesem weiteren Sinne zusammen entsprechen etwa auch dem Begriff 
Mitteleuropa oder Zentraleuropa, englisch Central Europe (CE). Abzugrenzen ist diese 
kulturgeographische Region vom wirtschaftspolitischen Begriff MOEL Mittel- und osteuropäische 
Länder / CEE Central and Eastern Europe, einem Konzept, das etwas umfassender dem hier erwähnten 
Ostmitteleuropa entspricht oder umfassend östlicher zu sehen ist. 
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      Von Nickolay Kapitonenko 

 
Nickolay Kapitonenko, Kiew 
Dr. Nickolay Kapitonenko ist außerordentlicher Professor am Institut für Internationale 
Beziehungen an der Nationalen Taras-Schewtschenko-Universität Kiew und Direktor des 
Zentrums für Studien der Internationalen Beziehungen. 
 
 
 
14.05.2024  

picture alliance / Associated Press | Aurelien Morissard 

Durch den andauernden russischen Krieg in der Ukraine verändert sich Schritt für Schritt 
die internationale politische Landschaft. Auch Staaten, die vom realen Kriegsgeschehen 
weit entfernt sind, verfolgen die Veränderungen aufmerksam. Der Krieg setzt im 
internationalen Interaktionsgefüge komplexe Mechanismen in Gang, stellt bestehende 
Bündnisse auf eine Bewährungsprobe und verschiebt die Kräfteverhältnisse. Dabei geht es 
nicht nur um die unklare Zukunft der internationalen Ordnung, sondern auch um wichtige 
konkrete und aktuelle außenpolitische Fragen – zumindest für diejenigen Staaten, die sich 
das leisten können. 
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Peking beobachtet den Lauf der Dinge schon seit Langem und ist zu dem Schluss 
gekommen, dass es jetzt an der Zeit ist, zu handeln. Die Europatournee des chinesischen 
Staats- und Parteichefs Xi Jinping ist Teil einer langfristig angelegten Strategie Chinas, mit 
Initiativen zur globalen Sicherheit, globalen Entwicklung und globalen Zivilisation seine 
Vision einer neuen internationalen Ordnung zu verwirklichen, wobei Peking unter anderem 
die Veränderungen im globalen Kräfteverhältnis im Blick behält. China ist gewillt und 
gerüstet, weltpolitisch eine bedeutendere Rolle zu übernehmen, und kann sich dabei auf 
sein massiv gewachsenes Wirtschaftspotenzial stützen: In Kaufkraftparitäten gerechnet, ist 
das Land mittlerweile die größte Volkswirtschaft der Welt, auch wenn es noch nicht an die 
historischen Rekordzeiten unter Kaiser Qianlong anknüpfen kann, als Chinas Anteil an der 
globalen Wirtschaftskraft bei 30 Prozent lag. 

Großen Anteil an Chinas wirtschaftlichem Erfolg hat das weltweite Freihandelssystem, dem 
sich das Land 2001 anschloss. Aufgrund dieses Systems ist die gigantische 
exportorientierte Volkswirtschaft auf eine zuverlässige Energieversorgung und auf den 
Zugang zu den größten Märkten in Südostasien, Europa und Nordamerika angewiesen und 
eingebunden in ein komplexes Beziehungsgeflecht mit den USA, der EU, Russland und 
einer Reihe von Regionalmächten in der ganzen Welt, das von wechselseitigen 
Abhängigkeiten, erbitterter Konkurrenz und zeitweise auch von Handelskriegen geprägt ist. 
Stellt man dazu noch die offenkundige Krise der Weltordnung und den Russland-Ukraine-
Krieg in Rechnung, wird deutlich, welche Herkulesaufgabe Xi Jinping zu bewältigen hat. 

Die zentralen Herausforderungen sind dabei die Rivalität mit den USA, der schwierige 
Dialog mit Europa und die Beziehungen zu Russland. Die sich wandelnde Vierpunkt-
Geometrie der multipolaren Weltordnung drängt China zum Handeln. Während eine 
Konfrontation mit den USA unausweichlich und das Verhältnis zu Moskau ziemlich stabil 
scheint, richtet sich der für China entscheidende Fokus auf Europa. 

Inzwischen geht es um den Ausbau einer alternativen Sicherheitsordnung in Eurasien, die 
sich auf eine Partnerschaft zwischen Europa und China gründet. 

Im April reiste Bundeskanzler Olaf Scholz nach China. Gesprächsthemen waren der Handel, 
der Wettbewerb und der Unmut in der EU über die staatlichen Subventionen für chinesische 
Unternehmen. Für seine Europatournee im Mai suchte Xi Jinping sich Frankreich, Serbien 
und Ungarn aus. Auf der Themenliste standen auch dort Handel, Subventionen und 
Wettbewerb, aber darüber hinaus auch politische Fragen, die mit dem Russland-Ukraine-
Krieg und übergeordneten geopolitischen Plänen zusammenhängen. 

Besonders stark war das bei Xi Jinpings Besuch in Paris der Fall, bei dem nicht zuletzt 
Frankreichs spezieller Umgang mit den transatlantischen Beziehungen zum Tragen kam. 
Die Aussage des chinesischen Staats- und Parteichefs, China und Frankreich sollten 
gemeinsam auf den Aufbau einer gleichberechtigten und multipolaren Welt hinarbeiten, 
mussten dort auf besonders offene Ohren stoßen. Im Kern bot Xi Jinping Frankreich eine 
maximal breite Zusammenarbeit in allen Bereichen an, die sich auf die Kerngedanken seiner 
globalen Initiativen stützt: die Vermeidung einer Blockkonfrontation und der beiderseitige 
Nutzen. Der Handelsdialog mit Deutschland wurde in Paris mit geopolitischen Ideen 
angereichert: Inzwischen geht es nicht nur um 15 Prozent der chinesischen Exporte in die 
EU, sondern auch um den Versuch, eine alternative Sicherheitsordnung in Eurasien 
aufzubauen, die sich auf eine Partnerschaft zwischen Europa und China gründet. Wenn die 
Diskussionen über einen Neo-Isolationismus in den USA nach der dortigen Wahl lauter 
werden, ist nicht auszuschließen, dass solche Gedanken auch in Europa an Popularität 
gewinnen. 
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Interessant ist auch, dass bei Xi Jinpings Reiseplanung die Wahl auf Serbien und Ungarn 
fiel. Ausschlaggebend war natürlich nicht, dass Xi Jinping in jungen Jahren ein Fan des 
jugoslawischen Films „Auftrag für Tiger“ (Originaltitel: „Die Brücke“) war und gern die 
jugoslawische Version des Liedes „Bella Ciao“ hörte. Der Besuch fand genau 25 Jahre nach 
dem Tag statt, an dem im Zuge der NATO-Operation die chinesische Botschaft in Belgrad 
durch eine amerikanische Fliegerbombe zerstört wurde und an den man sich in Serbien 
sehr gut erinnert – ein guter Ansatzpunkt, um einmal mehr mögliche Bruchlinien im 
Verhältnis zwischen Europa und den USA aufzuspüren und zumindest einigen 
europäischen Ländern eine Alternative anzubieten. Auch hier traf der Gast auf ein 
dankbares Publikum: Xi Jinping und Aleksandar Vučič unterzeichneten rund 30 Abkommen 
– darunter eine Erklärung mit dem bedeutungsschweren Titel „Zum Aufbau einer chinesisch-
serbischen Schicksalsgemeinschaft“, mit der die strategische Partnerschaft der beiden 
Staaten ausgeweitet werden soll. Sie beinhaltet Investitionen, finanzielle Zusammenarbeit 
und – wie bei China üblich – Hochtechnologien. Serbien ist ein wichtiger Baustein der für 
China essenziellen Initiative „Neue Seidenstraße“, und umgekehrt ist China der wichtigste 
Investor für die serbische Wirtschaft. Im Juli tritt ein Freihandelsabkommen zwischen den 
beiden Ländern in Kraft, das Chinas Position auf dem Balkan weiter stärken wird. 

Während in der gemeinsamen Erklärung mit Serbien von einer „Schicksalsgemeinschaft“ 
die Rede ist, sprach Xi Jinping in Budapest von einer umfassenden strategischen „Allwetter-
Partnerschaft“ in einer neuen Epoche. Auch das EU-Mitglied Ungarn spielt eine wichtige 
Rolle in den Plänen für die „Neue Seidenstraße“ – und bekam ebenfalls eine 
Zusammenarbeit in den Bereichen Infrastrukturentwicklung, grüne Energieversorgung und 
Künstliche Intelligenz angeboten. Auch über die multipolare Weltordnung, eine inklusive 
Globalisierung und Gerechtigkeit wurde in Budapest gesprochen. 

Serbien und Ungarn hat China schon seit Langem besonders im Blick. 

Sowohl Serbien als auch Ungarn hat China seit Langem besonders im Blick. Schon seit den 
Zeiten, als sie in Form des Titoismus und des Kádárismus („Gulaschkommunismus“) 
eigenständige nationale Modelle von Sozialismus einführten, studiert China die Erfahrungen 
der beiden Länder sehr aufmerksam. Später verfolgte das Land mit Interesse die 
postsozialistischen Wandlungsprozesse in beiden Ländern, zog seine Lehren daraus und 
nahm dabei auch ihre Rolle in der Region in den Blick. Heute haben sie eine wichtige 
Funktion für Pekings Pläne, die offenbar darauf abzielen, die Länder Europas individuell 
vom Nutzen einer alle Bereiche umfassenden Partnerschaft mit China zu überzeugen. 

Bei seiner Europatournee ging es Xi Jinping jedoch um weit mehr als darum, die Probleme 
mit dem Import chinesischer Elektroautos nach Europa oder mit dem von den Europäern 
beklagten unlauteren Wettbewerb zu lösen. Die Reise wirkt wie ein Versuch, das Heft des 
Handelns in die Hand zu nehmen zu einem Zeitpunkt, da die internationale Ordnung sich 
im Krisenmodus befindet. Bei einem solchen Versuch geht es allerdings unweigerlich auch 
um den Russland-Ukraine-Krieg und Chinas Haltung dazu. 

Dass diese Haltung den Europäern Sorgen bereitet, ist nachvollziehbar. Ebenso wenig ist 
von der Hand zu weisen, dass eine Niederlage Russlands für China nicht hinnehmbar ist. 
Das erschwert die Suche nach für beide Seiten vorteilhaften Lösungen der Wirtschafts- und 
Handelsprobleme. Das europäische Kalkül, China werde in welcher Form auch immer Druck 
auf Russland ausüben, wirkt nicht überzeugend. Peking hat sich erfolgreich auf die 
Realitäten des Krieges eingestellt, die mit diesem Krieg verbundenen Risiken eingegrenzt  
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und Russlands Schwäche und Verwundbarkeit zum größtmöglichen eigenen Vorteil 
ausgenutzt und gleichzeitig die Bereitschaft signalisiert, eine Vermittlerrolle zu übernehmen 
und aktiv an der Gestaltung einer Nachkriegsordnung mitzuwirken – sobald die 
Voraussetzungen dafür gegeben sind. 

Zugleich kommt Europa in Chinas übergeordneter Gesamtstrategie eine Schlüsselrolle zu: 
Wenn es gelänge, Europas Bindung an die USA zu schwächen und die durch Russlands 
Angriff auf die Ukraine zum Teil zerstörten Bande zwischen den beiden entgegengesetzten 
Polen Eurasiens wiederherzustellen, wäre Chinas Position in der multipolaren Weltordnung 
erheblich gestärkt. Aber lohnt es sich für Peking, für eine Annäherung an die EU eine 
Kehrtwende in seinem Verhältnis zu Russland in Kauf zu nehmen? 

Bei Putins bevorstehendem China-Besuch, aber auch beim Friedensgipfel in der Schweiz 
wird sich zeigen, wie unverrückbar Pekings Position ist. 

Das ist und bleibt eine offene Frage. Russland ist für China zu wichtig – zum einen als 
Energielieferant und zum anderen als Partner bei der Umgestaltung der Weltordnung. Auch 
Europa ist wichtig, aber vorerst nur als Handelspartner. Für eine echte strategische 
Partnerschaft zwischen China und Europa (und nicht nur zwischen einzelnen Ländern) gibt 
es bislang noch zu viele Hindernisse. Bei Putins bevorstehendem China-Besuch, aber auch 
beim Friedensgipfel in der Schweiz wird sich zeigen, wie unverrückbar Pekings Position ist. 

Der Russland-Ukraine-Krieg entfaltet Schritt für Schritt globale Wirkungen. Die Dynamik und 
der Charakter dieses Krieges sind in den Augen vieler Beobachter in aller Welt ein Zeichen 
für die Schwäche des Westens. Die globale Kräfteverschiebung schreitet voran und zeigt 
die Grenzen der Großmächte auf. Viele Regierungen, die Pekings Einschätzung teilen, dass 
die monopolare Welt am Ende ist, erinnern an die Strategie des Ausgleichs. Sie kann die 
Möglichkeit eröffnen, die Risiken auf ein Minimum zu reduzieren und größere Spielräume 
zu schaffen. Für eine solche Politik – auch Hedging genannt – könnten sich nicht nur Chinas 
regionale Nachbarn, sondern auch geografisch weiter entfernte Partner wie eben Serbien 
und Ungarn erwärmen. Wenn das Hedging mehr in Mode käme, könnte Peking schon bald 
auf seine Angebote an Europa zurückkommen – und dann wäre es schwerer, sie 
auszuschlagen. 

Aus dem Russischen von Andreas Bredenfeld 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/xi-in-europa-
7502/?utm_campaign=de_40_20240514&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/xi-in-europa-7502/?utm_campaign=de_40_20240514&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/xi-in-europa-7502/?utm_campaign=de_40_20240514&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/xi-in-europa-7502/?utm_campaign=de_40_20240514&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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02) Aus Hetze wird Gewalt. Gewalt gegen Journalisten nimmt zu. Das  
      unterhöhlt auch die Demokratie, die ohne eine unabhängige  
      Berichterstattung nicht funktionieren kann 

      Von Jodie Ginsberg 

 
Jodie Ginsberg, New York 
Jodie Ginsberg ist CEO des Committee to Protect Journalists, einer gemeinnützigen 
Organisation, die sich weltweit dafür einsetzt, dass Medienschaffende frei und sicher 
berichten können. 
 
 
08.05.2024  

 
Pressefreiheit in Gefahr: Ein Polizist behindert die Arbeit eines Journalisten.- picture 
alliance / ZB | Arno Burgi   

Allein in der ersten Woche dieses Jahres wurden mindestens 18 Journalisten und 
Journalistinnen angegriffen oder drangsaliert, während sie über mutmaßliche 
Wahlunregelmäßigkeiten und Gewalt in Bangladesch berichteten. Anfang Februar wurden 
Medienschaffende in Pakistan durch eine Welle der Gewalt, großflächige Internet-Blackouts 
und die Sperrung von Mobilfunknetzen an der Berichterstattung über die Wahlen gehindert. 
Im März wurden Journalisten in der Türkei beschossen und daran gehindert, 
Kommunalwahlen zu beobachten, obwohl das Gesetz eigentlich auf ihrer Seite steht. 

Es war ein beunruhigender, aber nicht besonders überraschender Start in dieses 
„Superwahljahr“. Wenn die Hälfte der Weltbevölkerung ihre Stimme abgibt, ist eine 
unabhängige Berichterstattung über die Kandidaten und die Themen unerlässlich. Doch die 
Angriffe auf die Medien nehmen zu, selbst in reiferen Demokratien. In den Vereinigten 
Staaten hat die Rückkehr von Donald Trump als Kandidat Erinnerungen an den 6. Januar  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/jodie-ginsberg/
https://cpj.org/2024/01/at-least-18-bangladeshi-journalists-attacked-harassed-during-election-coverage/
https://cpj.org/2024/02/cpj-condemns-phone-and-internet-disruptions-barring-of-journalists-during-pakistan-election/
https://cpj.org/2024/04/turkish-journalists-shot-at-banned-from-observing-vote-count-in-local-elections/
https://apnews.com/25-elections-in-2024-that-could-change-the-world
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2021 geweckt, als seine Anhänger das Kapitol stürmten, sich auf Journalisten stürzten, ihre 
Kameras zerstörten und „Murder the media“ an die Türen kritzelten. 

Die Angriffe auf die Medien nehmen zu, selbst in reiferen Demokratien. 

Solche Beispiele stehen stellvertretend für eine umfassendere Problematik. Von den USA 
bis Indien werden hart erkämpfte Freiheiten und Rechte ausgehöhlt. Im Jahr 2023 
veröffentlichte das V-Dem-Institut, das Demokratie weltweit überwacht, einen Bericht, in 
dem es davor warnt, dass die seit 1989 erzielten Fortschritte bei der Demokratisierung 
rückgängig gemacht werden. Die Autorinnen und Autoren sehen die zunehmenden Angriffe 
auf Journalisten als wichtigen Indikator für Autokratisierung: „Aspekte der Meinungs- und 
Pressefreiheit sind diejenigen, die ‚Möchtegern-Diktatoren‘ am meisten und oft zuerst 
angreifen.“ 

Es besteht kein Zweifel daran, dass die Bedrohungen für Journalisten zunehmen, und zwar 
nicht nur in Ländern, in denen unabhängige Medien immer ein Ziel sind. In den vergangenen 
drei Jahren hat das Komitee zum Schutz von Journalisten eine beinahe rekordverdächtige 
Zahl von inhaftierten Journalistinnen und Journalisten (und sogar Top-Medienmanagern) 
dokumentiert, auch in vermeintlichen Demokratien wie Guatemala und in Ländern, die einst 
ein relativ hohes Maß an persönlicher und politischer Freiheit genossen, wie etwa 
Hongkong. 

Die Zahl der Morde an Medienschaffenden ist auf dem höchsten Stand seit fast einem 
Jahrzehnt. Im Jahr 2022 wurde der amerikanische Enthüllungsjournalist Jeff German vor 
seinem Haus in Las Vegas  erstochen, und ein Politiker, über den German berichtet hatte, 
wartet nun auf ein Verfahren wegen des Mordes. Von Washington und Westminster bis 
Buenos Aires und Budapest erhalten Medienschaffende, die über Politik berichten, täglich 
Morddrohungen und laufen zunehmend Gefahr, bei politischen Kundgebungen und 
Protesten zur Zielscheibe zu werden. 

Einem UNESCO-Bericht aus dem Jahr 2021 zufolge haben drei Viertel der befragten 
Journalistinnen im Internet Hass, Belästigung oder Gewaltandrohungen erlebt. Einer der 
wahrscheinlichsten Auslöser für solche Übergriffe war die Berichterstattung über „Politik und 
Wahlen“. Frauen und Angehörige marginalisierter Bevölkerungsgruppen sind die 
Hauptleidtragenden dieses medienfeindlichen Mobbings im Internet – und die Hetze schlägt 
häufig in reale Gewalt um. 

Die Hetze schlägt häufig in reale Gewalt um. 

Die Folgen dieses beunruhigenden Trends sind aber nicht nur auf die Medien beschränkt. 
Angriffe auf Medienschaffende schaden allen. Journalisten, die über Kandidatinnen und 
Kandidaten berichten, indem sie ihre berufliche Laufbahn, den Wahrheitsgehalt ihrer 
Behauptungen und die Glaubwürdigkeit ihrer Versprechen unter die Lupe nehmen, lassen 
publizistische Sorgfaltspflicht im Interesse der Öffentlichkeit walten. Indem sie über 
politische Errungenschaften und Misserfolge berichten, tragen sie dazu bei, die offizielle 
Darstellung eines Kandidaten zu bestätigen – oder zu widerlegen –, und sie entlarven Lügen 
und Hetzkampagnen als das, was sie sind. Sie liefern auch praktische Informationen über 
Wahlverfahren und überwachen Wahlunregelmäßigkeiten und Verstöße gegen die 
Wahlkampffinanzierung. Ohne solche Informationen kann es keine Demokratie geben, 
sondern eher das, was V-Dem als „Wahlautokratie“ bezeichnet, bei der Wahlen leere Rituale 
sind. 

 

https://cpj.org/2023/01/murder-the-media-what-the-jan-6-attack-on-the-capitol-meant-for-u-s-journalists/
https://v-dem.net/documents/29/V-dem_democracyreport2023_lowres.pdf
https://cpj.org/reports/2024/01/2023-prison-census-jailed-journalist-numbers-near-record-high-israel-imprisonments-spike/
https://cpj.org/2024/02/israel-gaza-war-propelled-journalist-killings-to-near-record-high/#:~:text=99%20journalists%20and%20media%20workers%20killed%20worldwide%20in%202023&text=CPJ's%20report%20documents%20the%20highest,in%20the%20Israel%2DGaza%20war.
https://cpj.org/2022/09/police-arrest-local-official-suspected-of-killing-las-vegas-reporter-jeff-german/
https://www.icfj.org/sites/default/files/2021-04/The%20Chilling_POSETTI%20ET%20AL_FINAL.pdf
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Unabhängige Berichterstattung ist zudem entscheidend, um amtierende Machthaber zur 
Rechenschaft zu ziehen. Es war altmodische, auf Recherche beruhende Berichterstattung, 
die die gefälschte Biografie des republikanischen New Yorker Kongressabgeordneten 
George Santos aufdeckte und schließlich zu seinem Rauswurf aus dem Kongress führte 
(von der Strafanzeige ganz abgesehen). Es waren Nachrichtenmedien, die Aufnahmen des 
Chefs der peruanischen Geheimpolizei, Vladimiro Montesinos Torres, von der Bestechung 
von Richtern und Politikern veröffentlichten – Enthüllungen, die zum Sturz von Präsident 
Alberto Fujimori führen sollten. Und es war unabhängige Berichterstattung über „Partygate“, 
die Boris Johnson schließlich zum Rücktritt als Premierminister des Vereinigten Königreichs 
zwang. 

Unabhängige Berichterstattung ist zudem entscheidend, um amtierende Machthaber zur 
Rechenschaft zu ziehen. 

Unabhängiger, professioneller Journalismus – sowohl auf lokaler als auch auf nationaler 
Ebene – ist sogar noch wichtiger geworden, da die Öffentlichkeit heute mit Desinformationen 
überflutet wird. In einem aktuellen Bericht der Nachrichtenagentur Associated Press heißt 
es, dass künstliche Intelligenz die Verbreitung von Wahlkampflügen durch Deepfake-Bilder 
und -Audios, die von echten Aufnahmen nicht zu unterscheiden sind, zusätzlich verschärft. 
Auch eine im März veröffentlichte Studie des Africa Center for Strategic Studies stellt fest, 
dass sich Desinformation im Vorfeld der jüngsten Wahlen auf dem gesamten Kontinent 
vervierfacht hat (im Vergleich zu 2022). 

Unabhängige Nachrichtenmedien sind unerlässlich, um diesem technologiegetriebenen 
Trend entgegenzuwirken. Ein Beispiel sind die diesjährigen Wahlen in Taiwan. Obwohl die 
Online-Kanäle während des gesamten Wahlkampfs mit Lügen überschwemmt wurden, 
deuten Studien darauf hin, dass ein Großteil der Desinformation durch die gemeinsamen 
Bemühungen der lokalen Medien, der Wahlbehörden und der Faktenprüfer entschärft 
wurde, die sich alle bewusst darauf konzentrierten, Vertrauen aufzubauen und Wählerinnen 
und Wähler mit den Informationen zu versorgen, die sie brauchen, um eine fundierte, 
sinnvolle Wahl zu treffen. 

Diese Lehren müssen beherzigt und sorgfältig auf Warnsignale geachtet werden. Wenn 
dieses Jahr ein Lackmustest für die Demokratie auf der ganzen Welt ist, wird ein 
Vorindikator sein, wie die Medien behandelt werden. Wir müssen weiterhin wachsam sein, 
wenn es darum geht, eine freie und unabhängige Presse zu verteidigen – und lebendige 
lokale Medien zu fördern. Wenn wir das nicht tun, können Sie sicher sein, dass die Erosion 
der Freiheiten auch vor unserer Tür nicht Halt machen wird. 

Dieser Artikel erschien ursprünglich auf  Project Syndicate. 

Aus dem Englischen von Sandra Pontow 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/aus-hetze-
wird-gewalt-
7495/?utm_campaign=de_40_20240508&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
 
 
 
 
 
 

https://www.newsday.com/long-island/crime/george-santos-criminal-fraud-case-wxehmiuo
https://www.sfgate.com/opinion/article/HOW-TO-STEAL-A-DEMOCRACY-In-Peru-bribes-were-2506198.php
https://apnews.com/article/boris-johnson-partygate-parliament-lockdown-report-84e0990fa7e58bcb488efbf6c6a5d141
https://apnews.com/article/artificial-intelligence-elections-disinformation-chatgpt-bc283e7426402f0b4baa7df280a4c3fd
https://africacenter.org/spotlight/mapping-a-surge-of-disinformation-in-africa/
https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/deutschland-gilt-in-taiwan-als-zu-chinafreundlich-7245/
https://gijn.org/stories/lessons-taiwans-resistance-election-disinformation-wave/
https://www.project-syndicate.org/commentary/attacks-on-journalists-media-indicates-democratic-erosion-by-jodie-ginsberg-2024-05
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/aus-hetze-wird-gewalt-7495/?utm_campaign=de_40_20240508&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/aus-hetze-wird-gewalt-7495/?utm_campaign=de_40_20240508&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/aus-hetze-wird-gewalt-7495/?utm_campaign=de_40_20240508&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/aus-hetze-wird-gewalt-7495/?utm_campaign=de_40_20240508&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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03) Am Kipppunkt. Krisen über Krisen setzen Demokratien weltweit zu. Dabei  
     ist das Gesellschaftssystem sehr erfolgreich, muss aber seine Stärken  
     ausspielen 
 
     Von Jan Zielonka 
 

 
Jan Zielonka, Venedig 
Jan Zielonka ist Professor für Politik und Internationale Beziehungen an der Universität 
Venedig sowie am St. Antony’s College der Universität Oxford. Er ist der Autor von 
Konterrevolution. Der Rückzug des Liberalen Europas (2019). 

 
 

07.05.2024 |  

 
Gary Waters.- picture alliance / Westend61  

Ami Ayalon, früherer Leiter des israelischen Inlandsgeheimdienstes, gestand kürzlich in 
einem Interview mit dem New Statesman mit entwaffnender Offenheit: „Wir müssen davon 
ausgehen, dass wir einen Krieg mit der Hisbollah führen werden, nicht weil wir oder sie es 
wollen, sondern weil wir die Kontrolle verlieren.“ Dieses Gefühl der Ohnmacht beschränkt 
sich nicht auf den Libanon oder den Israel-Palästina-Konflikt. 

Wir wollten keinen Krieg mit Russland, aber wir haben jeden Einfluss auf das übergriffige 
Verhalten von Präsident Wladimir Putin verloren. Wir wissen, dass unkontrollierte Märkte 
erneut abstürzen und massive soziale Schäden verursachen können, aber wir verfügen 
nicht über die nötigen Werkzeuge, um die globalen Märkte in Einklang zu bringen. Wir 
verstehen die schrecklichen Folgen des Klimawandels, aber wir brechen immer wieder 
unsere eigenen Umweltversprechen unter dem Druck von Unternehmen, Landwirten oder 
Dieselfans. Wir beklagen den raschen oder gar wilden Fortschritt der Künstlichen Intelligenz,  

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/jan-zielonka/
https://www.newstatesman.com/the-weekend-interview/2024/04/ami-ayalon-interview-hamas-nightmare-two-state-solution?utm_source=substack&utm_medium=email
https://edition.cnn.com/2023/03/29/tech/ai-letter-elon-musk-tech-leaders/index.html
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aber wir wollen trotzdem erst einmal abwarten. Wir rechnen mit einer neuen 
Gesundheitsgefahr durch unbekannte Viren oder multiresistente Keime, aber der Abbau der 
öffentlichen Gesundheitssysteme schreitet ungehindert voran. 

Wir wissen, dass unkontrollierte Märkte erneut abstürzen und massive soziale Schäden 
verursachen können, aber wir verfügen nicht über die nötigen Werkzeuge, um die globalen 
Märkte in Einklang zu bringen. 

Gegen dieses Gefühl der Ohnmacht braucht es vielmehr eine sozialpsychologische als eine 
politische Therapie. Apokalyptiker werden nie an eine bessere Zukunft glauben, ganz gleich, 
was geschieht. Allerdings waren sogar berühmte Pessimisten wie Thomas Hobbes 
überzeugt, eine Regierung könne und solle etwas bewirken: Nur in einem „Naturzustand“ 
ohne Leviathan sei das Leben „einsam, armselig, ekelhaft, tierisch und kurz“ gewesen, ein 
Kampf „aller gegen alle“. Leider glauben heute nur noch wenige Menschen, Regierungen 
könnten unsere Zukunft sichern. 

In den 1980er Jahren galt ich als naiver Optimist, wenn ich erklärte, dass Arbeiterstreiks in 
Polen oder Lichterketten im Baltikum die Sowjetunion und die Berliner Mauer zum Einsturz 
bringen könnten. Ich bin immer noch überzeugt, dass reiche und gebildete Europäerinnen 
und Europäer die „Polykrise“ unserer Zeit überwinden können. Wir konnten Russland daran 
hindern, die gesamte Ukraine zu besetzen, die europäische Schuldenkrise von 2009/10 
wurde eingehegt, ständig werden neue Medikamente entdeckt, und die gerade 
beschlossene KI-Verordnung der EU bietet den Bürgerinnen und Bürgern zumindest einen 
gewissen Schutz vor neuen Überwachungstechnologien. 

Dennoch wird der Europäische Green Deal gerade vor unseren Augen rückgängig gemacht 
wird – mit verheerenden, vor allem mittel- bis langfristigen Folgen. Das Wettrüsten 
beschleunigt sich und vertrauensbildende Maßnahmen nehmen ab, was das Risiko eines 
mutwilligen oder fahrlässigen Kriegsausbruchs erhöht. Die Finanz- und Migrationskrisen 
werden zwar eingehegt, aber die zugrunde liegenden Probleme nicht befriedigend gelöst, 
sodass sie in verschärfter Form zurückkehren könnten. 

All diese einzelnen Herausforderungen verstärken sich zudem gegenseitig. Wir können über 
die Bedeutung dieser oder jener Bedrohung diskutieren und entsprechende 
Untergangsprophezeiungen hinterfragen. Dennoch muss man feststellen, dass sich 
zahlreiche grundsätzliche Probleme anhäufen, die ohne angemessene Lösungen nicht 
einfach verschwinden werden. Wie sind wir in dieses Durcheinander geraten? 

Diese emotionale Polarisierung macht es schwer, politische Maßnahmen zu treffen, die auf 
breite öffentliche Zustimmung stoßen. 

Gewöhnlich werden inkompetente oder böswillige Politiker für den beklagenswerten 
Zustand unserer Regierungsführung verantwortlich gemacht. Das Problem daran ist, dass 
wir je nach ideologischer Haltung unterschiedliche Politikerinnen und Politiker beschuldigen. 
Wer Liberale aus den Mitte-rechts- oder Mitte-links-Parteien wählt, kritisiert Populisten für 
Nationalismus und Fremdenfeindlichkeit, „alternative Fakten“, wenn nicht gar offene Lügen, 
und autoritäre Tendenzen, die die Demokratie untergraben. Wer Populistinnen und 
Populisten wählt, beschuldigt die Liberalen, die gewöhnlichen Leute zu vernachlässigen und 
immer mehr Macht auf die Märkte und nicht gewählte Institutionen wie die Europäische 
Kommission, Zentralbanken oder Verfassungsgerichte zu übertragen. Liberale werden 
zudem bezichtigt, die Grenzen für „illegale“ Migrantinnen und Migranten, „subventionierte“ 
chinesische Produkte und „fremde“ Kulturen zu öffnen. 

https://www.pewresearch.org/short-reads/2022/08/11/large-shares-in-many-countries-are-pessimistic-about-the-next-generations-financial-future/
https://www.socialeurope.eu/beyond-the-backlash-the-green-electoral-agenda
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Diese emotionale Polarisierung macht es schwer, politische Maßnahmen zu treffen, die auf 
breite öffentliche Zustimmung stoßen. Diese Unterstützung braucht man aber, um all die 
komplexen Herausforderungen auf entschiedene, kohärente, langfristige und 
parteiübergreifende Weise anzugehen. Allerdings bleiben die Probleme auch dann 
bestehen, wenn sich Populisten und Liberale einigen, was darauf hindeutet, dass 
Polarisierung nur einer von vielen Faktoren ist, die unseren Mangel an Kontrolle in dieser 
chaotischen Gemengelage erklären. 

Beispielsweise brachte die russische Invasion in der Ukraine so gegensätzliche politische 
Akteure zusammen wie den sozialdemokratischen deutschen Bundeskanzler Olaf Scholz 
und die italienische Rechtsaußen-Premierministerin Giorgia Meloni, die zur europäischen 
Opposition zählt. Doch selbst mit vereinten Kräften gelang es ihnen nicht, die russische 
Aggression zu stoppen – mit verheerenden Folgen nicht nur für die Ukraine, sondern auch 
für die gesamte EU. 

Wirtschaftssanktionen bieten zwar eine überzeugende Alternative zu direktem militärischem 
Eingreifen, aber damit allein lässt sich kein Aggressor aufhalten. 

Ich will damit nicht sagen, wir hätten europäische Truppen in die Ukraine entsenden oder 
im Gegenteil die Ukraine aufgeben sollen. Es geht darum, dass auch wohlmeinende Politik 
auf manch irreführenden Annahmen beruht. So glaubten wir etwa, die Ukraine könne sich 
selbst verteidigen, ohne das russische Kernland anzugreifen. Die Lieferung offensiver statt 
rein defensiver Waffen an die Ukraine wurde korrekt als Eskalation bewertet, doch dem lag 
die Annahme zugrunde, die Kosten der Kriegsführung wären für Russland bald nicht mehr 
tragbar. Diese Kosten fielen niedriger aus, weil auch unsere Sanktionen nur bescheidene 
Wirkung zeigten. Wirtschaftssanktionen bieten zwar eine überzeugende Alternative zu 
direktem militärischem Eingreifen, aber damit allein lässt sich kein Aggressor aufhalten. 

Es war auch eine Illusion zu glauben, die europäischen Gesellschaften könnten ohne 
bedeutende Unterstützung der öffentlichen Hand die Kosten des Krieges bewältigen. Die 
Anzahl der Geflüchteten oder der Import von Getreide aus der Ukraine beeinträchtigte viele 
gesellschaftliche Gruppen, die von den Staaten vernachlässigt wurden. Die Investitionen in 
der Ukraine stammen ebenfalls aus den Taschen anderer und es wurden kaum 
Anstrengungen unternommen, diese Kosten gleichmäßig zu verteilen. Wütende 
Bürgerinnen und Bürger gingen auf die Straße und das setzte Regierungen und deren 
Maßnahmen unter Druck. 

Ohne eine europäische Armee lässt sich Putin nur schwer beeindrucken. 

Unsere Hoffnung, die Welt würde Europa helfen, das Problem an der Ostgrenze zu lösen, 
war ebenfalls fehlgeleitet. In Afrika, Lateinamerika, Asien und im Mittleren Osten gab es 
wenig Sympathien für das reiche und selbstsüchtige Europa. Trotz der verspäteten 
Unterstützung des US-Kongresses, der Ende April erst die Ukraine-Hilfen freigab, besteht 
selbst in Nordamerika die weit verbreitete Überzeugung, die Ukraine sei im Wesentlichen 
ein europäisches Problem. Und ohne eine europäische Armee lässt sich Putin nur schwer 
beeindrucken. 

Angesichts unserer Unfähigkeit, die Ostgrenze Europas zu sichern, wird deutlich, dass man 
die Kontrolle über schwerwiegende Probleme nicht einfach mit einer geeinten, auf edle Ziele 
verpflichteten Führung zurückerlangt. Vielleicht ist die Demokratie nicht länger in der Lage, 
die Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger in den „hybriden“ Problemlagen von heute zu 
erfüllen. Vielleicht müssen wir akzeptieren, dass nicht Europa, sondern China das 21. 
Jahrhundert bestimmen wird. 

https://www.socialeurope.eu/germany-and-ukraine-avoiding-refugee-tensions
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Obwohl Autokratien wie China und Russland viel Schaden anrichten können, weiß ich aus 
meiner Lebenserfahrung auf der „falschen Seite“ des Eisernen Vorhangs, dass sie längst 
nicht so mächtig sind, wie sie scheinen. Die wichtigste Quelle der Macht ist Wissen, das auf 
der Freiheit des Denkens und des Meinungsaustauschs beruht. Wie Napoleons 
Außenminister Talleyrand in einem berühmten Bonmot sagte: „Sie können mit Bajonetten 
allerlei ausrichten, aber Sie können nicht darauf sitzen.“ Die Geschichte zeigt, dass alle 
Völker früher oder später Freiheit fordern – und wenn sie das tun, erzittern die Autokratien. 

Macht ist jedoch ein relativer, kein absoluter Begriff. Autokratien können erstarken, wenn 
Demokratien schwächeln. Die Mängel der Demokratie beunruhigen mich am meisten, weil 
sie unseren wichtigsten Vorteil gegenüber den Autokratien untergraben. Was können wir 
tun, um demokratische Regierungsführung zu stärken? 

Zunächst müssen wir die Polarisierung überwinden, die jeden wichtigen Kompromiss 
verhindert, der zu einem neuen Gesellschaftsvertrag führen könnte. Eine Regierung, die 
sich nicht auf einen Gesellschaftsvertrag stützen kann, agiert schwach und willkürlich. 
Demokratie kann nicht nur für die jeweilige Bevölkerung ausgeübt werden, sie muss von ihr 
gestaltet werden. Wahlen können zu Regierungswechseln führen, aber die Bürgerinnen und 
Bürger haben nicht das Gefühl, dass ihre Stimme zählt. 

Deshalb sind die meisten Bürgerinnen und Bürger in Europa mit der demokratischen 
Funktionsweise ihrer Länder nicht zufrieden. Wenn wir glauben, ein integriertes Europa 
könne uns helfen, in dieser unruhigen Lage ein Stück weit die Kontrolle zurückzugewinnen, 
dann brauchen wir auch auf europäischer Ebene einen echten Gesellschaftsvertrag. Das 
aktuelle Wiedererstarken von Nationalismus und Souveränitätsdenken deutet allerdings 
nicht in diese Richtung. 

Zweitens müssen wir den räumlichen und zeitlichen Horizont der Demokratie erweitern. 
Demokratische Regierungsführung findet weiterhin nur innerhalb der Grenzen von 
Nationalstaaten statt und verteidigt die kurzfristigen Interessen der heutigen Wählenden. 
Kein Wunder, dass die Demokratie in einer zunehmend vernetzten 
Hochgeschwindigkeitswelt ins Stolpern gerät. 

Wer für Demokratie werben will, muss selbst mit gutem Beispiel vorangehen. 

Wie kann eine nationale Regierung Weltkonzerne effektiv regulieren? Erfolgreiche 
Migrationspolitik erfordert das langfristige Engagement zahlreicher Akteure an weit 
entfernten Schauplätzen, die die Ursachen der Migration wie Krieg oder Armut bekämpfen. 
Der Klimawandel wird vor allem künftige Generationen betreffen, die bei heutigen Wahlen 
keine Stimme haben und daher vom politischen Radar verschwinden. Das Internet hat 
unseren Begriff von Zeit und Raum verändert, doch die Demokratie hat das kaum zur 
Kenntnis genommen – das sollten wir verändern. 

Drittens müssen wir unsere Anstrengungen, im Ausland für Demokratie zu werben, 
intensivieren und nicht aufgeben. In der „flachen Welt“ von heute brauchen wir nämlich 
echte Partner, um Frieden, soziale Gerechtigkeit und nachhaltige Entwicklung zu fördern. 
Nach den gescheiterten Versuchen einer Demokratisierung in Afghanistan und Irak fordern 
manche die Rückkehr zu einer Geopolitik alter Schule, die auf strategische Bündnisse mit 
Autokraten setzte, während andere sich lieber auf den eigenen Hinterhof konzentrieren 
wollen. Eine EU, die um den eigenen Nabel kreist und nur mit ihren Problemen beschäftigt  

 

https://www.goodreads.com/quotes/1250463-you-can-do-anything-you-like-with-bayonets-except-sit
https://www.ipsos.com/en/heading-biggest-election-year-ever-satisfaction-democracy-low
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ist, wird jedoch kaum Unterstützung gewinnen – und wer Autokraten umgarnt, ist nicht nur 
unmoralisch, sondern dumm: Haben wir die tragischen Geschichten unserer „strategischen 
Bündnisse“ mit Reza Pahlavi im Iran, Zine El Abidine Ben Ali in Tunesien oder Muammar 
Gaddafi in Libyen schon vergessen? 

Wer für Demokratie werben will, muss selbst mit gutem Beispiel vorangehen. Wenn wir 
zeigen können, dass unsere Demokratien in der Lage sind, Gesellschaftsverträge zu 
vereinbaren, die zu Frieden und Wohlstand führen, werden Menschen in anderen Teilen der 
Welt Lust bekommen, diesem Beispiel zu folgen. Europa wird seine Attraktivität nicht durch 
herablassende Reden und die Gewährung rein paternalistischer Unterstützung 
wiedergewinnen. 

Dieser Artikel ist eine gemeinsame Publikation von Social Europe und dem IPG-Journal. 

Aus dem Englischen von Sabine Jainski 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/am-
kipppunkt-
7490/?utm_campaign=de_40_20240507&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

https://www.socialeurope.eu/is-the-world-getting-out-of-control
https://www.ipg-journal.de/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/am-kipppunkt-7490/?utm_campaign=de_40_20240507&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/am-kipppunkt-7490/?utm_campaign=de_40_20240507&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/am-kipppunkt-7490/?utm_campaign=de_40_20240507&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/am-kipppunkt-7490/?utm_campaign=de_40_20240507&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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01) Europa vor der Wahl. Was ist das Selbstverständnis der EU und wie  
      könnte ihre zukünftige Rolle in der Weltpolitik aussehen? Ein Blick in Ivan  
      Krastevs Werk könnte helfen 

      Von Leander Scholz 

 
Leander Scholz 
Berlin 
Dr. Leander Scholz ist Philosoph und Schriftsteller. Zuletzt erschienen von ihm Die Menge 
der Menschen. Eine Figur der politischen Ökologie (Kadmos 2019) und Die Regierung der 
Natur. Ökologie und politische Ordnung (2022). 

 
Aus meinem Bücherschrank 06.06.2024 |  

 
Die Wahl zum EU-Parlament: Richtungsentscheidung für den Kontinent nach dem Ende 
des globalen Liberalismus.-picture alliance / Westend61 | Gary Waters  
 

 
Ivan Krastev, Stephen Holmes (2019): „Das Licht, das erlosch. Eine Abrechnung“, Ullstein 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/leander-scholz/
https://www.ullstein.de/werke/das-erloschene-licht/hardcover/9783550050695
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In diesen Tagen findet die zehnte Direktwahl zum Europäischen Parlament statt. Im 
Unterschied zur letzten Wahl vor fünf Jahren hat sich mit dem russischen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine und den zunehmenden Drohungen seitens Chinas gegen Taiwan nicht 
nur die weltpolitische Lage erheblich verändert. Sollten die Prognosen zu dieser Wahl 
zutreffend sein, könnten auch erstmalig in der Geschichte der Europäischen Union 
rechtsgerichtete Parteien einen wesentlichen Einfluss auf die Staatengemeinschaft haben. 
Entschieden wird daher nicht nur über eine neue Zusammensetzung des Parlaments, mit 
der die traditionelle Mehrheit von Konservativen und Sozialdemokraten beendet werden 
könnte, sondern auch über das politische Selbstverständnis des Kontinents und über seine 
zukünftige Rolle in der Weltpolitik. Denn die Wahl fällt zusammen mit dem Ende der 
historischen Epoche eines globalen Liberalismus, die vor über 30 Jahren mit dem Fall der 
Berliner Mauer ihren Anfang nahm und deren Hoffnungen heute kaum noch jemand teilt. 
Das Ende der Geschichte ist tatsächlich eingetroffen, nur anders als erwartet. 

Zu den politischen Analysten, die sich intensiv mit der Frage beschäftigt haben, was sich in 
diesen drei Jahrzehnten seit dem Untergang der Sowjetunion derart grundsätzlich am 
Gefüge der Weltordnung verändert hat, gehört der bulgarische Politikwissenschaftler Ivan 
Krastev. Vor allem in seinen beiden Büchern Europadämmerung (2017) und Das Licht, das 
erlosch. Eine Abrechnung (2019), das letztere geschrieben zusammen mit dem 
amerikanischen Rechtswissenschaftler Stephen Holmes, versucht er, für die Zeit zwischen 
1989 und unserer Gegenwart eine welthistorische Konstellation herauszuarbeiten, in der die 
politische Mimesis zwischen den verbliebenen Mächten nach dem Ende des Kalten Kriegs 
eine entscheidende Rolle spielt. Schon häufig haben Politiken der Nachahmung das 
Schicksal ganzer Epochen bestimmt, vor allem in der europäischen Geschichte, aber auch 
unter kolonialen Bedingungen. Beispielhaft dafür ist die deutsch-französische Rivalität über 
mehrere Jahrhunderte, an deren Beginn das deutsche Begehren stand, so sein zu wollen 
wie der bewunderte Andere. 

Sollten die Prognosen zu dieser Wahl zutreffend sein, könnten auch erstmalig in der 
Geschichte der Europäischen Union rechtsgerichtete Parteien einen wesentlichen Einfluss 
auf die Staatengemeinschaft haben. 

Ausgangspunkt der Überlegungen von Krastev bildet die These, dass sich die aktuelle 
Konfliktlage der Weltpolitik nicht allein anhand der Differenz von Demokratien und 
Autokratien begreifen lässt, die für manche Beobachter an die Stelle der politischen 
Unterscheidung zwischen Kapitalismus und Kommunismus aus der Blockkonfrontation des 
20. Jahrhunderts getreten ist. Denn im Unterschied zum Kalten Krieg ist die gegenwärtige 
Rivalität der Weltmächte kein symmetrisch angeordneter Streit um philosophische 
Prinzipien. Der ehemalige Eiserne Vorhang war nicht nur eine territoriale Markierung, 
sondern auch eine ideologische und sogar geschichtsphilosophische. Beide politischen 
Systeme waren der gleichen Idee des Fortschritts verpflichtet und bezogen sich auf die 
gleiche philosophische Tradition. Daher konnten sie sich ineinander spiegeln und 
miteinander wetteifern. Das machte ihre besondere Feindschaft aus. Beide Systeme sahen 
sich auf dem einzigen richtigen Weg, der die wahre Geschichte der Menschheit sein sollte. 
Einer der beiden Wege musste somit zwangsläufig falsch sein und in einer Sackgasse 
enden. 

Als Francis Fukuyama nach den weltpolitischen Umbrüchen von 1989 in diesem Sinne seine 
berühmte These vom Ende der Geschichte formulierte, sah er sich selbst in der 
geschichtsphilosophischen Tradition von Hegel und des russisch-französischen 
Philosophen Alexandre Kojève, der bereits in den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts in 
seinen berüchtigten Hegel-Vorlesungen in Paris die Möglichkeit eines „Stillstands der 
Geschichte“ diskutiert hatte. In dieser Tradition stellt die Geschichte nicht bloß eine  

https://www.iwm.at/fellow/ivan-krastev
https://www.iwm.at/fellow/ivan-krastev
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Aneinanderreihung historischer Ereignisse dar, sondern sie verkörpert philosophische 
Prinzipien, deren Wahrheiten sich nur geschichtlich offenbaren können. Allein vor diesem 
Hintergrund konnte der Untergang der Sowjetunion für Fukuyama den historischen Beweis 
dafür liefern, dass der „liberalen Demokratie und dem mit ihr verbundenen 
Wirtschaftsliberalismus“ keine Alternative mehr entgegenstehe. Das Ende der Geschichte 
zu diagnostizieren, bedeutete daher nicht, dass nun nichts mehr geschehe, sondern dass 
es keinen Grund mehr gebe für die gewaltvolle Auseinandersetzung um die richtige 
politische Überzeugung. 

Diese geschichtsphilosophische Rahmung fehlt der gegenwärtigen Konfliktlage. Ihre 
historischen Bedingungen sieht Krastev im Sieg des Westens und im Aufstieg der einzig 
verbliebenen Supermacht zum Weltpolizisten gegeben. Mit der neuen unipolaren 
Weltordnung gerieten demnach alle anderen Mächte unter einen verschärften Druck der 
Nachahmung, der nur unzureichend als Globalisierung mit ihren weltpolitischen Hoffnungen 
erfasst werden kann. Denn Nachahmung kann sowohl in Form einer Mimesis vollzogen 
werden, mit dem Ziel, letztlich genau so zu werden wie das dominante Vorbild, als auch in 
Form einer Mimikry, mit dem Ziel, sich dieser Dominanz durch eine partielle Anpassung zu 
entziehen. Spätestens mit Chinas forcierter Einrichtung von Sonderwirtschaftszonen und 
dem Beitritt zur WTO stand zwar der Kapitalismus international nicht mehr zur Disposition, 
aber das bedeutete nicht, dass die politischen Unterschiede in einer Weltgesellschaft 
aufgehen würden. Im Gegenteil, an die Stelle des geschichtsphilosophischen Feldes der 
Unterschiede ist seitdem ein identitätspolitisches Feld getreten. 

Für die Westeuropäer bedeute die Erweiterung der Europäischen Union dagegen die 
Aussicht auf eine postnationale Globalisierung. 

Am Beispiel der Flüchtlingskrise von 2015, bei der sich von Anfang an ein tiefer Abgrund 
der Positionen zwischen westeuropäischen und osteuropäischen Ländern auftat, hat 
Krastev die Effekte dieses neuen identitätspolitischen Feldes in Europadämmerung als 
„Graben zwischen denen“ beschrieben, „die den Zusammenbruch des Kommunismus und 
den Zerfall des einstmals mächtigen kommunistischen Blocks am eigenen Leib erfahren 
haben, und jenen, die von solchen traumatischen Ereignissen verschont blieben“. Während 
die Osteuropäer mit ihrem Beitritt zur Europäischen Union die Hoffnung verbanden, endlich 
souveräne Nationalstaaten nach westeuropäischem Vorbild zu werden, empfanden sie die 
Forderungen nach Solidarität als eine kosmopolitische Zumutung, die ihre gerade 
erworbene Identität bedrohe. Für die Westeuropäer bedeutete die Erweiterung der 
Europäischen Union dagegen die Aussicht auf eine postnationale Globalisierung, in der kein 
Platz mehr war für ausgeprägte Nationalgefühle. Vor diesem Hintergrund lässt sich das 
Projekt einer illiberalen Demokratie auch aus den historisch unterschiedlichen Positionen 
innerhalb des identitätspolitischen Feldes in der Epoche der Nachahmung begreifen. 

Mit der erfolgreichen Globalisierung nach 1989 ist erstmals in der Geschichte ein 
gemeinsamer symbolischer Rahmen für identitätspolitische Rivalitäten im internationalen 
Maßstab entstanden. Denn im Unterschied zur Blockkonfrontation gibt es heute weltweit 
sehr viel größere Gemeinsamkeiten, vor deren Hintergrund erst die politischen 
Unterschiede eine neue Bedeutung gewinnen. Gerade weil es keinen 
geschichtsphilosophischen Fluchtpunkt mehr gibt, sondern nur noch die dauerhafte Präsenz 
des Anderen, sind diese Unterschiede deutlich affektgeladener als die 
geschichtsphilosophischen Differenzen. Es ist ein Irrtum zu glauben, dass es sich dabei um 
eine Konfrontation einander fremder Kulturen handelt, sondern erst der globale 
Nachahmungsdruck hat die Frage nach der eigenen Identität überall auf der Welt in den 
Vordergrund gerückt. Anhand der russischen Rivalität zum Westen hat Krastev in Das Licht,  
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das erlosch in diesem Sinne zu rekonstruieren versucht, wie aus der anfänglichen 
Nachahmung des Westens in den 1990er Jahren und dem zunehmenden Eingeständnis 
einer traumatischen Niederlage eine „Kriegserklärung an den Westen“ wurde. 

Die Gefahr einer „mimetischen Krise“ ist aber nicht allein auf den Nachahmer beschränkt. 
Sie kann auch das Vorbild selbst betreffen, das den Folgen seines eigenen Sieges nicht 
gewachsen ist. Mit dem Status der USA als monopolistischer Anbieter von politischen 
Werten nach 1989 ging nicht nur eine unkalkulierbare Ausdehnung der liberalen Mission 
einher, sondern auch das zunehmende Gefühl einer Selbstüberforderung und sogar eine 
Ablehnung der internationalen Vorbildrolle in den USA selbst. „America First“, der politische 
Slogan der amerikanischen Populisten, macht den grundsätzlichen Unterschied zur langen 
geschichtsphilosophischen Tradition des amerikanischen Exzeptionalismus sehr deutlich: 
„Er [Donald Trump] ist der wohl erste amerikanische Präsident, der niemals, unter keinen 
Umständen, die berühmten Worte Woodrow Wilsons wiederholen könnte: ‚Ihr seid 
Amerikaner, es ist euch bestimmt, Freiheit und Gerechtigkeit und die Prinzipien der 
Menschlichkeit zu bringen, wohin ihr auch geht‘“ (Das Licht, das erlosch). Damit haben auch 
die USA das geschichtsphilosophische Feld verlassen und sind im identitätspolitischen Feld 
angekommen. Darauf wird sich Europa in naher Zukunft einstellen müssen, was nur möglich 
ist, wenn es mehr darüber lernt, wie sich die internationalen Beziehungen im 
identitätspolitischen Feld gestalten lassen. 

https://www.ipg-journal.de/aus-meinem-buecherschrank/artikel/europa-vor-der-
wahl-
7555/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newslett
er   
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02) Bauernopfer. Ursula von der Leyens Deal mit dem Libanon schadet nicht  
      nur Flüchtlingen dort. Er untergräbt auch die Glaubwürdigkeit der EU 

      Von Sabrina Kaschowitz & Hussam Baravi 
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06.06.2024  

 
Syrischer Junge in einem Flüchtlingscamp: Gemessen an der Einwohnerzahl nimmt kein 
Land der Welt mehr Flüchtlinge auf als der Libanon.-picture alliance / Hans Lucas | 
Florient Zwein  

Die Annahme ist naheliegend, dass es sich um ein Wahlkampfmanöver handelt: EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat dem Libanon – kurz vor den 
Europawahlen – eine Milliarde Euro zur Bewältigung der dortigen Flüchtlingskrise zugesagt.  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/sabrina-kaschowitz/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/hussam-baravi/
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Anlass für die jüngste Vereinbarung waren Geflüchtete, die mit Booten nach Zypern 
gelangten, dem Libanon geografisch am nächsten gelegenen EU-Gebiet. Von der einen 
Milliarde sind 264 Millionen Euro für die Bereitstellung von Ausrüstung, Ausbildung und 
Grenzschutzinfrastruktur zur Unterstützung der libanesischen Sicherheitsdienste 
vorgesehen. Die Ankündigung selbst führte zu zahlreichen Vorwürfen gegen die EU, sie 
wolle die Migrationskontrolle auslagern und nehme dabei kaum Rücksicht auf die Einhaltung 
von Menschenrechten. 

Von der Leyens Wiederwahl hängt davon ab, dass sie die absolute Mehrheit der 720 
Abgeordneten im zukünftigen Europäischen Parlaments erhält. Im Moment scheint sie dafür 
auf die Unterstützung frustrierter Konservativer sowie rechtspopulistischer Parteien zu 
setzen, deren Beliebtheit in den jüngsten Umfragen auf einem Höhepunkt angekommen ist. 
Von der Leyen hat diesbezüglich bereits vorgelegt: Bei der Maastricht-Debatte im April 
signalisierte sie ausdrücklich ihre Bereitschaft, nach den Wahlen mit der Fraktion der 
Europäischen Konservativen und Reformer verhandeln zu wollen.  
Die jüngste Libanon-Ankündigung deutet dementsprechend auf ein kalkuliertes politisches 
Manöver von der Leyens hin, um ihre derzeitige Position zu stärken und ihre politische 
Zukunft zu sichern – koste es, was es wolle. 

Abgesehen vom fragwürdigen Zeitpunkt bleibt unklar, inwiefern die Details des neuen 
Abkommens überhaupt eine Neuerung darstellen. Nach offiziellen Angaben der 
Europäischen Kommission hat die EU den Libanon seit 2011 finanziell unterstützt, wobei 
sich das Gesamtvolumen dieser Hilfe auf über drei Milliarden Euro beläuft. Die aktuelle 
Unterstützung wird hauptsächlich über das Instrument für Nachbarschaft, 
Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit finanziert und über 
diverse Kanäle im Zeitraum 2021 bis 2027 verteilt. Die Kommission gibt an, dass von dieser 
Hilfe 670 Millionen Euro für den Libanon in Form von bilateraler Hilfe und 61 Millionen Euro 
unter dem sogenannten Stabilitäts- und Friedensinstrument der EU bereitgestellt werden. 
Im Zeitraum 2018 bis 2020 wurde mindestens ein Paket zur Unterstützung des 
libanesischen Sicherheitssektors über dieses Instrument angenommen. 

Das wirft die Frage auf, ob es sich beim jüngsten Schritt tatsächlich um zusätzliche Mittel 
oder vielmehr um eine Umwidmung von bereits zuvor mit dem Libanon vereinbarten 
Finanzierungspaketen handelt. Wadih Al Asmar, Leiter von EuroMed Rights und des 
Libanesischen Zentrums für Menschenrechte, ist der Meinung, Letzteres sei der Fall. Er 
vermutet, das neue Abkommen sei nicht mehr als eine Garantie für ein fortgesetztes 
finanzielles Engagement der EU. Dieses hätte aber auch über die EU-Delegation im Libanon 
festgelegt werden können – auf deutlich diskretere Weise. Stattdessen wurde das neue 
Abkommen von der EU-Exekutive als ein außergewöhnliches Ereignis präsentiert. 

Es hat den Anschein, dass von der Leyen die Migrationsdebatte für ihren Wahlkampf nutzen 
und ihr Profil schärfen will. 

Es hat also den Anschein, dass von der Leyen die Migrationsdebatte für ihren Wahlkampf 
nutzen und ihr Profil schärfen will. Dabei bietet sie allerdings keine „Lösung für die 
Migrationsfrage“ im Einklang mit den europäischen Werten. Vielmehr ist das Gegenteil der 
Fall. Ihre Ankündigung hat im Libanon Aufsehen erregt: Sie wurde als Versuch empfunden, 
die libanesische Regierung zu bestechen, um unerwünschte syrische Flüchtlinge im Land 
und somit fern von der EU zu halten. Im Libanon selbst hat dies zu einer erneuten Anti-
Flüchtlings-Stimmung geführt. Sie verschärft die ohnehin schon angespannte Atmosphäre 
zwischen syrischen Geflüchteten und der libanesischen Bevölkerung. 

 

https://neighbourhood-enlargement.ec.europa.eu/european-neighbourhood-policy/countries-region/lebanon_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32021R0947
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32021R0947
https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/summary/eu-instrument-contributing-to-stability-and-peace-2014-2020.html
https://www.europeansources.info/record/support-lebanon-security-sector-50-million/
https://www.europeansources.info/record/support-lebanon-security-sector-50-million/
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Die finanzielle Unterstützung der EU für die libanesischen Sicherheitsbehörden und die 
erneute Fokussierung auf die Migrationsdebatte stärken derweil die Fähigkeiten der 
libanesischen Sicherheitskräfte, internationales Recht zu brechen. Dies geschieht vor dem 
Hintergrund eines dysfunktionalen Staates ohne Präsidenten und einer lediglich 
geschäftsführenden Regierung, die aus einer korrupten politischen Elite besteht. In diesem 
politischen Kontext gibt es keine Rechenschaftspflicht; Risikobewertungen oder eine 
unabhängige Überwachung sind unmöglich. In dieser derzeitigen Situation im Libanon 
werden die ohnehin schon marginalisierten Syrerinnen und Syrer noch vulnerabler. Das 
bedeutet auch: Noch mehr syrische Menschen werden keine andere Möglichkeit sehen, als 
aus dem Libanon zu fliehen, egal unter welchen Bedingungen. 

Es ist wohl kaum ein Zufall, dass nur eine Woche nach von der Leyens Besuch die 
libanesische Sicherheitsbehörde eine Reihe neuer Maßnahmen ankündigte, die die 
Möglichkeiten syrischer Geflüchteter weiter einschränken, eine Aufenthaltsgenehmigung zu 
erhalten oder zu verlängern. Diese Maßnahmen stellen eine zusätzliche Belastung für die 
am meisten gefährdeten syrischen Personen dar. Mindestens 83 Prozent der syrischen 
Flüchtlinge im Libanon sind ohnehin schon ohne offizielle Papiere vor Ort.  

Gemessen an der Einwohnerzahl ist der Libanon der Staat, der weltweit die meisten 
Geflüchteten aufnimmt. 

Gemessen an der Einwohnerzahl ist der Libanon der Staat, der weltweit die meisten 
Geflüchteten aufnimmt. Die politische Elite im Land hat syrische Menschen zum 
Sündenbock gemacht, um die Tatsache zu verschleiern, dass sie selbst die Krisen im Land 
durch jahrzehntelange hohe Verschuldung, eine fehlgeleitete neoliberale Wirtschafts- und 
Sozialpolitik sowie weit verbreitete Korruption verursacht hat. Ihr Narrativ wird von den 
lokalen Medien und der dafür offenen Bevölkerung erfolgreich verbreitet. In den 
vergangenen Monaten waren Syrerinnen und Syrer Opfer exzessiver Gewalt, 
diskriminierender Ausgangssperren, Schikanen, Zwangsräumungen, Einschränkungen 
ihres legalen Aufenthalts sowie des Zugangs zu Bildung und Beschäftigung – und sogar 
Morden. Human Rights Watch berichtet über zahlreiche Fälle von willkürlichen 
Verhaftungen, Folter und gewaltsamer Abschiebung nach Syrien durch die libanesischen 
Behörden. Unter den Opfern waren auch Oppositionelle gegen das syrische Regime sowie 
Deserteure der syrischen Armee. 

Die sich verschlechternden Lebensbedingungen im Libanon und die Angst vor Abschiebung 
lassen den Syrerinnen und Syrern nur wenige Möglichkeiten. Für diese Geflüchteten ist es 
schlichtweg nicht sicher, in ihren Heimatstaat zurückzukehren. Das Regime des Landes hat 
ein „gutes Gedächtnis“ und sich darauf spezialisiert, Druck auf Dissidenten auszuüben. Was 
von libanesischer Seite als „freiwillige und sichere Rückkehr“ propagiert wird, ist für die 
meisten Menschen wahrscheinlich eine Einbahnstraße in Richtung Gewalt, Verletzung der 
Menschenrechte und manchmal sogar Tod. Menschenrechtsorganisationen haben diverse 
Fälle dokumentiert, in denen Rückkehrer, darunter Frauen und Kinder, willkürlich inhaftiert, 
gefoltert, sexuell missbraucht wurden oder einfach verschwunden sind. 

Dass die Europäische Union eine solche vermeintlich „freiwillige Rückkehr“ (wie es von der 
Leyen auch bei ihrem Besuch im Libanon formulierte) unterstützt, bietet Spielraum für 
andere Kräfte, die schon lange versuchen, syrische Flüchtlinge für ihre Zwecke zu 
instrumentalisieren. In einer Rede nach von der Leyens Besuch hat beispielsweise der 
Hisbollah-Führer Hassan Nasrallah, ein enger Verbündeter von Baschar al-Assad, 
vorgeschlagen, der Libanon solle die Ausreise von Syrern nach Europa erleichtern. Das 
kann sicherlich so interpretiert werden, dass Druck auf Europa aufgebaut werden soll –  

https://www.amnesty.org/en/latest/news/2024/05/world-leaders-must-commit-to-protecting-syrian-refugees-as-lebanon-steps-up-crackdown-ahead-of-brussels-conference/
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2024/05/world-leaders-must-commit-to-protecting-syrian-refugees-as-lebanon-steps-up-crackdown-ahead-of-brussels-conference/#:~:text=At%20least%2083%25%20of%20Syrian%20refugees%20do%20not,refugees%20in%20Lebanon%20live%20under%20the%20poverty%20line.
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2024/05/world-leaders-must-commit-to-protecting-syrian-refugees-as-lebanon-steps-up-crackdown-ahead-of-brussels-conference/#:~:text=At%20least%2083%25%20of%20Syrian%20refugees%20do%20not,refugees%20in%20Lebanon%20live%20under%20the%20poverty%20line.
https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/bittere-pille-7016/
https://www.google.com/url?q=https://timep.org/2024/05/29/fragile-sanctuary-syrian-refugees-in-lebanon-face-abuse-and-deportation/&sa=D&source=docs&ust=1717145928485410&usg=AOvVaw1dgBXtmrsmc_xF07god6vU
https://www.google.com/url?q=https://timep.org/2024/05/29/fragile-sanctuary-syrian-refugees-in-lebanon-face-abuse-and-deportation/&sa=D&source=docs&ust=1717145928485410&usg=AOvVaw1dgBXtmrsmc_xF07god6vU
https://www.hrw.org/news/2024/04/25/lebanon-stepped-repression-syrians
https://www.reuters.com/world/middle-east/syrians-lebanon-fear-unprecedented-restrictions-deportations-2024-05-29/#:~:text=Lebanese%20security%20forces%20issued%20a%20new%20directive%20this,Syrians%2C%20through%20which%20300%20travelled%20home%20in%20May.
https://www.reuters.com/world/middle-east/syrians-lebanon-fear-unprecedented-restrictions-deportations-2024-05-29/#:~:text=Lebanese%20security%20forces%20issued%20a%20new%20directive%20this,Syrians%2C%20through%20which%20300%20travelled%20home%20in%20May.
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2021/09/syria-former-refugees-tortured-raped-disappeared-after-returning-home/
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2021/09/syria-former-refugees-tortured-raped-disappeared-after-returning-home/
https://thisisbeirut.com.lb/lebanon/254354#:~:text=Nasrallah%3A%20Opening%20Sea%20Routes%20to%20Syrian%20Migrants%20Is,way%20to%20alleviate%20Lebanon%20from%20their%20protracted%20presence.
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wodurch Brüssel sich dann gezwungen fühlen dürfte, sich in der Rückführungsfrage 
alternativ mit dem syrischen Regime zu arrangieren. Für die Führung von Assad wäre dies 
ein erster Schritt in Richtung der von ihm seit Langem angestrebten Normalisierung der 
Beziehungen zu Europa. 

Mit ihrem eigennützigen Schritt lässt von der Leyen die Europäische Union einen hohen 
Preis mit Blick auf ihr internationales Ansehen zahlen. 

Mit ihrem eigennützigen Schritt lässt von der Leyen die Europäische Union einen hohen 
Preis mit Blick auf ihr internationales Ansehen zahlen. Vorläufige Ergebnisse einer Studie 
des Swiss Network for International Studies deuten darauf hin, dass in der 
Wechselbeziehung zwischen europäischen und regionalen Fluchtdynamiken der Einfluss 
europäischer Akteure und Geldgeber bei der Achtung der internationalen Menschenrechte 
im Libanon schwindet. Ein wichtiger Faktor ist dabei auch die eigene Praxis der EU, das 
Thema per Pushbacks und Externalisierung abzuhandeln. Damit setzt sie selbst ein 
schlechtes Beispiel für den Umgang mit geflüchteten Menschen. Hinzu kommt die weit 
verbreitete Kritik an der Doppelmoral der EU in Bezug auf die Lage in Gaza. Diese jüngere 
Entwicklung trägt dazu bei, dass die Europäische Union an Glaubwürdigkeit verliert und 
immer weniger als moralische Autorität auf der Weltbühne wahrgenommen wird. 

Das erwartete Erstarken der radikalen Rechten in der EU wird wahrscheinlich dazu führen, 
dass Praktiken wie die Auslagerung der Migrationskontrolle in Länder mit einer langen 
Geschichte von Menschenrechtsverletzungen intensiviert werden. Wenn sich dieser Trend 
fortsetzt, wird das Image der EU in der Welt und damit ihre Fähigkeit, eigene wichtige 
außenpolitische Interessen zu verfolgen, weiter leiden. 

In Bezug auf den Libanon muss die EU sicherstellen, dass ihre Unterstützung darauf 
ausgerichtet ist, die Stabilität im Interesse aller Menschen vor Ort zu fördern. Mehr Mittel 
sollten an lokale und internationale humanitäre Organisationen fließen, anstatt sie über die 
korrupte Regierung zu leiten. Damit würde auch die Anfälligkeit für Bestechung und 
Korruption verringert. Darüber hinaus sollte die EU den aktuellen Trend von Abschiebungen 
in Richtung vermeintlich „sicherer Gebiete“ in Syrien nicht unterstützen. Stattdessen muss 
sie betonen, dass das Land weiterhin unsicher ist. 

Bei ihren legitimen Bemühungen zur Unterstützung von Ländern wie dem Libanon (aber 
auch Tunesien und Marokko), die viele Geflüchtete aufnehmen, muss die EU sicherstellen, 
dass sie sich durch diese Unterstützung nicht zur Mittäterin bei 
Menschenrechtsverletzungen macht. Insbesondere muss in allen Abkommen mit diesen 
Ländern das unerschütterliche Einstehen Europas für internationale Menschenrechte betont 
werden. 

Aus dem Englischen von Tim Steins 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/bauernopfer-
7556/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newslett
er   

 
 
 
 
 
 

https://timep.org/2024/05/29/fragile-sanctuary-syrian-refugees-in-lebanon-face-abuse-and-deportation/
https://timep.org/2024/05/29/fragile-sanctuary-syrian-refugees-in-lebanon-face-abuse-and-deportation/
https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/eine-region-in-aufruhr-7093/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/bauernopfer-7556/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/bauernopfer-7556/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/bauernopfer-7556/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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03) Gespenster der Vergangenheit. Bei den Europawahlen droht nicht nur ein  
      Zugewinn der Rechtspopulisten, sondern auch ein Rückfall in die leidige  
      Sparpolitik 

      Von Robert Misik 

 

 
Robert Misik 
Wien 
Robert Misik lebt und arbeitet in Wien als Journalist und Autor. Zuletzt erschien von ihm: 
Putin. Ein Verhängnis: Wie Wladimir Putin Russland in eine Despotie verwandelte und 
jetzt Europa bedroht. 
 
 
Europäische Integration 31.05.2024 |  

picture alliance / dpa | Dennis M. Sabangan 

Am kommenden Wochenende finden die Wahlen zum Europäischen Parlament statt und es 
wird allgemein angenommen, dass diese nicht gut ausgehen. Rechte, ultrarechte und 
rechtsextreme Parteien werden in vielen Mitgliedsländern an Boden gewinnen. Damit wird 
sich auch die Machtbalance im Parlament sowie in den anderen EU-Institutionen verändern. 
Im Grunde läuft schon der Wahlkampf „nicht gut“: Alles starrt derzeit auf die Rechtsparteien. 
Eine Woge des Rechtspopulismus hat den Kontinent erfasst und dies hat Auswirkungen auf 
die Ordnung der Diskurse. Die Zuspitzung lautet zumeist: antieuropäische Parteien versus 
proeuropäische Parteien. Unter „proeuropäisch“ wird alles subsumiert, was nicht 
antieuropäisch ist, also alles von den Sozialdemokraten über die Christdemokraten, die 
Liberalen, die Grünen bis hin zu den meisten akzentuierteren Linksparteien. Dies nivelliert 
faktisch alle anderen Differenzen und macht die Debatte nicht gerade klüger. 

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/robert-misik/
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Klar, schon in der Vergangenheit waren Europawahlen nicht immer geprägt vom Streit um 
die verschiedenen Politikkonzepte sowie um die Richtung, in die sich die EU entwickeln soll. 
Ohnehin wird die Wahlentscheidung der Bürgerinnen und Bürger eher durch die 
Kontroversen auf der nationalen Ebene – wie die Frustration über die Regierungsparteien – 
motiviert und eher selten durch deren europapolitische Grundausrichtung. Häufig verbleibt 
die Debatte jedoch mittlerweile auf der Ebene von Slogans und der Jargonhaftigkeit. Man 
sei etwa gegen das „Europa der Konzerne“ oder gegen den „Neoliberalismus in Europa“. 
Nur wenige haben dabei mitbekommen, dass in der Europäischen Union in den letzten 
Jahren ordentlich etwas vorangegangen ist. Vieles hat sich zum Besseren verändert, wenn 
auch langsam und mühselig. 

Der Unterschied ist frappierend, vergleicht man den heutigen „Zeitgeist“ und die Politik der 
letzten Jahre etwa mit dem Beginn der 2010er Jahre. Schon bald nach Beginn der 
Finanzmarktkrise schaltete die Europäische Union auf eine brutale Austeritätspolitik um. 
Besonders betroffene Länder wurden gemaßregelt und ihnen wurde ein Sparkurs verordnet, 
der diese Länder um Jahre zurückwarf. In der Eurozone führte dies zu beinahe zehn Jahren 
Stagnation. Das Gegeneinander der Nationen zerriss die Union beinahe. Üble 
nationalkulturelle Zungenschläge vergifteten die Europäische Union, oft war von „faulen 
Südländern“ auf der einen Seite sowie „fleißigen“ und „sparsamen Nordländern“ auf der 
anderen die Rede. 

Das Gegeneinander der Nationen zerriss die Union beinahe. 

Doch dieses Paradigma hat sich seit 2015 allmählich verändert. Auf die Covid-19-Krise 
wurde schließlich ganz anders reagiert. Der Europäische „Wiederaufbaufonds“ war ein 
Programm wie aus dem keynesianischen Lehrbuch: Erstmals nahm die EU als 
Gemeinschaft Kredite auf den Finanzmärkten auf, um die Wirtschaft und die Konjunktur zu 
stützen, vor allem die der besonders betroffenen Staaten, wie etwa Italien. Immerhin 700 
Milliarden Euro. Die strengen Austeritätsregeln wurden aufgeweicht und auch auf anderen 
Politikfeldern wurde vom strikten Wirtschaftsliberalismus abgewichen. Eine 
Mindestlohnrichtlinie verpflichtete die meisten Mitgliedstaaten, die Löhne in den unteren 
Segmenten anzuheben. Gewerkschaften wurden gestärkt, indem in einer Richtlinie 
festgeschrieben wurde, dass die Tarifbindung markant angehoben werden soll. 

All das sind bemerkenswerte Schritte weg vom radikalen Wirtschaftsliberalismus und weg 
von den Maximen der Austeritätspolitik gewesen. Doch nun droht eine Austerität 2.0, da in 
der Fiskalpolitik wieder „Disziplin“ angesagt ist und das Paradigma der 
Wettbewerbsfähigkeit erneut benutzt wird, um die Lohnentwicklung zu bremsen und Kosten 
für die Unternehmen zu senken. Ein politischer Rechtsruck könnte also zu einer neuerlichen 
Kehrtwende führen. Wenn die Linke geschwächt würde und sich die Konservativen auf die 
„gemäßigten“ Teile der Rechtspopulisten stützen würden, bedeutete dies eine 
Verschiebung des Kräftegleichgewichts, die auch in der Wirtschafts- und Sozialpolitik nicht 
ohne Folgen bleiben würde – ganz zu schweigen von der sozial-ökologischen 
Transformation und der Klimapolitik. 

Dasselbe gilt natürlich auch für nationale Wahlen: Werden eher linke Regierungen in den 
Mitgliedstaaten von rechten Regierungen abgelöst, blockieren diese sofort progressive 
Politik in den EU-Institutionen. Das konnte man bereits in den vergangenen Monaten gut 
beobachten, nachdem etwa in Finnland und in Schweden Rechtsregierungen an die Macht 
gekommen sind. In Finnland will die Mitte-rechts-Regierung von Petteri Orpo das Streikrecht 
massiv einschränken. Verbündete für eine Wirtschaftspolitik, die die Wohlfahrt der normalen 
Bürger stärkt und die Löhne anhebt, sind diese Regierungen sicherlich nicht. Dass in der  

https://www.evg-online.org/meldungen/details/news/haende-weg-vom-streikrecht-evg-solidarisch-mit-finnischen-arbeitnehmerinnen-11578/
https://www.evg-online.org/meldungen/details/news/haende-weg-vom-streikrecht-evg-solidarisch-mit-finnischen-arbeitnehmerinnen-11578/
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Berliner Ampelregierung ausgerechnet der halsstarrige Neoliberale Christian Lindner das 
Finanzministerium besetzt, ist hier auch nicht gerade eine Hilfe. Dieser versucht derzeit auf 
allen Ebenen alle sozialen und wirtschaftspolitischen Fortschritte zu torpedieren. Der relativ 
fortschrittliche Geist der vergangenen Jahre kann so schnell wieder Vergangenheit sein. 

Dieser Artikel ist eine gemeinsame Publikation von Social Europe und dem IPG-Journal. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/gespenster-der-
vergangenheit-
7539/?utm_campaign=de_40_20240531&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

 

04) Von wegen Europafeinde. Rechtspopulisten gerieren sich vermehrt als  

      die wahren Verteidiger Europas. Die Wirkkraft dieser Erzählung sollte  

      nicht unterschätzt werden 
 

     Von Ernst Hillebrand 
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war er Referatsleiter der Internationalen Politikanalyse, des Referats für Mittel- und 
Osteuropa sowie Leiter der Büros in Warschau, Paris, London und Rom. 

 
 
16.05.2024   

 
Rubens’ Allegorie „Triumph des Glaubens“: Die christlichen Wurzeln Europas werden von 
Rechtspopulisten gerne in den Vordergrund gestellt.- picture alliance / Selva/opale.photo  
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In wenigen Wochen finden die Wahlen zum Europäischen Parlament statt. Umfragen sagen 
rechtspopulistischen und EU-skeptischen Parteien deutliche Gewinne voraus. 
Möglicherweise öffnet sich in Straßburg und Brüssel sogar ein Fenster für eine Teilhabe an 
neuen politischen Mehrheitskonstellationen. Damit stellt sich nicht zuletzt die Frage, wie und 
auf welche Art diese Parteien tatsächlich „europafeindlich“ sind. Denn sie selbst 
präsentieren sich mittlerweile durchaus anders: Nicht als Gegner, sondern als Verteidiger 
Europas. Ungarns Ministerpräsident Viktor Orbán twittert gerne mal unter dem Hashtag 
MEGA – Make Europe Great Again. 

Diese Entwicklung hat zwei Hauptursachen. Eine ist banal und wahltaktisch begründet: 
Rechtspopulisten und Nationalkonservative in ganz Europa haben verstanden, dass sich 
überzogene EU-Kritik und Dauerkonflikte mit den Brüsseler Institutionen an der Wahlurne 
nicht auszahlen. Weder hat Marine Le Pen mit ihrer Ansage, aus dem Euro aussteigen zu 
wollen, die französischen Präsidentschaftswahlen gewonnen, noch Jarosław Kaczyński mit 
seiner obsessiven EU-Kritik die polnischen Parlamentswahlen. Das neue Leitbild ist daher 
Giorgia Meloni, die die EU nicht verlassen, sondern politisch kapern und von innen heraus 
verändern möchte: If you can’t beat them, join them. 

Zum anderen hat sich die Ideologie des Rechtspopulismus verändert. Der amerikanische 
Politikwissenschaftler Francis Fukuyama wies in seinem Buch Identity schon 2018 darauf 
hin, dass die identitätspolitische Orientierung der Linken – mit ihrer Betonung der Rechte 
von Minderheiten – ein Vertretungs- und Anerkennungsdefizit bei der Mehrheitsbevölkerung 
zu schaffen droht. Der Rechtspopulismus ist mit Wucht in diese Lücke gestoßen. Er bedient 
sich der Konzepte linker Identitätspolitik, verändert aber deren Argumentationsrichtung: 
Anstatt die Rechte von Minderheiten zu betonen, bekräftigt er das Recht der Mehrheiten auf 
Anerkennung, Respekt und Bewahrung ihrer kulturellen Identität. Konsequenterweise 
bedeutet dies, dass er sich damit nicht nur als Verteidiger traditioneller nationaler Identitäten 
stilisiert, sondern auch als Verteidiger des historischen Westens und seiner Institutionen. 

Dieser idealisierte Westen – dessen historischer Kern Europa ist – ruht, so die 
Argumentation des Rechtspopulismus, auf drei institutionellen Säulen: der Nation, der 
„natürlichen Familie“ als Kern der Gesellschaft und auf dem Christentum. Europa ist 
historisch zu dem geworden, was es lange war – ein zivilisatorisches Vorbild und technisch-
wissenschaftliches Kraftzentrum der Welt –, weil es mit den Nationen handlungsfähige 
politische Gemeinschaften herausgebildet hat, die die kulturellen Identitäten der Völker 
gebündelt und repräsentiert hätten. „Die Nation“ so Viktor Orbán, „ist die große Erfindung 
des Westens. Sie ist das Herz der freien Welt.“ 

Der Rechtspopulismus ist mit Wucht in diese Lücke gestoßen. 

Die zweite Säule ist die „natürliche Familie“ aus Frau, Mann und Kind(ern). In dieser 
Grundeinheit der Gesellschaft finden die wesentlichen kulturellen und emotionalen 
Prägungen der Menschen statt (was sie, so das Argument, für den auf ideologische 
Umprogrammierung ausgerichteten Liberalismus zum besonderen Ärgernis macht). Die 
Aufgabe des Staates sei es, die Familie zu erhalten und zu schützen und es den Menschen 
zu ermöglichen, Kinder zu haben und zu erziehen. 

Drittens: Mit der Hinwendung zu einem identitätsorientierten Diskurs ist auch der Bezug auf 
das Christentum stärker geworden. Dieser Bezug hat natürlich einen Subtext: den Vorwurf, 
dass der moderne Liberalismus, aber auch die islamische Einwanderung dieses Fundament 
der westlichen Welt bedroht. Die Wurzeln im Christentum (aber auch im Hellenismus) 
unterscheiden den Westen, so Giorgia Meloni in einem Interview, vom Rest der Welt: „Wir 
im Westen glauben, dass diese Prinzipien – Freiheit, Gleichheit, Demokratie, Recht, die  

https://de.euronews.com/my-europe/2024/01/24/studie-rechtspopulisten-konnten-erstmals-kontrolle-uber-eu-parlament-erlangen
https://library.fes.de/pdf-files/bueros/budapest/21186.pdf
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Begegnung von Vernunft und Transzendenz – universell sind, aber wenn wir uns umsehen, 
müssen wir zugeben, dass dies nicht so ist, dass diese Werte für die Kultur eines 
bestimmten Teils der Welt charakteristisch sind. Es ist unsere Identität als Europäer und 
Westler, als Kinder der klassischen und jüdisch-christlichen Kultur.“ 

Und natürlich reklamiert der Populismus auch die Demokratie für sich. Denn ein ganz 
wesentlicher Aspekt dieses christlichen Westens, so die Argumentation weiter, ist sein 
demokratischer Charakter: Die Demokratie ist im Westen entstanden und nirgendwo sonst. 
Sie konnte entstehen, weil das Christentum die grundsätzliche Gleichheit der Menschen vor 
Gott stipuliert. „Die liberale Demokratie hätte ohne ihr christliches kulturelles Fundament 
niemals entstehen können“, so beispielsweise Viktor Orbán. 

Dieser idealisierte Westen, dieses auf Christentum, Nationen und Familien aufbauende 
zivilisatorische Projekt Europas ist, so der Rechtspopulismus, aktuell gefährdet. Er wird 
angegriffen von einem angeblich exzessiven und zunehmend autoritären Liberalismus und 
dem Brüsseler Zentralisierungsprojekt. Der Liberalismus, so die Argumentation, hasst alle 
Traditionen und traditionellen Institutionen; der Brüsseler Bürokratismus die Nationen und 
die nationalstaatliche Demokratie. Mit einem auf Brüssel zentrierten System wurde eine 
Ordnung geschaffen, die die demokratische Teilhabe der Bürger entwertet, die 
Nationalstaaten als Handlungs- und Gestaltungsräume schwächt und die Spielräume von 
Macht- und Besitzeliten erheblich erweitert. 

Dennoch sollte man die Kraft der europäischen Identitätserzählung des Rechtspopulismus 
nicht unterschätzen. 

In einer Rede an der Universität Heidelberg im März 2023 warnte der damalige polnische 
Ministerpräsident Mateusz Morawiecki vor der Gefahr der Entstehung eines europäischen 
Super-Staates, der von einer „kleinen Elite“ regiert wird. „In der Politik“ so Morawiecki, „geht 
es immer um Wahlmöglichkeiten. Aber diese Wahl muss an der Wahlurne getroffen werden, 
nicht im stillen Kämmerlein der Bürokraten. Wollen wir wirklich eine gesamteuropäische 
kosmopolitische Elite mit immenser Macht, aber ohne Mandat der Wähler?“ Das Ergebnis 
wäre nicht ein stärkeres, sondern ein schwächeres Europa, das sich selbst seiner 
Kraftquellen berauben und entsprechend unter seinen Möglichkeiten bleiben würde: 
„Europa könnte viel erfolgreicher sein, viel größer, viel entwickelter und viel mächtiger als 
seine heutige Leistungsbilanz“, so Viktor Orbán in einer Rede 2019. 

Jede Ideologie ist ein intellektuelles Konstrukt. Der Rechtspopulismus präsentiert sich in 
seiner aktuellen Spielart als eine Art positiver „Okzidentalismus“. Er projiziert kulturelle, 
soziale und politische Eigenschaften auf einen idealisierten „Westen“ und ein idealisiertes 
„wahres“ Europa. Er definiert damit ein kulturelles Eigenes, das es zu bewahren und gegen 
ein zivilisatorisches Anderes – den modernen Ultra-Liberalismus, die Immigration, den Islam 
– zu beschützen gilt. Oder wie Meloni es formuliert: „Ich will mich überhaupt nicht von 
Europa distanzieren, sondern ich will, dass sich Europa nicht von sich selbst distanziert.“ 

Die Widersprüche dieses Konstrukts springen ins Auge. Dieser wunderbare „Westen“, 
dieses idealisierte Europa, bevölkert von friedlichen Nationen und glücklichen Familien, hat 
nie existiert. Auch die demokratischen Impulse der christlichen Kirchen halten sich seit 2 
000 Jahren in eher überschaubaren Grenzen – nach innen wie nach außen. Dennoch sollte 
man die Kraft der europäischen Identitätserzählung des Rechtspopulismus nicht 
unterschätzen. In einer Welt, in der sich wirtschaftliche, geopolitische und kulturell-religiöse 
Gegensätze zunehmend schärfer artikulieren, in der weltweite Migration zunimmt und das  
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Ende der westlichen Hegemonie immer greifbarer wird, dürfte die Attraktivität einer das 
„Eigene“, die europäische Zivilisation und ihre Werte für sich reklamierenden Identitätspolitik 
nicht unbedingt geringer werden. 

Der Diskurs des Rechtspopulismus knüpft in seinen Kernmotiven – Verteidigung der 
westlichen Werte, Stärkung Europas – ja durchaus auch an Themen der etablierten Politik 
an. Auch diese sieht den „European way of live“ als gefährdet an – allerdings aus völlig 
anderen Gründen als der Rechtspopulismus. Es ist die Aufgabe der Mehrheitspolitik, besser 
als in der Vergangenheit zu erklären, warum ihre Politikentwürfe die geeigneteren sind, 
Europas Werte und Interessen zu verteidigen. Vor dem Hintergrund der Wahlergebnisse in 
vielen Staaten Europas in den letzten Jahren kann der Verdacht geäußert werden, dass die 
bisherigen Anstrengungen nicht vollständig erfolgreich waren. Mit einer einfachen 
Etikettierung der Rechtspopulisten als „Europafeinde“ wird es vermutlich immer weniger 
getan sein. 

<https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/von-
wegen-europafeinde-
7504/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newslett
er>  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/von-wegen-europafeinde-7504/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/von-wegen-europafeinde-7504/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/von-wegen-europafeinde-7504/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/von-wegen-europafeinde-7504/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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05) Frieden mit wem? Vom russischen Angriff auf die Ukraine aufgeschreckt,  
      soll die EU in den Kriegsmodus wechseln. Doch ein Friedensprojekt war  
      der Staatenbund noch nie 

     Von Hans Kundnani 

 
Hans Kundnani,  London 
Hans Kundnani ist Senior Research Fellow bei Chatham House in London. Zuvor war er 
Senior Transatlantic Fellow im Europa-Programm des German Marshall Fund in Berlin. 
Davor arbeitete der Oxford-Absolvent fünf Jahre als Forschungsdirektor im European 
Council on Foreign Relations (ECFR). 
 
14.05.2024   

 
Friedensengel Europäische Union? -  picture alliance / Pacific Press | Simone Kuhlmey  

Im März schrieb EU-Ratspräsident Charles Michel einen Meinungsbeitrag, der in diversen 
europäischen Zeitungen abgedruckt wurde: Die Europäische Union müsse sich „auf Krieg 
vorbereiten“. Diese Sichtweise ist typisch für die weit verbreitete Auffassung der „Pro-
Europäer“, dass sich die EU entweder bereits verändere oder aber sich verändern müsse. 
Bei dieser Frage, wie sich die EU als Reaktion auf die russische Aggression bereits 
verändere oder eben verändern müsse, idealisieren diese Menschen allerdings die 
Geschichte der EU als „Friedensprojekt“. Es zeigt sich, wie „Pro-Europäer“ dazu neigen, die 
EU zu idealisieren – selbst wenn sie deren aktuellen Zustand kritisieren. 

Es scheint derzeit Konsens darüber zu bestehen, dass die EU „in den Modus der 
Kriegswirtschaft übergehen muss“, wie es Binnenmarktkommissar Thierry Breton 
ausdrückte. Der Chef des European Council on Foreign Relations, Mark Leonard, schrieb 
sogar, die Union müsse von einem Friedens- zu einem „Kriegsprojekt“ werden. Natürlich 
heißt das für Leute wie Breton und Leonard nicht, dass die EU damit nicht länger behaupten  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/hans-kundnani/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/03/19/if-we-want-peace-we-must-prepare-for-war/
https://www.reuters.com/world/europe/eu-aims-shift-european-arms-industry-war-economy-mode-2024-03-04/
https://www.reuters.com/world/europe/eu-aims-shift-european-arms-industry-war-economy-mode-2024-03-04/
https://ecfr.eu/article/the-european-war-project/
https://ecfr.eu/article/the-european-war-project/
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könnte, für Frieden zu stehen, wenn die Union zu einem solchen Kriegsprojekt würde. Die 
(etwas Orwell’sche) Logik ist vielmehr, dass im Namen des Friedens gegebenenfalls Krieg 
geführt werden muss. 

In Wirklichkeit haben die Europäer nach dem Zweiten Weltkrieg nie den Krieg im 
Allgemeinen abgelehnt, sondern nur Krieg untereinander. 

Das Problem mit dieser Vorstellung eines Wandels vom Friedens- zum Kriegsprojekt (wobei 
die EU weiterhin von sich selbst glaubt, für Frieden zu stehen) ist, dass sie die Geschichte 
der EU als vermeintliches Friedensprojekt idealisiert. In Wirklichkeit haben die Europäer 
nach dem Zweiten Weltkrieg nie den Krieg im Allgemeinen abgelehnt, sondern nur Krieg 
untereinander. In der „pro-europäischen“ Vorstellungswelt hat sich die spezifische 
Ablehnung militärischer Gewalt gegen andere EU-Mitgliedstaaten zu der Annahme 
gewandelt, die Europäer seien insgesamt und geradezu einzigartig friedlich. 

Als der damalige französische Außenminister Robert Schuman 1950 seine berühmte 
Erklärung vorlegte – der Startschuss für die Idee einer Europäischen Gemeinschaft als 
Friedensprojekt –, führte Frankreich gerade einen brutalen Kolonialkrieg in Indochina. Auch 
als die Römischen Verträge 1957 unterzeichnet wurden, führte Frankreich einen 
Kolonialkrieg, diesmal in Algerien (und einen weiteren in Kamerun, wie Thomas Deltombe 
und andere dokumentiert haben). Selbst in der Zeit nach dem Kalten Krieg waren die EU-
Staaten durchaus bereit, militärische Gewalt einzusetzen. Dies haben sie auch getan, und 
zwar häufiger als beispielsweise China. Dennoch bildeten sich die Europäerinnen und 
Europäer weiterhin ein, sie seien einzigartig friedlich. 

Das europäische Projekt hatte schon immer externe Feinde, gegen die man sich abgrenzte. 

Wenn die EU für Frieden steht, dann sollten wir diesen Frieden – in Anlehnung an Tyler 
Stovalls Konzept einer „weißen Freiheit“ – als „weißen Frieden“ betrachten. Das bedeutet: 
Frieden im Inneren und untereinander, aber nicht zwingend nach außen, mit dem Rest der 
Welt. In diesem Sinne ist die Mobilisierung für einen Krieg gegen Russland gar nicht so ein 
Bruch mit der Geschichte der EU, wie die „Pro-Europäer“ Michel und Leonard behaupten. 
Schließlich hatte das europäische Projekt immer externe Feinde, gegen die man sich 
abgrenzte. In den 1950er Jahren stellte man sich die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
beispielsweise als ein christlich-zivilisatorisches Bollwerk gegen eine „asiatisch-östliche“ 
Sowjetunion vor. 

Es stimmt, dass sich vor dem Hintergrund des Krieges in der Ukraine nun die Rolle der EU 
in militärischen Konflikten verändert – zum Beispiel durch die Schaffung der sogenannten 
Europäischen Friedensfazilität (EFF). Sie wurde 2021 gegründet, aber erst nach der 
russischen Invasion zum ersten Mal für die Lieferung von Waffen an ein Drittland genutzt. 
Die EFF ist jedoch eine eher verfahrenstechnische Änderung der Art und Weise, wie die 
EU-Staaten kollektiv Waffen liefern. Mit Blick auf militärische Stärke verändert das 
Programm zwar die Rolle der EU-Institutionen, aber nicht die EU als Ganzes (sprich: ihre 
Entscheidungen als Kollektiv aus 27 Mitgliedstaaten). 

Die europäische Sicherheit wird nach wie vor größtenteils durch die NATO gewährleistet 
und nicht durch die EU. 

Wie dem auch sei, die europäische Sicherheit wird nach wie vor größtenteils durch die 
NATO gewährleistet – deren Rolle durch den Krieg in der Ukraine eher noch gestärkt wurde 
– und nicht durch die EU. Trotz des Hypes um ein „geopolitisches Europa“ bleibt die Rolle  

https://european-union.europa.eu/principles-countries-history/history-eu/1945-59/schuman-declaration-may-1950_de
https://european-union.europa.eu/principles-countries-history/history-eu/1945-59/schuman-declaration-may-1950_de
https://www.editionsladecouverte.fr/kamerun_-9782348041761
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der EU in Sachen Verteidigung hauptsächlich eine wirtschaftliche, sei es durch die 
Koordinierung von Sanktionen oder durch die Förderung der Rüstungsindustrie in den EU-
Mitgliedstaaten. So erscheinen die aktuellen Veränderungen weniger bedeutsam. 

Bis Februar 2022 gab es innerhalb der EU kaum Einigkeit darüber, ob Russland und/oder 
die Ukraine zur EU passen. So sagte Frankreichs Präsident Emmanuel Macron auf dem 
G7-Gipfel in Biarritz 2019, dass „Russland voll und ganz in ein Werte-Europa gehört“. 
Umgekehrt hatten viele Zweifel, ob die Ukraine Teil der EU werden sollte. In den 
vergangenen zwei Jahren hat sich jedoch ein eindeutiger Konsens herausgebildet: Die 
Ukraine gehört dazu, Russland nicht. 

Die EU verändert sich und entwickelt sich weiter, so, wie sie es immer getan hat: Die 
europäische Integration ist nun einmal ein Prozess. Da „Pro-Europäer“ aber die Geschichte 
der EU als die eines Friedensprojekts idealisieren, stellen sie den aktuellen Wandel falsch 
dar. Was sich ändert, ist nämlich nicht so sehr, dass die EU zu einem „Kriegsprojekt“ wird, 
sondern vielmehr, dass sie deutlicher definiert, wer dazugehört oder dazugehören kann – 
und wer nicht. 

Aus dem Englischen von Tim Steins 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/frieden-mit-
wem-
7501/?utm_campaign=de_40_20240514&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.politico.eu/article/emmanuel-macron-behind-the-scenes-foreign-policy-method/
https://www.chathamhouse.org/2024/02/ukraine-means-enlargement-again-eus-priority-not-reasons-it-claims
https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/frieden-mit-wem-7501/?utm_campaign=de_40_20240514&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/frieden-mit-wem-7501/?utm_campaign=de_40_20240514&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/frieden-mit-wem-7501/?utm_campaign=de_40_20240514&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/frieden-mit-wem-7501/?utm_campaign=de_40_20240514&utm_medium=email&utm_source=newsletter


Seite E 32 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 848 vom 06.06.2024 
 

E. e) Mitteleuropa                                                                            Seite E 32 

 
Keine Berichte 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite E 33 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 848 vom 06.06.2024 
 

E. f) Deutschland und nahe Landschaften/Staaten     Seiten E 33 – E 100 

 
N i e d e r l a n d e (Seiten E 33 – E 36) 
 
01) Das neue holländische Regierungsprogramm 
 

R. Kunert  
 

Do., 30. Mai 2024 
 

 

Hoffnung, Mut und Stolz – Eckpunktepapier von PVV, VVD, NSC und BBB 2024-
2028. 

Die Niederlande sind ein wunderschönes Land. 
Ein Land, auf das man stolz sein kann. 
Wir müssen hart arbeiten, um das Vertrauen der Niederländer zu gewinnen. 
Wir gehen einen neuen Weg. 

Deshalb unternehmen PVV, VVD, NSC und BBB in dieser Vereinbarung folgende 
konkrete Schritte: 

• Steuererleichterungen ab 2025 für fleißige Niederländer, jung und alt, wie etwa die 
Mittelschicht und die Unternehmer, aber auch für die Menschen, die in finanziellen 
Nöten sind. 

• Das strengste Zulassungsregime für Asylsuchende und das umfassendste Paket 
zur Kontrolle der Migration, das es jemals gab. 

• Ein deutlicher Schub für Wohnungsbau, Infrastruktur, Barrierefreiheit und 
Energiewende. 

• Mehr als die Halbierung des Eigenanteils im Gesundheitswesen auf das Niveau 
von 165 Euro im Jahr 2027 und Investitionen in die Altenpflege. 

• Chef im eigenen Haus sein zu können in der Landwirtschaft und Fischerei; ein 
Impuls für eine Zukunft dieser Sektoren und für die Ernährungssicherheit für uns 
alle. 

• Mehr Mitspracherecht der Bürger durch ein anderes Wahlsystem und Stärkung der 
Grundrechte durch ein Verfassungsgericht. 

• Gewährleistung der Sicherheit der Niederländer durch ein entschlossenes 
Vorgehen gegen Kriminalität und Terror. 

Auf Grundlage dieser Grundsatzvereinbarung wird das neue Kabinett an einem 
Regierungsprogramm mit den folgenden 10 Hauptpunkten arbeiten: 
1. Existenzsicherheit und Kaufkraft 
2. Kontrolle über Asyl und Migration 
3. Wohnungen und Sozialwohnungen, Infrastruktur, öffentlicher Verkehr und Luftfahrt; 
4. Eine gute Zukunft für Landwirtschaft und Fischerei, für Ernährungssicherheit, für die 
Natur 
5. Energie, Versorgungssicherheit und Klimaveränderung 
6. Zugängliche öffentliche Einrichtungen; Pflege und Bildung 
7. Gute Regierungsführung und ein starker Rechtsstaat 
8. Nationale Sicherheit 
9. Internationale Sicherheit 
10. Solide öffentliche Finanzen, Wirtschaft und Geschäftsklima 
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Die Punkte im Einzelnen sind: 

(...) 

2. Kontrolle über Asyl und Migration 

Es werden konkrete Schritte hin zu einer möglichst strengen Zulassungsregelung 
unternommen, das gesamte Asyl- und Migrationssystem wird reformiert, der Zustrom 
gezielt und so weit wie möglich reduziert durch die folgenden Maßnahmen: 

• Menschen ohne gültigen Aufenthaltstitel werden so weit wie möglich abgeschoben, 
auch zwangsweise. 

• Verbot der Bevorzugung von Asylanten bei der Zuweisung von Sozialwohnungen 
• Verstärkung der Grenzkontrollen und -überwachung, einschließlich mobiler 

Überwachung. 
• Zusammenarbeit mit Nachbarstaaten und gleichgesinnten Ländern im Falle eines 

Massenzustroms (wie 2015). 
• Schnellstmöglich soll eine Ausstiegsklausel für die europäische Asyl- und 

Migrationspolitik eingeführt und der Europäische Kommission vorgelegt werden.  
• Strengeres Zulassungsverfahren (Anpassung der Beweislast, keine Belohnung für 

bewusster Verzicht auf den Identitätsnachweis, Anpassung und Durchsetzung von 
Kriterien für ein sicheres Land und Durchsetzung der Dublin-Verordnung, Auslesen 
von Mobiltelefonen, Einschränkungen der Rechtshilfe). 

• Bei Grenzkontrollen entdeckte irreguläre Migranten müssen unverzüglich nach 
Deutschland und Belgien zurückgeschickt werden, auch ohne gültigen 
Personalausweis. 

• Die Landespolitik wird deutlich angepasst, sodass die Niederlande für 
Asylsuchende nicht mehr attraktiv sind, wie es zur Zeit der Fall ist. Der Prozentsatz 
anerkannter Asylanten muss im europäischen Vergleich nicht zu den höchsten, 
sondern zu den niedrigsten gehören. Eine Rolle spielt dabei auch die 
Beweislastumkehr: die Asylanten müssen beweisen, warum sie Anspruch auf Asyl 
haben, statt dass die niederländischen Behörden beweisen müssen, warum 
jemand keinen Anspruch auf Asylrecht hat (was die heutige Regelung ist). 

• Einführung eines Systems, welches zwischen Kriegsflüchtlingen und Verfolgten 
unterscheidet. Kriegsflüchtlinge bekommen weniger Rechte und werden nur 
befristet geduldet. Für letztere gibt es auch keine automatische 
Familienzusammenführung und diese wird nur auf die Kernfamilie und Kinder unter 
18 beschränkt und auch nur nach einer längeren Wartezeit. 

• Asylanträge werden ohne das Recht auf Berufung bei einem Gericht eingereicht. 
• Die unbefristete Asylgenehmigung wird abgeschafft der vorübergehende Aufenthalt 

eingeschränkt. 
• Unterbringung von Asylbewerbern mit geringer Aussicht auf Asyl an getrennten 

Orten mit möglichst strengen Auflagen, teilweise in geschlossenen Anstalten. 
• der staatliche Beitrag zur Unterstützung abgelehnter Asylbewerber wird beendet. 
• Die rechtliche Unterstützung bei Asylanträgen wird so weit wie möglich und bei 

wiederholten Fällen eingeschränkt, um Asylanträge so weit wie möglich zu 
reduzieren. 

• Asylverfahren werden verkürzt und vereinfacht, beispielsweise durch die 
Verkürzung der Einspruchsfrist und Beschränkung der Möglichkeit wiederholter 
Anträge.  

• Härteres Vorgehen gegen diejenigen, die sich nicht benehmen. 
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• Bekämpfung der Kriminalität unter und von Asylbewerbern, unter anderem durch: 
unverzügliche Entfernung aus der Aufnahmeeinrichtung, Einstellung des 
Asylverfahrens, Erlöschens der Aufenthaltserlaubnis und durch eine weitere 
Verschärfung der Abschieberegeln, damit kriminelle Ausländer schneller 
abgeschoben werden können.  

• Bei den Registrierungs- und Aufnahmestellen wird strikt gegen Gewalt und 
Belästigung durch Asylbewerber vorgegangen, insbesondere wenn diese gegen 
weibliche Asylbewerber, LGBTIQ+ und/oder christlichen Asylbewerber gerichtet ist. 

• Unterlassene Mitwirkung bei der Abschiebung nach rechtskräftiger Ablehnung oder 
Verlust der Aufenthaltserlaubnis wird strafbar. 

• Der Fokus wird auf Rückkehr gelegt durch die Abschiebung von Asylbewerbern, 
die bereits in einem anderen EU-Mitgliedstaat abgelehnt wurden, Verlängerung der 
Ausländerhaft sowie Einschränkung der kommunalen Aufnahme auf 
Grundbedürfnisse 

• Die Liste sicherer Drittstaaten wird ausgeweitet auf der Grundlage offizieller 
Nachrichten; offizielle Mitteilungen werden grundsätzlich nicht veröffentlicht. 

• Der EU-Migrationspakt mit verschärften Asylregeln und Aufnahmeverfahren muss 
schnellstmöglich umgesetzt werden. Niederlande entscheidet sich gegen 
Umverteilung aus anderen Ländern und für die Zahlung von Geldern, um 
Aufnahme zu verweigern. 

• Gleichzeitig setzen sich die Niederlande für eine weitere Verschärfung der EU-
Vorschriften ein, unter anderem durch die Überprüfung von Asylbewerbern mit 
geringen Chancen, strengere Kontrollen an den Außengrenzen und die 
Bearbeitung in einem Drittstaat (Albanien-Modell). 

• Menschenhandel, Menschenschmuggel und alle illegalen Einwanderungswege 
werden bekämpft, national und europäisch. 

• Der persönliche Beitrag zur Unterbringung von Vertriebenen aus der Ukraine wird 
erhöht. 

• Fokus auf die Aufnahme in der Region und auf Migrationsabkommen zu diesem 
Zweck. 

• Eine Modernisierung der UN-Flüchtlingskonvention wird befürwortet und die 
Niederlande wollen sich mit gleichgesinnten Staaten dafür einsetzen. Auch die EU-
Verträge und Regelungen sollen den geänderten Umständen angepasst werden. 

Weiterhin werden Maßnahmen getroffen, um Arbeitsmigration zu beherrschen. Die 
Bedürfnisse der Wirtschaft müssen dabei klar festgestellt werden und nur wirklich 
benötigte Arbeitsmigranten eingelassen werden. Niedriglohnarbeiter und schlechte 
Arbeitsumstände sollen durch Maßnahmen beschränkt werden wie: 

• Die Zeitarbeitsbranche und Personalvermittlungsagenturen werden durch ein 
Zulassungssystem reguliert. 

• Arbeitgeber von Wanderarbeiter ohne Verbleibrecht übernehmen die 
Verantwortung für Schäden und Kosten von diesen. 

• Bei Langzeitaufenthalten liegt auch die Pflicht beim Arbeitgeber, diesen 
Mitarbeitern die Niederländische Sprache beizubringen. 

• Im Hinblick auf die Arbeitsmigration sind die Niederlande bestrebt, die Freizügigkeit 
von Personen innerhalb der EU einzuschränken, wenn und soweit eine 
Erweiterung der EU diskutiert wird. 

Wissens- und Studienmigration ist für die niederländische Wirtschaft wichtig, ihr Ausmaß 
muss jedoch reduziert werden im Verhältnis zu dem, was Kommunen, Bildung, 
Gesundheitsfürsorge und Wohnraum tragen können. Daher werden: 
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• Die Qualifikationsanforderungen der Wissensmigration verschärft und erhöht. 
• Einschränkung der Studienmigration im Hochschulbereich in der Bachelorphase 

mit Ausnahmen von Studien bei Arbeitsmarktengpässen unter Berücksichtigung 
der örtlichen Gegebenheiten (Je größer die Probleme, desto mehr 
Einschränkungen). 

• Die Studienmigration wird eingeschränkt dadurch, dass es zahlreiche Kurse auf 
Niederländisch und eine Höchstzahl für ausländische Studierende gibt, durch 
Beschränkung auf den Bezug eines Grundstipendiums und durch Erhöhung der 
Studiengebühren für Nicht-EU-Studierende. 

• Die Niederlande sollten gegenüber staatlichen Akteuren, die Menschen hierher 
schicken zur Spionage, wachsam sein. Es werden Maßnahmen zum Schutz 
unseres Wissens ergriffen. 

Ein zusätzliches und verbindliches Bekenntnis zur Einbürgerung und Integration. Der 
Ausgangspunkt ist, dass sie (Migranten) Teil von uns sind, wenn sie sich einbringen und 
die niederländischen Werte unterstützen. 

• Integration umfasst Wissen über den Holocaust und seine Opfer. 
• Die Regelfrist für die Einbürgerung wird auf 10 Jahre verlängert, ungeachtet ob 

man befristetes oder unbefristetes Aufenthaltsrecht hat. 
• Ausländer, die unsere Staatsangehörigkeit annehmen wollen, sollen nach 

Möglichkeit ihre vorige Nationalität aufgeben. 
• Die Sprachanforderungen für die Einbürgerung werden grundsätzlich für alle auf 

B1 erhöht. 
• Bekämpfung unerwünschter ausländischer Einflüsse, z. B. durch 

Wochenendschulen. 
• Es wird eine Regelung für Gebetsrufe (Muezzinrufe) geben. 
• Schädliche Praktiken wie Zwangsheirat und weibliche Genitalverstümmelung 

werden bekämpft. 

(...) 

Quelle: 
https://www.achgut.com/artikel/frische_politik_aus_holland_haetten_wirt_auch_gerne 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.achgut.com/artikel/frische_politik_aus_holland_haetten_wirt_auch_gerne
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B R  D e u t s c h l a n d  (ohne Berlin und Land Brandenburg)  
                                                                                      (Seiten E 37 – E 75) 
 
01) Keine Berührungsängste. Rechtspopulisten mobilisieren die Massen auf  
      TikTok. Ein Verbot der App würde das eigentliche Problem jedoch nicht  
      lösen 

      Von Joscha Wendland 

 
Joscha Wendland 
Berlin 
Joscha Wendland ist im Referat Globale und Europäische Politik der Friedrich-Ebert-
Stiftung tätig. Er hat Politikwissenschaften und Ethnologie an der Universität Heidelberg 
studiert. 

 
 
06.06.2024  

 
An Screentime mangelt es der Regierung nicht. Vielleicht könnte man einen Teil der Zeit in 
die Erstellung besseren Contents investieren.- picture alliance / Flashpic | Jens Krick  

Donald Trump ist jetzt auf TikTok – auf einer Plattform, die er zuvor eigentlich verbieten 
wollte. Noch im März bezeichnete der ehemalige US-Präsident TikTok als eine Gefahr für 
die Sicherheit des Landes. Nun sammelte er innerhalb von einer Woche bereits knapp sechs 
Millionen Follower ein, während der Kampagnen-Account von Präsident Joe Biden lediglich 
auf gut 360 000 kommt. Die beiden Präsidentschaftskandidaten verfolgen damit das Ziel,  

 
 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/joscha-wendland/
https://www.cnbc.com/2024/03/11/cnbc-transcript-former-president-of-the-united-states-donald-trump-speaks-with-cnbcs-squawk-box-today-.html
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einen direkteren Draht zur US-amerikanischen Bevölkerung aufzubauen. Und wie es 
scheint, gelingt dies eher Trump – wie auch weltweit eher populistische Akteure damit 
Erfolge erzielen. 

Dabei soll TikTok eigentlich verkauft oder verboten werden – darin waren sich beide 
Kandidaten mal einig, und das war auch die eindeutige Nachricht des Kongresses an das 
chinesische Unternehmen ByteDance, den Mutterkonzern von TikTok. Seit Bidens 
Unterschrift Ende April läuft nun eine neunmonatige Frist, in denen ByteDance die letzten 
Anteile in chinesischer Kontrolle an westliche Investoren verkaufen muss, um ein Verbot in 
den USA zu umgehen. 60 Prozent von ByteDance Ltd. sind zwar bereits im Besitz westlicher 
Investoren, doch kann der Gründer, trotz eines Anteils von lediglich 20 Prozent, aufgrund 
höherer Stimmrechte weiterhin Kontrolle ausüben. Es ist jedoch nicht sicher, ob es 
überhaupt zu einem Verbot kommen würde: Eine Klage gegen die US-Regierung mit 
Verweis auf unrechtmäßige Einschränkung der freien Meinungsäußerung wurde bereits 
angekündigt. Doch worum geht es bei dem Gesetz wirklich? Und was bedeutet das für 
Europa und die Demokratie? 

In den USA nutzen rund 170 Millionen Menschen die Kurzvideo-App regelmäßig und es wird 
geschätzt, dass 300 000 Arbeitsplätze an TikTok gebunden sind – überwiegend sogenannte 
Content Creators. Und doch sind sich erstaunlicherweise alle in den Vereinigten Staaten 
darin einig, was zu tun ist: Mit einem Verbot drohen, um den Verkauf zu erzwingen. Auch 
Donald Trump hatte sich seinerzeit für einen solchen Deal ausgesprochen – und nun auch 
den Nutzen der Reichweite der Plattform erkannt. 

Ursache für diesen ungewöhnlichen parteiübergreifenden Zusammenhalt ist die Angst vor 
Spionage und unautorisiertem Zugang zu den Daten der US-amerikanischen Nutzerinnen 
und Nutzer durch China. ByteDance hatte der US-Regierung daraufhin angeboten, diese 
Daten in den USA zu speichern, doch das reichte scheinbar nicht aus. Auch die 
Berücksichtigung der Interessen der jungen, digitalaffinen Wählerschaft war mit Blick auf 
die Präsidentschaftswahl im November nicht ausschlaggebend. Dass ein im Raum 
stehendes TikTok-Verbot in großen Teilen der GenZ nicht wohlwollend aufgenommen 
würde, liegt auf der Hand. Vordergründig wurde dieses Argument mit den Sorgen um 
Desinformationskampagnen gekontert, doch eigentlich ist es merkwürdig, dass 
Wählerinteressen derart unberücksichtigt bleiben. Schließlich gedeihen chinesische und 
russische Bots und Datenskandale auch auf X oder Meta, wo erst 2021 die Daten von über 
500 Millionen Facebook-Nutzern durch einen Hackerangriff gestohlen wurden – aber das 
sind ja amerikanische Unternehmen. Könnte es bei dem verabschiedeten Gesetz demnach 
um etwas ganz anderes gehen? 

Elon Musk beweist immer häufiger, dass er auch eine politische Agenda verfolgt – und dazu 
auch X einspannt. 

Dass Daten und die damit verbundenen Möglichkeiten von Online-Werbung ein 
Milliardengeschäft sind, sollte mittlerweile den meisten Schulkindern klar sein und bildet 
inzwischen die Grundlage vieler Geschäftsmodelle. User Profiling findet in einem derart 
hohen Grad statt, dass maßgeschneiderte Werbung an den jeweiligen Nutzer ausgespielt 
wird. Aber das kennt man bereits von Meta und den dazugehörigen Diensten Facebook 
oder Instagram. Und Elon Musk beweist immer häufiger, dass er auch eine politische 
Agenda verfolgt – und dazu auch X einspannt. 

Der entscheidende Unterschied ist, dass TikTok die einzige große Social-Media-Plattform 
ist, die nicht in den USA entwickelt wurde und deren Code eine rein chinesische 
Angelegenheit bleibt. Ist das drohende TikTok-Verbot dann vielleicht keine Frage von  

https://apnews.com/article/tiktok-ban-bytedance-lawsuit-biden-386e6d81e2eef61a756bcdea96cd0aef
https://www.spiegel.de/netzwelt/apps/tiktok-kuendigt-widerstand-gegen-us-gesetz-zu-wechsel-des-eigentuemers-an-a-6ea4dc3c-4382-49a0-bf00-41f17835bfb0
https://www.radiobrocken.de/service/Facebook-Daten-gestohlen-Hier-sehen-Sie-ob-Sie-betroffen-sind-id525765.html
https://www.radiobrocken.de/service/Facebook-Daten-gestohlen-Hier-sehen-Sie-ob-Sie-betroffen-sind-id525765.html
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Datenschutz, sondern schlicht ein Fall von purem Neid? Wollen die US-amerikanischen 
Firmen nicht einfach selbst ihr Unwesen mit den ganzen Daten treiben? Würde ein Verkauf 
sich überhaupt spürbar positiv auf die Nutzererfahrung auswirken – oder noch besser: die 
westlichen Demokratien wieder entscheidend stärken? 

Innerhalb der Europäischen Union trifft die Stimmungsmache gegen TikTok jedenfalls auf 
Zuspruch. 

Innerhalb der Europäischen Union trifft die Stimmungsmache gegen TikTok jedenfalls auf 
Zuspruch. In Estland und Frankreich wurde TikTok inzwischen auf Diensthandys von 
Angestellten im öffentlichen Dienst verboten und seit Mitte März dürfen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der EU-Kommission die App auch nicht mehr benutzen. Im Fokus steht das 
Thema Cybersicherheit, sodass europäischen Beamten sogar von der privaten Nutzung von 
TikTok abgeraten wird. Wie das letztlich durchgesetzt und überprüft werden soll, bleibt 
unklar. 

Parteiübergreifend wird in Deutschland unterdessen ein ähnliches Vorgehen gefordert. 
Einigkeit herrscht bei den Bedenken wegen einer nicht DSGVO-konformen Handhabung 
von Nutzerdaten sowie bei der Angst vor Spionage und vor der Verbreitung von 
Desinformationen – insbesondere im Zuge der bevorstehenden Europawahlen. Roderich 
Kiesewetter, Vizevorsitzender des Geheimdienst-Kontrollgremiums des Bundestags, 
bezeichnete TikTok sogar als „eine Gefahr für die Demokratie“ und als Instrument der 
„hybriden Kriegsführung“ Chinas und Russlands. Gegen Facebook oder Instagram fand 
eine solche Wortwahl in Europa bislang wenig Verwendung und auch ein Verbot stand von 
Seiten der Politik nie ernsthaft im Raum. Bei den US-amerikanischen Diensten werden stets 
die Reichweite und der Impact erfolgreicher Online-Kampagnen in den Vordergrund gestellt. 
Das enorme und weiterhin steigende Reichweitenpotenzial von TikTok, insbesondere bei 
unter 25-Jährigen, wird hingegen gern vergessen. Die Gründe dafür sind: Zu viel Kulanz 
gegenüber westlichen Tech-Konzernen und ein zu starres Politikfeld, in dem weder die 
Institutionen noch die Politikerinnen und Politiker mit den technischen Entwicklungen Schritt 
halten. 

Aus Sicht der Europäerinnen und Europäer kann US-Tech-Unternehmen mit schillerndem 
Führungspersonal genauso wenig vertraut werden wie den chinesischen Pendants. 

Die Gefahren von Desinformation und Missbrauch von Nutzerdaten sind natürlich real – und 
sollten ernst genommen werden. Vor einigen Jahren zeigte eine MIT-Studie bereits, dass 
sich Fake-News und Lügen bis zu sechsmal schneller auf X verbreiten, damals noch Twitter. 
Und wie reagiert die Politik? Einerseits mit profitmotivierten Verbotsforderungen in Bezug 
auf TikTok; dahinter steckt offensichtlich nicht vorrangig der Schutz der Demokratie, da sich 
sonst auch der Umgang mit dem von Desinformationskampagnen geplagten Facebook 
ändern müsste. Es reicht eben nicht, Mark Zuckerberg in einem Ausschuss zu befragen. 
Und andererseits mit lächerlichen Geldstrafen für westliche Tech-Konzerne, die keineswegs 
zu grundsätzlichen Veränderungen am Geschäftsmodell mit Nutzerdaten einladen. Meta 
bekam 2023 von der EU eine Rekordstrafe in Höhe von 1,2 Milliarden Euro aufgebrummt – 
gerade einmal drei Prozent des im selben Jahr erwirtschafteten Profits. Beides sind 
demnach leider völlig unzureichende Strategien. Warum sollte es schließlich aus Sicht eines 
europäischen Nutzers einen Unterschied machen, ob er von einem Unternehmen mit Sitz 
im Silicon Valley desinformiert wird oder ob ein Pekinger Unternehmen seine Daten 
missbraucht? Aus Sicht der Europäerinnen und Europäer kann US-Tech-Unternehmen mit 
schillerndem Führungspersonal genauso wenig vertraut werden wie ihren chinesischen 
Pendants. 

https://www.tagesschau.de/ausland/eu-kommission-tiktok-101.html
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/die-fakten-dicke-7398/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/die-fakten-dicke-7398/
https://www.zeit.de/digital/2024-03/tiktok-roderich-kiesewetter-spd-gruene-regulierung
https://blog.digimind.com/de/tiktok-2022-kennzahlen-und-statistiken-aus-deutschland-und-der-welt
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Hinzu kommt, dass die Schwerfälligkeit politischer Institutionen mit der Wandelbarkeit und 
kontinuierlichen Entwicklung technischer Möglichkeiten und Anwendungen schlicht nicht 
mithalten kann. Dies wird leider dadurch verschärft, dass die meisten demokratisch-
gesinnten Politikerinnen und Politiker sich den Sozialen Medien meist entweder gänzlich 
verweigern oder halbherzig und unbeholfen Nähe mit einem jüngeren Publikum herstellen 
wollen. Bestes Beispiel ist Olaf Scholz’ kürzlich veröffentlichtes erstes TikTok-Video. 

Man kann eben nicht immer verbieten, was man nicht zu beherrschen lernen will. 

Ganz anders sieht es hingegen bei der rechtsextremen, digitalkundigen AfD aus. Diese hat 
sich die Sozialen Medien zu eigen gemacht und zählt doppelt so viele Facebook-Fans wie 
die restlichen Parteien zusammen und kommt durchschnittlich auf etwa zehnmal mehr 
Impressionen pro TikTok-Video. Die demokratischen Parteien hingegen überschatten diese 
Möglichkeiten der Reichweite mit ihren Bedenken und bieten den kommenden 
Generationen daher auch keine Alternative zu den Inhalten der AfD. Das Gleiche passiert 
in Frankreich, wo der junge Spitzenkandidat des rechtsradikalen Rassemblement National 
auf TikTok 1,3 Millionen Follower hat und gerade auch bei jungen Menschen viel Anklang 
findet. Marine Le Pens Partei liegt in Umfragen zur Europawahl unangefochten auf Nummer 
1. Vor diesem Hintergrund über ein Verbot von TikTok zu reden, wirkt sehr verkürzt. Man 
kann eben nicht immer verbieten, was man nicht zu beherrschen lernen will. 

Im Kleinen wehren sich bereits eine aus Fridays for Future hervorgegangene 
Gegenbewegung mit dem Hashtag #ReclaimTikTok oder auch Politiker wie Karl 
Lauterbach, der aber den Algorithmus der Plattform nicht ausreichend füttert. Ganz 
übergeordnet braucht es eine agilere deutsche und europäische Politik, die technische 
Entwicklungen – sei es in Bezug auf Facebook, X, TikTok oder auch bezüglich Künstlicher 
Intelligenz – institutionell sowie legislativ zeitgemäß begleitet und auch auf praktischer 
Anwendungsebene den Anschluss an die Bevölkerung nicht verliert. Auch ein Digital 
Services Act macht die demokratischen Parteien nicht auf einen Schlag wieder attraktiv. 
Unsere Politikerinnen und Politiker sollten, statt ein Verbot zu diskutieren, sich vielmehr mit 
einem gekonnten TikTok-Auftritt für unsere Demokratie einsetzen. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/keine-
beruehrungsaengste-
7557/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newslett
er   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.swr3.de/aktuell/nachrichten/bundeskanzler-olaf-scholz-tiktok-video-100.html
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/deutschland/afd-tiktok-erfolg-strategie-jugendliche-100.html
https://www.spiegel.de/netzwelt/apps/reclaimtiktok-haben-politiker-auf-tiktok-eine-chance-gegen-die-dominanz-der-afd-a-bbf65f8b-3269-4da9-9196-d413fe99256f
https://www.tiktok.com/@karl.lauterbach24
https://www.tiktok.com/@karl.lauterbach24
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/keine-beruehrungsaengste-7557/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/keine-beruehrungsaengste-7557/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/keine-beruehrungsaengste-7557/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/keine-beruehrungsaengste-7557/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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02) Spargelzeit im Nil. Von Ed Koch 
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03) Erwartungsgemäß. Von Ed Koch 
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04) Blankes Entsetzen. Von Ed Koch 
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05) Terror lohnt sich. Von Ed Koch  
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06) Demokratie in Gefahr? Deutschlands Debatte um die Gefahr von rechts  
      dreht sich um sich selbst. Dabei würde der Blick zu den europäischen  
      Nachbarn helfen 

      Von Nils Meyer-Ohlendorf 

 
Nils Meyer-Ohlendorf, Berlin 
Dr. Nils Meyer-Ohlendorf ist Leiter des International and European Governance Program 
des Ecologic Institute in Berlin. Er ist Mitgründer und Gesellschafter von Democracy 
Reporting International. Schwerpunkte seiner Arbeit sind Klimaschutz, EU und Demokratie 
in Europa 
 
28.05.2024   

 
Kundgebung gegen rechts in Essen.-picture alliance/dpa | Christoph Reichwein   

Ist die Demokratie in Deutschland bedroht? Viele Menschen sind derzeit dieser Meinung. In 
Ostdeutschland könnte die Alternative für Deutschland (AfD) die nächsten Landtagswahlen 
gewinnen – eine Partei, die vom Bundesverfassungsschutz als rechtsextremistischer 
Verdachtsfall geführt werden darf. Ganze Landesverbände der Partei sowie deren 
Jugendorganisation gelten als „erwiesen extremistische Bestrebungen“. Es ist nicht 
ausgeschlossen, dass Björn Höcke, Deutschlands bekanntester Rechtsextremist, 
Ministerpräsident Thüringens wird. Nach dem Überfall auf den SPD-Politiker Matthias Ecke 
fühlte sich die FAZ sogar an Weimar erinnert. Minister sehen sich veranlasst, vor 
Umsturzfantasien zu warnen. Im Europawahlkampf gehe es darum, die Demokratie zu 
verteidigen und Nazis abzuwehren. 

Doch treffen diese Einschätzungen zu? Ein Blick über den Tellerrand hilft, die reellen 
Gefahren für die Demokratie zu ermitteln. Bei den europäischen Nachbarn waren oder sind 
rechtsextreme Parteien an der Regierung – teilweise seit vielen Jahren. In Italien stellen die  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/nils-meyer-ohlendorf/
https://www.tagesschau.de/inland/demokratie-gefaehrdet-umfrage-deutschland-100.html
https://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/23_240513/index.php
https://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/23_240513/index.php
https://www.verfassungsschutz.sachsen.de/download/Einstufung_AfD_Dezember_2023.pdf
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/junge-alternative-thueringen-gesichert-rechtsextrem-100.html
https://www.verfassungsschutz.sachsen.de/download/Einstufung_AfD_Dezember_2023.pdf
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/spd-politiker-schwer-verletzt-das-klingt-nach-weimar-19699586.html
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„Brüder Italiens“ die Regierungschefin. In der Schweiz kommen zwei von sieben 
Bundesräten von der Schweizerischen Volkspartei. Die Partei Die Finnen stellt als 
zweitgrößter Koalitionspartner neun Ministerinnen und Minister in der neuen finnischen 
Regierung. In Schweden tolerieren die Schwedendemokraten eine Minderheitsregierung. 
Mit gut 20 Prozent der Sitze sind sie die größte Partei in dieser Formation. In den 
Niederlanden duldete die Partij voor de Vrijheid von Geert Wilders die erste Rutte-Regierung 
und wird nun wohl der größte Koalitionspartner der neuen Rechts-Regierung. Auch die 
österreichische FPÖ war zuletzt 2019 Regierungspartei. 

Obwohl diese Parteien teilweise deutliche Unterschiede aufweisen, gibt es auch viele 
Gemeinsamkeiten – etwa ausländerfeindliche und nationalistische Rhetorik und Politik. Eine 
weitere Gemeinsamkeit ist, dass Regierungsbeteiligungen dieser Parteien nicht zu einem 
grundlegenden Demokratieabbau geführt haben. Der Kern der Demokratie – etwa freie 
Wahlen, eine unabhängige Justiz, freie Medien, Gewaltenteilung oder eine freie 
Zivilgesellschaft – ist weitgehend intakt geblieben. Einen Umsturz oder state capture wie in 
Ungarn hat es nicht gegeben. Rechtsextreme Parteien sind zwar durch Wahlen in 
Regierungsverantwortung gekommen, sie sind aber auch wieder abgewählt worden. 

Auf dem Weg zur Macht und in Regierungen sind diese Parteien zudem oft moderater 
geworden. Große Wählergruppen lehnen extremistische Positionen tendenziell ab. 
Außerdem wirken der Zwang zum Kompromiss in Koalitionen, die Grenzen von 
Verfassungen oder die EU-Mitgliedschaft Extremismus entgegen. Befürchtungen, die 
Regierung Meloni werde zu Demokratieabbau in Italien führen, haben sich nicht 
bewahrheitet. Das gleiche gilt für die Niederlande, die Schweiz, Finnland, Dänemark 
und Schweden. Ebenso für Österreich, wo es in Kärnten und im Burgenland Koalitionen 
zwischen FPÖ und SPÖ gab. 

Deutschland ist über die Jahrzehnte toleranter, emanzipierter, bunter und damit 
demokratischer geworden. 

Die Erfahrungen der Nachbarn bedeuten jedoch nicht automatisch, dass eine starke AfD 
kein Demokratieproblem ist. Diese Gleichung stimmt schon deshalb nicht, weil Erfahrungen 
eines Landes nicht ohne Weiteres auf die eines anderen übertragen werden können. Zudem 
ist die AfD extremistischer als ihre europäischen Pendants. In ihrem eigenen Umfeld 
gefangen, ausgegrenzt und ohne echte Machtperspektive, hat die AfD sich seit ihrer 
Gründung radikalisiert. Andere rechtsextreme Parteien in Europa haben sich eher in die 
andere Richtung entwickelt. Sie halten die AfD für zu extremistisch und haben sie aus der 
Fraktion Identität und Demokratie (ID) im Europaparlament ausgeschlossen, da sie durch 
den Extremismus der AfD ihre Wahlchancen gefährdet sehen. Sollte dieser Rausschmiss 
vor allem aus Überzeugung erfolgt sein, wäre er eine sehr gute Nachricht für die Demokratie 
in Europa. Eine fraktionslose und damit fast bedeutungslose AfD wäre eine weitere. 

Obwohl ein Vergleich zwischen Ländern immer schwierig ist, legen die Erfahrungen der 
Nachbarn einen Schluss nahe: Wie gefährlich rechtsextreme Parteien für Demokratien sind, 
hängt vor allem von der Stärke der Demokratie selbst ab. Dieser Aspekt fehlt größtenteils in 
der deutschen Debatte. So sind eine starke Zivilgesellschaft, die föderale Struktur 
Deutschlands und die Mitgliedschaft in der EU Stärken der deutschen Demokratie. Große 
Mehrheiten unterstützen diese, auch wenn es viele Vorbehalte gibt, wie Demokratie im 
Alltag funktioniert. Deutschland ist über die Jahrzehnte toleranter, emanzipierter, bunter und 
damit demokratischer geworden. Trotz stärkeren Zuspruchs für die extremen Ränder ist die 
politische Mitte weiterhin das Kraftzentrum der deutschen Politik. 

 

https://www.persuasion.community/p/how-western-europes-far-right-moderated
https://www.persuasion.community/p/how-western-europes-far-right-moderated
https://www.robert-schuman.eu/en/european-issues/723-one-year-of-the-meloni-government-a-tortuous-but-determined-path-towards-europe
https://www.gu.se/en/news/swedens-democracy-stands-strong-despite-the-shadow-from-the-far-right
https://www.theguardian.com/world/2023/jun/30/far-right-on-the-march-europe-growing-taste-for-control-and-order
https://www.theguardian.com/world/2023/jun/30/far-right-on-the-march-europe-growing-taste-for-control-and-order
https://www.politico.eu/article/far-right-identity-and-democracy-group-expels-alternative-for-germany/
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Diese Stärken dürfen jedoch nicht über die Schwächen hinwegtäuschen – etwa eine 
strukturelle Schwächung des professionellen Journalismus, eine stärker polarisierte 
Debatte, ein Mangel an Gelassenheit sowie ein weit verbreitetes Gefühl der 
Verunsicherung. Die unbeliebte und oft zerstrittene Bundesregierung hilft in dieser Lage 
nicht. Unter dem Strich bedeutet dies: Deutschland im Jahr 2024 ist eher mit Österreich, der 
Schweiz, Italien, den Niederlanden, Dänemark, Schweden oder Finnland zu vergleichen. Es 
gibt offensichtlich viel mehr Parallelen zu diesen Ländern als zu Deutschland 1933. Fast 
nichts spricht dafür, dass die AfD Deutschlands Demokratie umkrempeln wird. 

Nichtsdestotrotz leistet sich Deutschland eine introvertierte und alarmistische Debatte. Die 
Erfahrungen der Nachbarn spielen in der deutschen Diskussion praktisch keine Rolle. Fast 
niemand will hören, wie es dort mit Rechtsextremen gehalten wird und was von den 
Nachbarn gelernt werden könnte. Der Rausschmiss der AfD aus der ID-Fraktion hätte eine 
Diskussion über die Entwicklung rechtsextremer Parteien in Europa zur Folge haben 
können, aber die Nachrichten an den Tagen nach dem Rausschmiss wurden vom „Nazi-
Eklat“ auf Sylt dominiert. Selbst der Bundeskanzler sah sich veranlasst, das Gegröle zu 
kommentieren. 

Fast nichts spricht dafür, dass die AfD Deutschlands Demokratie umkrempeln wird. 

Die deutsche Debatte dreht sich zudem viel um die eigene Geschichte und damit um sich 
selbst. Es werden Vergleiche mit Weimar gezogen, egal wie haltlos sie sind. Treffen 
zwischen Identitären, AfD- und CDU-Politikern zu Remigration sind abscheulich, aber 
offensichtlich keine „Wannseekonferenz 2.0“. Solche absurden Vergleiche kosten wertvolle 
Glaubwürdigkeit. Sie polarisieren und schwächen die Demokratie. 

„Wehret den Anfängen“ ist eine zentrale Einsicht aus der deutschen Geschichte, aber sie 
bedeutet nicht, strategielos der eigenen Empörung freien Lauf zu lassen und auf 
Mobilisierung im eigenen Lager zu setzen. Sie bedeutet vor allem, Moderate von 
Extremisten zu trennen, zu überzeugen und neue Mehrheiten zu gewinnen. Das ist immer 
schwierig. Zur Zeit fällt dies aber besonders der politischen Linken schwer. 

Anstatt der Kraft der offenen Debatte und der eigenen Überzeugungskraft zu vertrauen, gibt 
es von links viele Rufe nach Verboten, Polizei, Staatsanwaltschaft und Verfassungsschutz. 
Es gibt austauschbare Reden mit den üblichen Soundbites wie „Demokraten müssen sich 
unterhaken“ oder „man muss klare Kante gegen rechts zeigen“. Die Überzeugung, 
Rechtsextremen keine Plattform geben zu dürfen, ist vor allem im linken Meinungsspektrum 
weit verbreitet, obwohl die AfD damit ihre Lieblingsbühne bekommt, nämlich keine Bühne 
zu haben, ausgegrenzt zu werden und Opfer zu sein. Im Ergebnis wirkt Links in weiten 
Teilen abgekapselt, inhaltsleer und sprachlos. Für die AfD ist dies ein Geschenk. 

Im selbsterzeugten Kunstnebel von Weimar fällt es zudem schwer, verständlich zu machen, 
wofür die AfD konkret steht: für antipluralistische Überzeugungen, die ihre politischen 
Gegner als „Alt- oder gar Systemparteien“ diffamiert, für die Diskreditierung Deutschlands 
als „Unrechtsstaat“, für ausländerfeindliche Politik, für verantwortungslose Klimapolitik, für 
Sympathien mit Putin oder für eine Politik, die Europa vom Spieler zum Spielball der 
Weltpolitik macht. In der aufgeheizten Debatte werden zudem Kritik an Sachpolitiken und 
Verteidigung von Demokratie oft vermengt. Damit wird die inhaltliche Auseinandersetzung 
mit der AfD schwierig, obwohl diese es ist, die sich große Mehrheiten wünschen.   

 

 

https://www.spiegel.de/panorama/sylt-vorfall-in-pony-bar-kampen-ein-ganz-normales-pfingst-wochenende-a-134c5c64-2ce8-47db-9373-5c1e858345ff
https://www.spiegel.de/panorama/sylt-vorfall-in-pony-bar-kampen-ein-ganz-normales-pfingst-wochenende-a-134c5c64-2ce8-47db-9373-5c1e858345ff
https://x.com/Bundeskanzler/status/1793975445530227067
https://www.tagesspiegel.de/politik/potsdamer-treffen-als-wannseekonferenz-20-zentralrat-der-juden-mahnt-zur-vorsicht-bei-historischen-vergleichen-11089948.html
https://www.persuasion.community/p/how-western-europes-far-right-moderated
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20240517_Reader_VorstandsBeschluss_Rechtsextreme.pdf
https://www.tagesschau.de/inland/deutschlandtrend/deutschlandtrend-3414.html
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Kurzum: Demokratie lässt sich besser mit Selbstbewusstsein und einer offenen Debatte 
verteidigen.  Deutschland hat viele Gründe, in die Stärke der eigenen Demokratie zu 
vertrauen. In der Wagenburg „gegen rechts“ wird diese aber häufig nicht wahrgenommen. 
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/demokratie-
in-gefahr-
7526/?utm_campaign=de_40_20240528&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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07) Düsseldorf. Von Ed Koch 
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08) EUREF begrüßt Europa. Von Ed Koch 
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09) KW 21 (20. bis 26.05.2024) Im Rahmen unserer Möglichkeiten.  
      Von Ed Koch 
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10) „Keine Sonderstellung für Amtsträger“. Ex-Justizministerin Herta Däubler-    
      Gmelin über den Haftbefehl-Antrag gegen Netanjahu, Doppelstandards  
      und eine mögliche Verhaftung in Deutschland  
      

Interview 

Die Fragen stellten Joscha Wendland und Nikolaos Gavalakis. 

 

 
Herta Däubler-Gmelin, Berlin 
Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin war von 1998 bis 2002 Bundesministerin der Justiz und 
saß von 1972 bis 2009 für die SPD im Deutschen Bundestag. 

 

23.05.2024  

 
Ausgehungert und als menschliche Schutzschilde missbraucht: In Gaza leidet vor allem 
die Zivilbevölkerung.-  picture alliance / Anadolu | Abed Rahim Khatib   

Die Fragen stellten Joscha Wendland und Nikolaos Gavalakis. 

Der Chefankläger des Internationalen Strafgerichtshofs, Karim Khan, hat Haftbefehle gegen 
drei Hamas-Führer sowie gegen den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/nikolaos-gavalakis/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/nikolaos-gavalakis/
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und seinen Verteidigungsminister Joaw Galant beantragt. Sie werden unterschiedlicher 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit beschuldigt. Was bedeutet 
dies und wie geht es nun weiter? 

Das ist ein sehr bedeutsamer erster Schritt, um auch Verantwortliche aus Politik und Militär 
wegen schwerster Menschheitsverbrechen vor Gericht stellen zu können. Die Behörde des 
Chefanklägers des Internationalen Strafgerichtshofs ermittelt seit längerer Zeit auch in Israel 
und Gaza mit Unterstützung hochqualifizierter externer Völkerrechts-Experten. Beim 
Chefankläger selbst leitet Brenda J. Hollis, eine hervorragende US-Anwältin mit langer 
Militärerfahrung, die Ermittlungen. Sie macht das hier genauso qualifiziert wie im 
Ermittlungsverfahren gegen Präsident Putin, das ja zu einem Haftbefehl des Gerichts 
geführt hat. 

Der Chefankläger hat seine Ermittlungsergebnisse der zuständigen richterlichen 
Vorprüfungskammer des Internationalen Strafgerichtshofs zugeleitet. Die ist mit 
Richterpersönlichkeiten besetzt, die alle vorgelegten Beweise sorgfältig prüfen und sie dann 
in voller Unabhängigkeit gemäß den geltenden Strafvorschriften bewerten, bevor sie über 
den Erlass eines Haftbefehls entscheiden. Das Verfahren entspricht also dem, das auch 
beim Haftbefehl gegen den russischen Präsidenten angewandt wurde. 

Warum bedarf es des Internationalen Strafgerichtshofs? Ist für ein mögliches Verfahren 
nicht die israelische Justiz zuständig? 

Natürlich muss die Zuständigkeit des Internationalen Strafgerichtshofs geklärt sein. Dazu 
gehört in diesem Fall, ob – bei Bestätigung der schrecklichen Verbrechensvorwürfe – auch 
der israelische Premierminister und sein Verteidigungsminister gegebenenfalls vor 
israelischen Gerichten angeklagt und von ihnen verurteilt würden. Ganz ausgeschlossen ist 
das nicht, trotz Netanjahus Versuchen zur Stärkung seiner politischen Macht durch die 
Schwächung der Justiz. 

Wir alle haben die riesigen Protestdemonstrationen der mutigen israelischen Bürgerinnen 
und Bürger gegen diese Vorhaben noch vor Augen. Bis heute ist die „Schlacht um die 
Rechtsstaatlichkeit und die Gewaltenteilung“ in Israel noch nicht zu Ende. Das alles werden 
die Richter der zuständigen Vorprüfungskammer würdigen und bewerten müssen. 

Der Antrag des Chefanklägers betrifft die Führung der Hamas sowie die Führungsriege 
Israels. Kommt es dadurch nicht zu einer ungehörigen Gleichsetzung zwischen Mitgliedern 
einer durch die EU terrorgelisteten Organisation und gewählten Vertretern einer 
demokratischen Regierung? 

Die Behauptung der Gleichsetzung ist ein unzutreffender, ein politischer Vorwurf – und um 
Politik geht es beim Internationalen Strafgerichtshof nicht. Dort geht es nachprüfbar um 
Internationales Recht. Das sollten alle – auch Regierungsstatements – berücksichtigen, es 
sei denn, sie wollten den Internationalen Strafgerichtshof schwächen. 

Die Behauptung der Gleichsetzung ist ein unzutreffender, ein politischer Vorwurf. 

Der Chefankläger hat selbstverständlich inhaltlich verschiedene Anträge mit 
unterschiedlichen Begründungen vorgelegt, die sich auf unterschiedliche Sachverhalte und 
Verbrechensvorwürfe beziehen. Bei diesen ist eine rechtliche Gleichsetzung zwischen den 
Führern der Hamas, also einer hochorganisierten nichtstaatlichen Terror-Gruppe, und den 
gewählten Amtspersönlichkeiten Israels nicht erkennbar. Manche Kommentatoren vertreten  

https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/justizreform-in-israel-der-streit-wird-nur-voruebergehend-zurueckgestellt-19421693.html
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offensichtlich die Auffassung, nur Terroristen könnten schwerste Menschheitsverbrechen 
begehen, nicht aber demokratisch gewählte Amtsträger. Leider zeigen zahlreiche Beispiele 
aus der jüngsten Vergangenheit, dass das nicht zutrifft. 
Da Deutschland den Internationalen Strafgerichtshof anerkennt, müssten Netanjahu und 
Galant im Falle einer Anklage bei der Einreise theoretisch direkt verhaftet werden. Wie 
realistisch schätzen Sie dies ein? 
Jeder vom Internationalen Strafgerichtshof per Haftbefehl Gesuchte, muss im Fall der 
Einreise in einen Mitgliedstaat verhaftet werden, weil das Römische Statut klar vorschreibt, 
dass Haftbefehle von den Mitgliedstaaten zu vollziehen sind. Natürlich gefällt das nicht jeder 
Regierung, die ihre eigene politische Agenda verfolgt. Bekanntlich hat die Öffentlichkeit bei 
uns mit Befremden zur Kenntnis genommen, dass die chinesische Regierung den 
Haftbefehl des Internationalen Strafgerichtshofs gegen Putin kritisiert und seine Immunität 
gefordert hat, weil dieser ein Amtsträger ist. Es kann aber keine Sonderstellung für 
Amtsträger geben. Das Römische Statut schließt das aus und wir in Deutschland sollten – 
ebenso wie rund zwei Drittel der UN-Mitgliedstaaten – den unabhängigen Internationalen 
Strafgerichtshof aus gutem Grund anerkennen und unterstützen. 

Als rechtsstaatliche Demokratie sollten wir uns vor Doppelstandards hüten. 

Als rechtsstaatliche Demokratie sollten wir uns außerdem vor Doppelstandards hüten. Wir 
sollten vielmehr dazu beitragen, den aus politischen Interessen geschürten Argwohn gegen 
die Qualifikation, die Integrität und die Unabhängigkeit des Internationalen 
Strafgerichtshofs, den Chefankläger und die Richterinnen und Richter auszuräumen. Der 
Internationale Strafgerichtshof hat seine hohe Qualifikation und seine Notwendigkeit häufig 
bewiesen. Es ist ärgerlich, dass unter anderem die USA, Russland, aber auch China und 
Indien den Gerichtshof als „Gericht für andere, nicht aber für sich selbst“ anerkennen. Das 
schwächt das Völkerrecht, auf das wir Deutschen ja in besonderem Maße setzen. 
Bekanntlich hat der Internationale Strafgerichtshof nach mehrfachen Beschlüssen und 
Empfehlungen der UN-Generalversammlung schon 2021 seine Zuständigkeit für die 
Verfolgung von Menschheitsverbrechen in Palästina und Gaza anerkannt. 
Der Internationale Strafgerichtshof beruht auf dem Römischen Statut von 1998. Dieses 
wurde damals während Ihrer Zeit als Justizministerin und gegen immensen Druck der US-
Amerikaner verabschiedet. Welche Auswirkungen hätte eine Missachtung des Verfahrens 
von Seiten Deutschlands und anderer Unterzeichnerstaaten auf das internationale 
Rechtssystem? 
In der Tat ist es eine große Enttäuschung, ja ein Ärgernis, dass Staaten wie die USA sich 
der Mitgliedschaft entziehen und den Internationalen Strafgerichtshof geradezu bekämpfen. 
Zumal auch sehr gute US-Juristen gerade in der Behörde des Chefanklägers arbeiten. Ich 
wiederhole es gern: Die Stärkung des Internationalen Rechts und die Unterstützung des 
Internationalen Strafgerichtshofs gehören zusammen. Wir haben in Deutschland nicht nur 
das Römische Statut ratifiziert, sondern auch das Deutsche Völkerstrafgesetzbuch 
geschaffen, das heute im Einklang mit dem Römischen Statut den Internationalen 
Strafgerichtshof in geeigneten Verfahren entlastet. Wir setzen auf Internationales Recht und 
sollten das auch weiterhin tun. Und diese Unterstützung muss sich immer wieder bewähren. 

Der Kampf gegen schwerste Menschheitsverbrechen ist heute wichtiger denn je. Es ist auch 
höchste Zeit, das Verbot des Angriffskriegs vollständig und auch dann der Jurisdiktion des 
Internationalen Strafgerichtshofs zuzuordnen, wenn „nur“ der überfallene Staat, nicht aber 
der Aggressor selbst zu den Mitgliedstaaten des Internationalen Strafgerichtshofs gehört. 

https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/keine-sonderstellung-fuer-amtstraeger-
7519/?utm_campaign=de_40_20240524&utm_medium=email&utm_source=newslett
er   
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11) Die große Illusion. Von Ed Koch 
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12)  Das Leipzig Ritual. Von Ed Koch 
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13) KW  20 (13. bis 19.05.2024) – De-Risking. Von Ed Koch 
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14) Hauptsache, der Hintern ist sauber. Von Ed Koch 
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15) Willy. Von Ed Koch 
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16) Blitzableiter. Die Klimabewegung schießt sich auf Elon Musk und Tesla  
      ein. Bei der deutschen Autoindustrie, die weiter auf Verbrenner setzt,  
      knallen die Sektkorken 

      Von Timo Daum & Andreas Knie 

 
Timo Daum 
Timo Daum ist Sachbuchautor und wissenschaftlicher Mitarbeiter der Forschungsgruppe 
„Digitale Mobilität und gesellschaftliche Differenzierung“ am Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung (WZB). 
 
 
08.05.2024   

 
Polarisieren ist sein Hobby: Elon Musk bei der Eröffnung der Gigafactory.- picture alliance 
/ Reuters | Pool New   

Stellen wir uns vor, die Klimabewegung, die bis vor Kurzem noch massenhaft gegen die 
fossile Industrie mobilisierte und vehement für einen schnellen Ausstieg aus der 
Kohleverstromung eingetreten ist, würde nun stattdessen gegen den Bau von 
Windkraftanlagen, Solarkollektoren und Stromtrassen demonstrieren. Unvorstellbar? 
Tatsächlich passiert gerade etwas Vergleichbares. Nicht mehr die fossile Autoindustrie mit 
ihren Diesel- und Benzin-verfeuernden SUVs, sondern ausgerechnet E-Auto-Pionier Tesla 
und sein Chef Elon Musk sind zum Ziel von Protesten und Kampagnen geworden. Wie kam 
es dazu? 

Vor ein paar Jahren wandte sich die Klimabewegung zu Recht dem Verkehrssektor zu, wo 
in den letzten Jahren praktisch kein CO2 eingespart wurde – in erster Linie wegen des 
Benzin- und Dieselverbrauchs von Pkw und Lkw. Verkehrswende-Initiativen schlossen sich 
zusammen und entwickelten einen Plan für eine ökologische Alternative: Ein möglichst 
schneller Ausstieg aus dem fossilen Verbrenner, weniger Autos und weniger Autoverkehr,  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/timo-daum/
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dafür mehr Sharing, mehr Busse und Bahnen, mehr Rad- und Fußverkehr waren die 
Eckpfeiler. Ein erster Erfolg des neuen Bündnisses stellte sich 2019 ein, als es gelang, die 
Internationale Automobilausstellung aus Frankfurt zu vertreiben und die Autoindustrie 
insgesamt in die Defensive zu drängen. 

Das Elektroauto und insbesondere Tesla werden zum Ziel von Kritik und Mobilisierung. 

Das hat sich anscheinend geändert. Das Elektroauto und insbesondere Tesla werden zum 
Ziel von Kritik und Mobilisierung. Beim Demoaufruf von Ende Gelände, einer Initiative, die 
durch Aktionen zivilen Ungehorsams und Tagebau-Besetzungen vor ein paar Jahren sehr 
öffentlichkeitswirksam gegen die Kohleindustrie vorging, heißt es nun: „Das Elektroauto soll 
sich als ‚grüne‘ Alternative zum Verbrennungsmotor etablieren.“ Es sei jedoch vielmehr „die 
Fortsetzung des Individualverkehrswahns mit anderen Mitteln, aber weder nachhaltig noch 
sozial verträglich. Und deswegen alle … gegen TESLA und die Werkserweiterung der 
Gigafactory in Grünheide.“ Auch die für den Brandanschlag auf die Stromversorgung in der 
Gemeinde Grünheide verantwortlich zeichnende Gruppe argumentiert, Tesla sei „ein 
Symbol für grünen Kapitalismus“, deren Autoproduktion das „Grundwasser verseucht“. Und: 
„Jeder Tesla, der brennt, sabotiert die imperiale Lebensweise“; Tesla-ChefElon Musk sei 
ein „Technofaschist“; und die „komplette Zerstörung der Gigafactory“ sei das Ziel. Auf einer 
Veranstaltung der Rosa-Luxemburg-Stiftung wird ein drohender „Teslismus“ 
heraufbeschworen. Es drohe nicht nur eine „Endstufe des Kapitalismus“, sondern auch 
gleich ein Ende der Demokratie. Bald könne es vorbei sein mit „lokaler und betrieblicher 
Demokratie“. Hintergrund war die Abstimmung in der Gemeinde Grünheide, die sich 
mehrheitlich gegen eine Erweiterung des Werksgeländes ausgesprochen hatte. 

Im Prinzip ist es natürlich richtig, gegen den automobilen Konsens vorzugehen, der – 
zunächst unabhängig vom Antrieb – die massenhafte Individualmotorisierung als 
Grundrecht des Globalen Nordens betrachtet. Und dass E-Autos keine Lösung für die 
Probleme der autozentrierten Gesellschaft sind, ist auch unzweifelhaft. Aber warum dann 
Tesla angehen und nicht Volkswagen, Daimler und BMW? Sollte nicht das 
Verursacherprinzip gelten? In der Vergangenheit hatte sich die Klimabewegung unter 
anderem RWE als Gegner ausgesucht, den Kohle-Giganten, und nicht zum Beispiel einen 
Windradhersteller. Und das Pendant zu RWE im Verkehr ist Volkswagen. Allein zwei 
Prozent der weltweiten CO2-Emissionen gingen im Jahr 2019 auf das Konto des 
Wolfsburger Konzerns. 

Die Klimaziele werden ohne ein Hochlaufen der E-Fahrzeuge nicht erreicht. 

Auch sind nicht E-Autos verantwortlich für die Klimaerwärmung, sondern das akkumulierte 
Kohlendioxid, das aus dem jahrhundertelang andauernden Verbrennen von fossilen 
Brennstoffen vor allem in den Industrieländern stammt. Das größte Wirtschafts- und 
Umweltverbrechen der Nachkriegszeit, der Skandal um manipulierte Abgaswerte, geht auf 
das Konto von VW, BMW und Daimler. Bis heute arbeiten diese Hersteller mit unlauteren 
Methoden. Immer noch verbrauchen Neuwagen im Realbetrieb deutlich mehr Diesel und 
Benzin, als von den Herstellern angegeben, berichtet Der Spiegel. Im Gegensatz dazu steht 
Tesla für ein Start-up aus dem Silicon Valley, das die etablierte fossile Auto- und Ölindustrie 
zu einer ungeliebten Elektrifizierung treibt, die wiederum dringend notwendig ist, um die 
Klimakatastrophe abzuwenden. Die Klimaziele werden jedenfalls ohne ein Hochlaufen der 
E-Fahrzeuge nicht erreicht. 

Auch beim Thema Wasser ist eine seltsame Schieflage in der Argumentation erkennbar. 
Tesla hat eine Genehmigung für 1,8 Millionen Kubikmeter jährlich erhalten und steht dafür 
massiv in der Kritik, für die taz ist Elon Musk gar ein „Ökoterrorist“. Allerdings verbraucht  

https://www.ende-gelaende.org/news/aktionstage-gegen-tesla/
https://taz.de/Bekennerschreiben-der-Vulkangruppe/!5996808/
https://www.rosalux.de/veranstaltung/es_detail/ATFQ8/teslokratie?cHash=5b825a8c3f2b759278a3d0b6df05a21d
https://www.spiegel.de/auto/autoindustrie-spritverbrauch-bei-pkw-noch-hoeher-als-von-umweltschuetzern-befuerchtet-a-6b5e9378-a724-42c7-a09d-4ad98872c996
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Tesla derzeit nur 0,5 Millionen Kubikmeter. Doch nicht Tesla ist der größte 
Wasserverbraucher in Brandenburg, sondern das Braunkohleunternehmen LEAG mit sage 
und schreibe 100 Millionen Kubikmetern. Das fossile Unternehmen verantwortet tatsächlich 
Umweltverbrechen: 2020 ließ das Unternehmen im mittlerweile geschlossenen Tagebau 
Jänschwalde laut einem Urteil des Verwaltungsgerichts Cottbus rund 114 Millionen 
Kubikmeter Grundwasser fördern, obwohl nur 42 Millionen gestattet waren. 

Der Rest der Klimaschutz-bewegten Welt und auch die Mobilitätsforschung sind sich 
dahingehend einig, dass Elektroautos nötig sind, um die Klimaziele zu erreichen. Die 
„Antriebswende“ wird als notwendiger, wenn auch bei weitem nicht hinreichender 
Bestandteil der Verkehrswende angesehen. In Holland macht die Klimabewegung gegen 
die fossile Industrie und fossile Subventionen mobil, Greta Thunberg war dabei und wurde 
Anfang April gleich zweimal in Gewahrsam genommen. Ähnlich in Frankreich: In Arcachon 
stemmt sich die Bewegung gegen eine geplante Ölbohrung, die Organisatoren von der 
Gruppe Stop Petrole Bassin d’Arcachon erklären, der Ausstieg aus fossilen Brennstoffen 
müsse jetzt mit der Ablehnung dieses Projekts beginnen. Auch in Spanien geht die 
Bewegung unter der Parole „¡Descarbonización ya!“ („Dekarbonisierung sofort!“) auf die 
Straße und fordert schnelle Dekarbonisierung und Klimagerechtigkeit. Die Aktionen richten 
sich „gegen die Industrie für fossile Brennstoffe, die auf Kosten der Weltbevölkerung, der 
Artenvielfalt und eines sicheren und lebenswerten Klimas unzüchtige Gewinne gemacht 
hat“. Sie fordern ein Ende des Ausbaus fossiler Brennstoffe und Subventionen. 

Anfang des Jahrtausends sah es ja tatsächlich so aus, als würden bei uns die Weichen in 
Richtung ökologischer Modernisierung, Energiewende und E-Mobilität gestellt. 

Anfang des Jahrtausends sah es ja tatsächlich so aus, als würden bei uns die Weichen in 
Richtung ökologischer Modernisierung, Energiewende und E-Mobilität gestellt. Die 
Europäische Union rief den Green New Deal aus. Der damalige CSU-Generalsekretär 
Markus Söder forderte ein Verbot von Autos mit Verbrennungsmotoren ab 2020. Ein 
ökologisches Update kapitalistischer Wachstumsdynamiken schien zum hegemonialen 
Projekt zu werden, mit der Elektromobilität als zentralem Bestandteil einer „Ökologisierung 
der Automobilität“ – so drückten es damals die Autoren Ulrich Brand und Markus Wissen in 
ihrem viel diskutierten Buch Imperiale Lebensweise aus. 

Was ist daraus geworden? Noch immer sind circa 90 Prozent aller in Deutschland 
hergestellten Autos mit einem klimaschädlichen Verbrenner ausgestattet – bei Volkswagen 
waren es 2022 sogar 93 Prozent. Ohne den Druck durch die neue Konkurrenz von Tesla 
hätten die deutschen Autobauer nicht einmal die bisherigen E-Fahrzeuge gebaut. Der für 
2035 geplante Ausstieg aus dem Verbrenner in der EU wackelt. Beim Kohleausstieg ist 
Deutschland mit 2038 Schlusslicht in Europa. Der Wirtschaftsgeograf Christoph Zeller 
schreibt daher, „die Hypothese eines ‚grünen Akkumulationsregimes‘ verliere jede 
Grundlage“. Alles deute demgegenüber darauf hin, dass der fossile Kapitalismus „auch in 
den kommenden Jahrzehnten zwingend auf fossilen Energieträgern beruhen wird“. Auch 
der Wiener Politikwissenschaftler Ulrich Brand hält den „grünen Kapitalismus“ mittlerweile 
für gescheitert, er sei als hegemoniales Projekt in der Defensive: Das „fossile Kapital bleibt 
am Drücker“. 

Auch die politische Stimmung ist gekippt, anstelle eines alternativlos erscheinenden 
ökologischen Umbaus sind in den letzten Jahren verstärkt fossil-bewahrende 
Hegemonieprojekte entstanden, wie Henrik Sander aufzeigt. Nicht nur die AfD, die von einer 
drohenden „Öko-Diktatur“ fantasiert, stemmt sich gegen jedwede sozial-ökologische 
Transformation. FDP und CDU machen Stimmung für eine Verzögerung des ökologischen  

https://fightfossilfuels.net/press-release-actions
https://www.spiegel.de/spiegel/vorab/a-469671.html
https://www.oekom.de/buch/imperiale-lebensweise-9783865818430
https://www.rosalux.de/publikation/id/47787/an-der-schwelle-zum-gruenen-kapitalismus
https://www.rosalux.de/publikation/id/47787/an-der-schwelle-zum-gruenen-kapitalismus
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Umbaus und die Ampel-Koalition hat bereits für E-Fuels eine Ausnahme durchsetzen 
können. Nach der Union und der FDP spricht sich auch das Bündnis Sahra Wagenknecht 
(BSW) gegen den Verbrennerausstieg in der EU im Jahre 2035 aus und schließt hier 
argumentativ genau an die AfD an. Das für 2035 geplante Verbrenner-Aus sei „ein schwerer 
wirtschaftspolitischer Fehler, der eine Schlüsselindustrie und viel Wohlstand in Deutschland 
vernichten wird“, so Parteigründerin Sahra Wagenknecht. Denn die deutsche Autoindustrie 
sei beim Verbrenner Weltklasse. 

Deutet sich hier eine – von der Klimabewegung sicher nicht gewollte – Querfront zur 
Verhinderung der Elektromobilität an? Wenn sie sich auf das kleinere Übel Elektroautos 
einschießt und sich das Unternehmen als Hauptfeind aussucht, das die deutsche 
Verbrennerliebe aufgeknackt hat – Tesla –, dann gerät sie in eine ungewollte Rolle: Die 
Klimabewegung könnte zur links-alternativen Flanke werden, die den Rückzug der 
deutschen Autoindustrie aus der Elektromobilität deckt. Als in Grünheide der Wald besetzt 
wurde, dürften in Wolfsburg, Stuttgart und München die Sektkorken geknallt haben. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/blitzableiter-
7496/?utm_campaign=de_40_20240508&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

 
17) Befreiung aus der Schockstarre. Millionen Menschen gehen nach der  
      Correctiv-Veröffentlichung „Geheimplan gegen Deutschland“ auf die  
      Straße. Es ist Zeit, andere Fragen zu stellen 
 
      Von Justus von Daniels 
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Eine Investigativ-Recherche deckt einen Versuch auf, die Gesellschaft zu spalten. Wie 
gehen wir damit um? - picture alliance / Zumapress 
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Schon kurz nach Veröffentlichung der Recherche „Geheimplan gegen Deutschland“ gab es 
allerlei Mutmaßungen darüber, warum dieser Text so eine enorme Wirkung hat. Es war auch 
für Correctiv eine überwältigende Situation, dass über Wochen so viele Menschen auf die 
Straßen gingen. Erst Zehntausende, dann Hunderttausende, jedes Wochenende, in 
hunderten kleinen und großen Städten. Es gab etliche Reaktionen aus der Politik; 
Unternehmen und Wirtschaftsverbände nahmen öffentlich Stellung gegen 
Rechtsextremismus. Eine bizarre Reaktion kam aus Paris: Marine Le Pen zog die 
Zusammenarbeit mit der AfD in Zweifel, die ihr offenbar zu radikal zu werden drohte. Nach 
zwei Monaten hatten aufmerksame Demo-Protokollierende über drei Millionen Menschen 
gezählt. Was war da los? 

Krude Erklärungsversuche kamen zunächst von weit rechts: Eine geplante Kampagne des 
Verfassungsschutzes sei das, sagten die einen. Andere meinten, die Recherche sei von 
oberster Stelle geplant gewesen, um die Bauernproteste aus den Medien verschwinden zu 
lassen, die zu derselben Zeit stattfanden. Sie sei von der Regierung bewusst gesteuert 
gewesen, also eine Art deep state-Aktion, die dann auch Millionen Menschen motiviert habe, 
auf die Straße zu gehen. Diese Erklärungen finden sich auf Blogs oder in den sogenannten 
Sozialen Netzwerken, sie waren einfach nur wirr und hilflos. 

Natürlich hat die große gesellschaftliche Bewegung auch die Correctiv-Redaktion 
überwältigt. Als Journalistin oder Journalist ist man zwar darauf gefasst, dass eine eigene 
investigative Recherche auch eine unmittelbare Wirkung haben kann, etwa eine politische 
Untersuchung, die Änderung eines Gesetzes oder persönliche Konsequenzen bei einem 
Fehlverhalten. Aber so eine gesamtgesellschaftliche Bewegung, quer durch die Republik, 
in dieser Klarheit? Das hatte es in der Geschichte der Bundesrepublik aufgrund einer 
Recherche noch nicht gegeben. 

Selbst die französische Spitzenpolitikerin Marine Le Pen hat klargestellt, dass in ihrer 
europäischen Parteienfamilie der rechten Parteien ein Konzept der „Remigration“ keinen 
Platz habe. 

Eine der unmittelbaren Wirkungen war die Entlassung von Roland Hartwig, dem ehemaligen 
Bundestagsabgeordneten und engen Mitarbeiter der AfD-Parteichefin Alice Weidel, einige 
Tage nach der Veröffentlichung. Er war einer der Teilnehmer des Treffens in Potsdam und 
hatte sich dort aktiv an den Diskussionen beteiligt. Es gab zudem etliche Distanzierungen 
von Vereinen oder Verbänden, in denen einige Teilnehmer Mitglied waren. Selbst die 
französische Spitzenpolitikerin Marine Le Pen hat klargestellt, dass in ihrer europäischen 
Parteienfamilie der rechten Parteien ein Konzept der „Remigration“ keinen Platz habe. AfD-
Chefin Weidel schrieb einen Brief und fuhr nach Paris, um Le Pen bei einem Mittagessen 
zu erklären, dass das Treffen nichts mit AfD-Politik zu tun habe. Die offene Kritik der 
prominenten Führungsfigur der französischen Rechtspopulisten war ein höchst 
ungewöhnlicher Schritt, der einen Riss innerhalb der europäischen rechtsradikalen Parteien 
zum Ausdruck bringt, der auch in der aktuellen Berichterstattung über den AfD-
Spitzenkandidaten Maximilian Krah weiter Nahrung erhält. 

Es folgten in der öffentlichen Debatte Versuche, dem Phänomen der „Geheimplan“-
Recherche nahezukommen. Denn es gibt fast keine Beispiele einer Recherche in 
Deutschland, die so viele Demonstrationen in ganz Deutschland ausgelöst hat. 
Demonstrationen, bei denen immer wieder Menschen zitiert wurden, die noch nie vorher auf 
einer Demo gewesen waren, es aber jetzt zum ersten Mal für notwendig hielten. Eine These 
stach dabei heraus. Im IPG-Journal schrieb die Autorin Maria-Sibylla Lotter in ihrem Beitrag 
„Verteidigung der Demokratie“, sie verstehe den Bericht von Correctiv als Versuch, eine von 
den beteiligten Journalistinnen und Journalisten vermutlich als durchaus real eingeschätzte  

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/verteidigung-der-demokratie-7350/
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Gefahr von rechts „mit einem Nazi-Illusionstheater zu bekämpfen, weil man die Bevölkerung 
nicht für schlau oder mündig genug hält, diese Gefahr selbst zu erkennen“. Die Recherche 
wird in dem Text ganz explizit in die Nähe eines „staatsdienlichen Märchens“ nach dem 
Vorbild Platons gesetzt, das „Revolten im Staat“ vorbeugen soll. Und Lotter schreibt explizit, 
solche Märchen seien „Lüge oder irreführende Rede“. 

Das Treffen von Potsdam als „Illusionstheater“ zu bezeichnen, ist nichts anderes, als eine 
investigative Recherche zu diskreditieren, um eine These zu füttern, die erklären will, warum 
die Veröffentlichung Auslöser für eine gesellschaftliche Bewegung war. Bemerkenswert ist 
es deshalb, weil einem Rechercheteam die innere Motivation unterstellt wird, bewusst 
Illusionen verbreiten zu wollen. Ihr Erklärungsversuch, weshalb so viele Menschen plötzlich 
auf die Straße gingen, bedient sich dabei ähnlichen Mustern, die auch von rechts 
gesponnen wurden, unsere Recherche basiere nur auf Werturteilen. 

Bei Correctiv geht es um investigativen Journalismus. Das Medienhaus deckt Missstände 
auf: ob der milliardenschwere Steuerraub CumEx, die russische Einflussnahme auf die 
deutsche Gasabhängigkeit oder die Vertuschung des sexuellen Missbrauchs in der 
katholischen Kirche. Correctiv recherchiert zu strukturellen Problemen wie dem 
Kitanotstand, zum intransparenten Immobilienmarkt oder zu häuslicher Gewalt. Wir gehen 
ungewöhnliche Wege, mal verdeckt, mal gemeinsam mit tausenden Bürgerinnen und 
Bürgern. Das Ergebnis jeder Recherche wird dabei präzise und an den Erkenntnissen 
entlang formuliert. Das gebietet die journalistische Sorgfalt. 

Bei dem Treffen in Potsdam haben wir die brisanten Passagen aus den Gesprächen zitiert, 
die so auch nicht infrage gestellt wurden. Im Gegenteil: Kurz nach der Recherche hatten 
uns AfD-Politiker „Stasi-Methoden“ vorgeworfen, offenbar weil den Beteiligten klar war, dass 
die zitierten Sätze so gefallen waren. Nun haben vor allem einige Teilnehmer eingewendet, 
dass es sich ja um ein privates Treffen gehandelt habe, es kein AfD-Treffen gewesen sei 
und es demnach auch nicht sonderlich relevant für die Öffentlichkeit sei. Ein von einem 
rechtsradikalen Zahnarzt in Potsdam organisiertes Treffen, an dem 20 bis 25 Personen 
teilnahmen und bei dem Martin Sellner von der österreichischen Identitären Bewegung über 
das Thema „Remigration“ referierte, könne „nüchtern betrachtet“ wohl keine allzu große 
Relevanz für das politische Geschehen in Deutschland haben, heißt es bei Lotter. Alles 
nichts Neues? 

Wir haben die Situation deutlich anders beobachtet: Das Treffen und gerade die 
Zusammensetzung der Teilnehmer waren zu diesem Zeitpunkt höchst brisant. Ein 
notorischer Rassist, Gernot Mörig, lud den österreichischen Rassisten Martin Sellner ein, 
auf Grundlage seines rassistischen Buches einen Masterplan zur Rettung Deutschlands 
vorzustellen. „Masterplan“ ist nicht unser Begriff, sondern der des Einladenden Gernot 
Mörig. Sellner spricht von millionenfacher Remigration, auch von „nicht-assimilierten 
Staatsbürgern“ und einem „Jahrzehnteprojekt“. Er will dies durch „Anpassungsdruck“ und 
„maßgeschneiderte Gesetze“ erreichen. Bis zu zwei Millionen Menschen könne man an 
einen Ort in Nordafrika „bewegen“. Eine Expertenkommission solle das nach den Worten 
Mörigs nach „rechtlichen, moralischen und logistischen Gesichtspunkten“ vorbereiten, damit 
etwas in der Schublade liege. In den Vorträgen ging es auch darum, wie das politische 
Vorfeld für diese Vertreibungspläne werben könnte: mit Influencern in sozialen Netzwerken; 
und es ging darum, wie die Gesellschaft für eine solche Politik vorbereitet werden 
könnte: durch Delegitimierung der Wahlen und des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. 

Aus einer kruden rechtsextremen Idee soll hier eine politisch umzusetzende Planung 
werden. 

https://www.welt.de/kultur/theater/plus249601786/Correctiv-AfD-Recherche-im-Theater-Wenn-Journalisten-sich-selbst-diskreditieren.html
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Aus einer kruden rechtsextremen Idee soll hier eine politisch umzusetzende Planung 
werden. Roland Hartwig war im November 2023 noch ein enger Mitarbeiter der AfD-
Parteichefin Alice Weidel. Auf dem Treffen erweckte er mit einem eigenen Vortrag den 
Eindruck, er könne Ideen aus der Veranstaltung in den Bundesvorstand der Partei 
hineintragen. Anwesend bei dem Treffen war auch ein Fraktionsvorsitzender der AfD, Ulrich 
Siegmund, und zwar aus dem als gesichert rechtsextrem eingestuften Landesverband 
Sachsen-Anhalt. Er äußerte sich in seinem Vortrag explizit dazu, wie in seinem Bundesland 
eine Atmosphäre geschaffen werden könne, um Menschen aus dem Land zu drängen. 
Dabei war auch eine AfD-Bundestagsabgeordnete. Sie diskutierten mit Martin Sellner; sie 
alle kamen auf Einladung eines bekannten Rechtsextremen, der seit Jahrzehnten in der 
westdeutschen rechtsradikalen Szene verankert ist. Auf dem Treffen waren zudem auch 
mögliche Geldgeber, die das nötige Kapital aufbringen sollen, um den Plänen zur Geltung 
zu verhelfen. 

Zudem war der Zeitpunkt brisant: Die AfD steht in Umfragen so gut da, dass die Chance 
besteht, in Thüringen oder Sachsen stärkste politische Kraft zu werden. Es besteht damit 
eine unmittelbare Machtperspektive. In Potsdam wurde plötzlich greifbar, was viele latent 
wussten, aber nur in Einzelteilen beobachtet hatten. In diesem vertraulichen Kreis wurde 
offen darüber gesprochen, wie man Menschen in Deutschland loswerden will. Nicht im 
Rahmen eines abstrakten Symposiums, sondern mit der klaren Zielsetzung, Ideengeber, 
Spender und politische Akteure zu verzahnen. Es ging nicht um Änderungen von 
Asylgesetzen, es ging um ein völkisch geprägtes Verständnis, das im Volk eine ethnische 
Identität sieht. Sellner selbst sprach über „ethnische Wahl“, ein Begriff aus der 
rechtsvölkischen Szene, der darauf baut, dass Menschen mit Migrationshintergrund vor 
allem „migrationsfreundliche“ Parteien wählten. 

Der Vorwurf des „Illusionstheaters“ wird vor allem an einem Absatz der Recherche 
festgemacht, in dem die Wannsee-Konferenz erwähnt wird. Das Treffen war in der Nähe 
von Potsdam in einem Hotel mit Blick auf den Lehnitzsee, nicht weit von dem Ort, an dem 
die Wannsee-Konferenz stattfand. Wir haben die örtliche Nähe ein einziges Mal erwähnt. 
Nicht weil die Ereignisse vergleichbar wären, aber die Idee eines ethnisch geprägten 
Volksbegriffs führte auf dem Treffen zu den Plänen, wie man Millionen Menschen, die man 
als ethnisch nicht-zugehörig einstuft, loswerden kann. Der Organisator Gernot Mörig spricht 
von einem Expertengremium, das die Pläne ausarbeiten solle. Und zwar unter „ethischen, 
juristischen und logistischen Gesichtspunkten“. Es geht ihm und der Runde offensichtlich 
darum, etwas in der Schublade zu haben, wenn eine rechte Partei an die Macht kommen 
sollte. Lotter schreibt dazu, dass aus unserer Erwähnung die Behauptung „abgeleitet 
worden sei“, dass dies „nicht zufällig in räumlicher Nähe zur historischen Wannseekonferenz 
geplant worden sei“. Sie erläutert dabei nicht, wer diese Behauptung aufgestellt hat. In 
unserem Text steht das jedenfalls nicht. Es hilft nicht weiter, einer Recherche die innere 
Motivation einer Märchenerzählung zu unterstellen, wenn es doch darum geht, die äußere 
Wirkung der Recherche auf Millionen Menschen zu ergründen. 

So greifbar wie hier war es bisher nicht. 

Die Redaktion von Correctiv hat noch keine abschließende Antwort darauf, was so viele 
Menschen so unmittelbar dazu gebracht haben könnte, sich auf Demonstrationen und in 
Aufrufen gegen dieses Weltbild zu stemmen. Selbst im Ausland wurden die Versammlungen 
in vielen Medien überrascht aufgenommen und dann als starkes Zeichen für die Offenheit 
dieses Landes gesehen. Für uns zeigte das Treffen so klar wie nie zuvor, dass im Jahr 2023 
tatsächlich ein einflussreicher Kreis bis in die Spitze der AfD hinein konkrete Pläne 
bespricht, wie man Menschen aus Deutschland treiben kann, und dass er dafür Geldgeber 
sucht. 
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Was wir erfahren und recherchiert haben, haben wir aufgeschrieben. Correctiv hatte die 
Möglichkeit, sehr nah dran zu sein, weil die Redaktion rechtzeitig Hinweise auf das Treffen 
hatte. Und in dem Treffen kam tatsächlich vieles zusammen, was zuvor in Einzelteilen schon 
berichtet worden war. Aber so greifbar wie hier war es bisher nicht gewesen. Vielleicht 
haben es die Menschen genauso verstanden, die Dringlichkeit gesehen und sich 
entschieden, dagegen ein klares Zeichen zu setzen. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/befreiung-
aus-der-schockstarre-
7493/?utm_campaign=de_40_20240507&utm_medium=email&utm_source=newslett
er   
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B e r l i n  u n d  L a n d  B r a n d e n b u r g  (Seiten E 76 – E 106) 
 
01) KW  45 2008 – KW 22 2024 Die Vollendung. Von Ed Koch  
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02) Der SPD ist nichts peinlich. Von Ed Koch 
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03) Doppelspitze, ja aber 
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04) Strömungen. Von Ed Koch 
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05) Größter Vorsitzender aller Zeiten. Von Ed Koch 
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06) Jetzt geht’s los!!! Von Ed Koch 
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07) Holz, Ziegel, Lehm 
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08) Besuch aus Israel. Von Ed Koch 
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09) Moralspektakel. Von Ed Koch 
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10) Versteckte Helden. Von Ed Koch 
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11) Die Stunden Null. Von Ed Koch 
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12) Als der Strom nach Berlin kam. Von Ed Koch 
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13) KW 18 (19.04. bis 05.05.2024) – Verkehrsrückwende. Von Ed Koch 
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14) Wohnen statt parken. Von Ed Koch 
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15) Wärmer geht’s nicht. Von Ed Koch 
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16) Grüner geht’s nicht. Von Ed Koch 
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E. g)  Ostmitteleuropa                                                   Seiten E 107 – E 110 
 
 
T s c h e c h i e n (Seite E 107) 
 
 
01) Minderheitensprache(n) fördern 
 

Das Bildungs- und Medienangebot in deutscher Sprache soll in den grenznahen 
Regionen Tschechiens ausgebaut werden, berichtet der Deutschlandfunk über Pläne der 
tschechischen Behörden. Die Bemühungen sind Teil des Aktionsplans zur Förderung der 
Minderheitensprachen im Land. Neben dem Deutschen gehören Mährisch-Kroatisch, 
Polnisch, Romani und Slowakisch zu den Minderheitensprachen. In den Schulen werde 
neben der Landessprache (Anm.: seit der Vertreibung) nur Polnisch als Unterrichtssprache 
zugelassen. Deutsch gebe es nur als Fremdsprachenunterricht. (deutschlandfunkkultur.de)  

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 36, 2024 

Wien, am 29. Mai 2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.deutschlandfunkkultur.de/tschechien-will-die-deutsche-sprache-foerdern-102.html
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U n g a r n (Seiten E 108 – E 111) 
 
01) Exportschlager „illiberale Demokratie“. Viktor Orbáns Ungarn bietet der  
      radikalen Rechten weltweit nicht nur eine Blaupause für den  
      Staatsumbau. Es treibt auch ihre Vernetzung voran 
       
      Von Thomas Greven 
 

  

Thomas Greven, Berlin 
Dr. Thomas Greven ist Privatdozent für Politikwissenschaft am Kennedy-Institut der FU 
Berlin und selbstständiger Autor und Politikberater. 

 
03.05.2024  

 
Vorbild der Rechten weltweit: Ungarns Premierminister Viktor Orbán.- picture alliance / 
Associated Press| Virginia Mayo 

Für die weltweite radikale Rechte bietet Viktor Orbáns Ungarn nicht nur einen 
Exportschlager: die „illiberale Demokratie“. Der ungarische Premierminister spielt auch eine 
Rolle bei der transnationalen Vernetzung rechter Akteure. Ersteres konnte gut bei der 
diesjährigen Conservative Political Action Conference (CPAC) nahe Washington, D.C. 
beobachtet werden. Zwar war Orbán selbst nicht anwesend. Doch das Interesse an seinem 
Staatsmodell war mit Händen zu greifen: Die Heritage Foundation hatte einen eigenen 
Stand, an dem ihr 920-Seiten-Programm für eine zweite Trump-Präsidentschaft beworben 
wurde. Über 100 Stiftungen, Thinktanks und Institute der amerikanischen Rechten sind an 
dem Project 2025 beteiligt, dessen Umsetzung eine regelrechte „Orbánisierung“ der USA 
bedeuten würde. Und ein ums andere Mal wurde in den Reden der ultrakonservativen  
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Republikaner und anderer Rechtsaußen auf Orbáns erfolgreich umgesetzte hegemoniale 
Strategie Bezug genommen. Wer die im hohen Maße um sich selbst kreisenden US-
Amerikaner kennt, weiß, wie bemerkenswert das ist – eigentlich will man ja immer selbst 
leuchtendes Vorbild und Modell für andere sein. 

Zweiteres wurde bereits auf der CPAC in Washington beworben: das Center for 
Fundamental Rights – angesichts seiner illiberalen Agenda eine kreative Namensgebung – 
annoncierte die dritte Auflage der CPAC Ungarn. Die Konferenz vom 25. bis 26. April in 
Budapest wartete, wie ihr amerikanisches Pendant, mit illustrer internationaler Beteiligung 
auf: Geert Wilders aus den Niederlanden, Mateusz Morawiecki aus Polen, José Antonio 
Kast aus Chile und auch Hans-Georg Maaßen von der Werteunion waren unter den 
Rednern. Es gibt also neben dem gezielten Import von Konzepten, Strategien und Taktiken 
der radikalen Rechten wie beim Project 2025 auch deren Export. 

Die grenzüberschreitenden Vernetzungen von Rechtspopulisten und „radikalisierten 
Konservativen“ sind mehr als nur Fototermine narzisstischer Egomanen wie Donald Trump, 
Javier Milei oder eben Orbán. 

Wie weit reicht diese transnationale Vernetzung? Einerseits darf man das Narrativ der 
Akteure, dass sie nämlich eine weltweite, geschlossene Bewegung des „richtigen Volkes“ 
gegen die „Eliten“ des „Globalismus“ und „Wokeismus“ darstellen, nicht einfach für bare 
Münze nehmen. Doch andererseits sind die grenzüberschreitenden Vernetzungen von 
Rechtspopulisten und „radikalisierten Konservativen“ mehr als nur Fototermine 
narzisstischer Egomanen wie Donald Trump, Javier Milei oder eben Orbán. Wieviel mehr 
genau konnte man allerdings nicht bei der CPAC in Budapest herausfinden – das ging nur 
mit exklusiver Einladung. Sich unerkannt unter die Teilnehmer zu mischen, mag in den 
liberalen USA noch gehen, in Orbáns Ungarn aber nicht. Er selbst, so hört man, tritt ohnehin 
stets nur vor loyalem Fußvolk auf. Journalisten, die sich um Einlass bemühten, wurde vom 
CPAC-Veranstalter höhnisch die Akkreditierung verweigert: „CPAC is a NO WOKE ZONE.“ 
Ob sich dennoch investigative Journalisten einschleichen konnten? Oder ob sich Insider 
unter den rechten Revolutionären irgendwann zum Reden entschließen? Und zwar zum 
Reden jenseits des Nachbetens vorgestanzter Propaganda oder hochfliegender Pläne ohne 
Realitätsbezug à la Steve Bannon? Abwarten. Im letzten Jahr jedenfalls wurde eine 
Journalistin des Guardian recht rabiat von Sicherheitskräften nach draußen befördert. 

Das ungarische Exportprodukt vertreiben neben dem CPAC-Veranstalter auch das Mathias 
Corvinus Collegium (MCC) und das Danube Institute. Beide werden finanziell großzügig 
vom Staat gefördert, um dem hegemonialen Projekt einen intellektuellen Anstrich zu 
verschaffen, beispielsweise mit Stipendiaten aus den USA und im Fall des MCC mit Büros 
in Belgien, Rumänien und der Slowakei. Auch die ungarischen Botschaften mischen 
weltweit, aber vor allem in Zentral- und Osteuropa mit. Dass das ungarische Modell bei 
Rechtsaußen so beliebt ist, lässt sich leicht erklären – es hat sich schließlich im Heimatland 
bereits bewährt. Auch wenn Orbán und seine regierende Fidesz wegen 
Korruptionsvorwürfen erheblich unter Druck geraten sind, ist die Opposition doch weiterhin 
fragmentiert. Die Machtposition der auf allen Ebenen mit dem Staat, den Medien und der 
Wirtschaft verschmolzenen Fidesz scheint unangefochten. Orbáns Wahlkampfstrategen 
erklären alle Gegner zu Vasallen Ursula von der Leyens und machen Brüssel und seine 
Institutionen zum Buhmann, vor dem Ungarns Souveränität geschützt werden müsse: an 
der Grenze gegen Migranten und kulturell gegen eine angebliche LGBTQI-Agenda. 

Vor der Wahl zum Europaparlament Anfang Juni sehen Prognosen die radikale Rechte 
nahezu überall im Aufwind. 
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Vor der Wahl zum Europaparlament Anfang Juni sehen Prognosen die radikale Rechte 
nahezu überall im Aufwind – kein Wunder, wenn in Deutschland nicht einmal mutmaßlicher 
Vaterlandsverrat die AfD mehr als ein, zwei Prozentpunkte kostet. Doch es ist nicht alles 
Gold, was glänzt. Die Ähnlichkeiten der anti-globalistischen und kulturkämpferischen 
Narrative der radikalen Rechten sind zwar nicht zufällig, sondern Ergebnis 
grenzüberschreitender Austausche, gar des Voneinander-Lernens – für gegenseitige 
Inspiration reichen vielleicht schon die Auftritte von internationalen Stars der radikalen 
Rechten bei der CPAC oder bei der kürzlich vorübergehend von der Polizei unterbrochenen 
„National Conservatism“-Konferenz in Brüssel. Sie vermitteln den Zuhörern das Gefühl, Teil 
eines größeren Ganzen zu sein, nämlich einer Bewegung überwiegend weißer Christen 
gegen alles, was aus ihrer Sicht für apokalyptische Albträume sorgt. Auch Techniken der 
Propaganda, der Desinformation und der Auftritte in den sozialen Medien werden 
grenzüberschreitend scharf gemacht: Man schaut ganz genau, was funktioniert, und 
versucht dann, es im eigenen Kontext anzuwenden. Aber es funktioniert eben bei Weitem 
nicht alles. Finanzielle Hilfen aus Ungarn werden vor Wahlen immer gerne angenommen, 
aber die polnische PiS gibt inzwischen den ungarischen Wahlkampfhelfern die Schuld für 
ihre Niederlage gegen Donald Tusks Bündnis. 

„All politics is local“, sagte Tip O’Neill, legendärer Speaker des US-Repräsentantenhauses: 
Man muss die lokalen Gegebenheiten sehr gut kennen, um zu gewinnen, und das ist eine 
hohe Hürde. Und so wird man sehen, ob es zu effektiver operativer Kooperation kommt. Ob 
beispielsweise Steve Bannon, der vergleichsweise ausgefeilte Vorstellungen einer globalen 
Bewegung zur Überwindung der angeblichen linksliberalen Hegemonie hat, tatsächlich 
einmal erfolgreiche Operationen in Europa durchführen kann – wie sein Projekt eines 
deutschsprachigen War Room, seiner Talkshow. 

Große Hürden für eine organisierte Kooperation gibt es bekanntlich auch im Europäischen 
Parlament, wo es gleich zwei Rechtsaußen-Fraktionen gibt, Europäische Konservative und 
Reformer (EKR) und Identität und Demokratie (ID), die immerhin stabiler sind als noch vor 
wenigen Jahren. Orbáns Fidesz gehört bisher keiner dieser Fraktionen an. Die Partei hat im 
März 2021 die christdemokratische Fraktion der Europäischen Volkspartei (EVP) verlassen, 
nur ganz kurz bevor man sie herausgeschmissen hätte. Nun wartet man wohl auf das 
Ergebnis der Wahl im Juni. Fidesz ist weder bei ID noch bei EKR unumstritten, und auch 
umgekehrt gibt es Bedenken. Dabei geht es einerseits um den völkischen Nationalismus, 
der sich beim ID-Mitglied AfD durchzusetzen scheint und der nicht nur Marine Le Pen und 
ihr Rassemblement National verstört, sondern dem auch Orbán sich nicht ohne Weiteres 
annähern kann. Zu abhängig ist Ungarn immer noch von guten wirtschaftlichen – und damit 
auch politischen – Beziehungen zu Deutschland. Zum anderen geht es um das Verhältnis 
zu Russland und die Positionierung zum Krieg in der Ukraine. 

Orbán steckt gewissermaßen in einer autokratischen Falle. 

Vor allem Italiens Ministerpräsidentin Georgia Meloni (Fratelli d’Italia), die sich – an dieser 
Stelle vielleicht cleverer als Orbán – mit einem dezidiert pro-ukrainischen Kurs den Rücken 
in der EU freihält für ihren radikalen Umbau Italiens, stellt Bedingungen für die Mitgliedschaft 
von Fidesz in der Fraktion EKR: Zumindest müssten die Freundlichkeiten Richtung Putin 
deutlich abgeschwächt werden. Aber Orbán steckt gewissermaßen in einer autokratischen 
Falle. Da er die Abhängigkeit Ungarns von Russland nicht rechtzeitig reduziert hat und die 
ökonomischen Beziehungen zu China sogar ausgebaut hat, um sich vom Westen Europas 
(und insbesondere von Deutschland) freizuschwimmen, fiele ein Rückzug nun umso 
schwerer. 

 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/illiberales-nachbeben-7366/


Seite E 111 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 848 vom 06.06.2024 

Doch auch wenn die Kooperation bei der „rechten Internationalen“ nicht überall so effektiv 
funktioniert wie ihre Protagonisten behaupten: Es geht in der heutigen Hyperpolitik vorrangig 
um Emotionen, lokal wie national wie europäisch wie global. Und dabei hat die radikale 
Rechte die Nase vorn. Dies gilt sowohl bei der Mobilisierung einer zunehmend demokratie- 
und bürokratiemüden und von der Polykrise überforderten Wählerschaft durch Angst und 
Wut als – auch bei der Organisation des vorpolitischen Raums nach dem Motto „wir gegen 
sie“, national wie international. Dabei ist die angebotene Politikalternative mehr als tückisch: 
Denn wenn alle auf „mein Land first“ setzen, kommt eben kein harmonisches Konzert wieder 
glücklich souveräner Nationen dabei heraus, sondern schärfste Interessenkonflikte, die 
nicht länger über langweilig-technokratische Institutionen globaler und europäischer 
Governance abgefedert und vermittelt werden. Immerhin: In der nächsten Runde wird dann 
vielleicht auch das langweilig gewordene europäische Friedensprojekt wieder interessant. 
Auferstanden aus Ruinen? 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-
gesellschaft/artikel/exportschlager-illiberale-demokratie-
7485/?utm_campaign=de_40_20240503&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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E. j) Osteuropa                                                                Seiten E 112 – E 144 

 
U k r a i n e (Seiten E 112 – E 122) 
 
01) Das Lego-Prinzip. Vom Krieg hart getroffen, braucht die Ukraine  
      Zukunftsperspektiven. Beim Wiederaufbau sollten vier Aspekte besonders  
      im Fokus stehen 

      Von Svenja Schulze 

 
Svenja Schulze 
Berlin 
Svenja Schulze ist seit Dezember 2021 Bundesministerin für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung. Zuvor war sie Bundesministerin für Umwelt 
 
06.06.2024  

 
Ein Mann reinigt nach russischem Beschuss eine zerstörte Wohnung in Nikopol.- picture 
alliance / AP | Kostiantyn Liberov   

Bei Lego-Steinen ist das Prinzip, dass einzelne Bausteine nahtlos ineinandergreifen und 
aufeinander aufbauen. Und so lässt sich auch Entwicklungszusammenarbeit beschreiben. 
Mit diesem Bausteinprinzip wird Deutschland zusammen mit der Ukraine und weiteren 
Geberländern am 11. und 12. Juni die Ukraine Recovery-Konferenz (URC) in Berlin 
angehen. Um den Wiederaufbau im Land voranzutreiben, setzen wir gemeinsam auf vier 
Bausteine: Kommunen, kleine und mittelständische Unternehmen (KMU), Fachkräfte sowie 
Frauen. 

Unser Ziel: Zukunftsperspektiven für die Ukrainerinnen und Ukrainer. Und zwar nicht erst 
nach dem Ende des brutalen russischen Angriffskrieges, sondern bereits jetzt. Damit diese  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/svenja-schulze/
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Zukunftsperspektiven nachhaltig und widerstandsfähig sind, bauen sie inhaltlich 
aufeinander auf. Die Basis des „Bauplans“ bilden die Kommunen. Sie kennen die Bedarfe 
ihrer Bürgerinnen und Bürger am besten und sind dafür verantwortlich, dass bei ihnen 
wieder Strom und Wasser fließen. Dass Wohnhäuser, Straßen und Schulen repariert 
werden. Und dass das, was zerstört wurde, besser und nachhaltiger wiederaufgebaut wird. 

Dafür brauchen Kommunen drei Dinge. Erstens mehr Entscheidungsspielraum – Stichwort 
kommunale Selbstverwaltung. Zweitens mehr Kooperationen – also Partnerschaften, 
beispielsweise mit der Zivilgesellschaft, den internationalen Partnerkommunen und privaten 
Unternehmen. Dass solche Partnerschaften eine Win-Win-Lösung sind, zeigt das Beispiel 
von Lwiw und Freiburg. 

Lwiw liegt nur rund 80 Kilometer von der EU-Grenze entfernt. Bürgermeister Andrij Sadovyj 
hat mir dort kürzlich das Rehazentrum Unbroken gezeigt. In dem Zentrum arbeiten 
Psychologen, Ärztinnen, Orthopäden und Physiotherapeutinnen Hand in Hand. Sie statten 
Menschen mit Prothesen aus und richten sie wieder auf. Sie richten damit auch ein Stück 
Ukraine wieder auf und spenden Hoffnung in schwierigsten Zeiten. Freiburg hat sich 
gemeinsam mit seiner Partnergemeinde Lwiw für den Aufbau des Rehazentrums 
eingesetzt, direkt mit finanzieller Unterstützung und über die vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) geförderte kommunale 
Zusammenarbeit. 

Seit Anfang 2022 konnten mit deutscher Unterstützung rund 40 000 Unternehmen auf dem 
Markt bestehen und Arbeitsplätze sichern. 

Um solche Projekte umzusetzen, brauchen Kommunen – drittens – mehr Geld. Deshalb soll 
die URC ukrainischen Kommunen den Zugang zu internationalen Finanzmitteln erleichtern. 
Apropos Unternehmen und Geld. Der zweite Baustein der Wiederaufbau-Strategie sind 
kleine und mittelständische Unternehmen. So wie auch hier in Deutschland sind diese das 
wirtschaftliche Rückgrat der ukrainischen Gesellschaft. Deshalb wird Deutschland mit der 
Ukraine eine Allianz für KMU aufsetzen, um diese besser und nachhaltiger zu finanzieren. 
Das passende Instrument dafür ist der Business Development Fund (BDF), den wir mit der 
Ukraine nach dem Vorbild der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) umbauen wollen. Der 
BDF soll in der Zukunft zu einer starken Förderinstitution nach den besten internationalen 
Standards ausgebaut werden. 

Dabei holt der BDF die Mittel zur KMU-Finanzierung nicht nur vom Staat und von Gebern, 
sondern auch auf dem lokalen Kapitalmarkt. Den Unternehmen bietet er dadurch 
passgenaue Finanzierungen: Kredite, Garantien und Zinsverbilligungen. Dass Deutschland 
und die Ukraine damit gemeinsam richtig etwas bewegen können, zeigen die Zahlen: Seit 
Anfang 2022 konnten mit deutscher Unterstützung rund 40 000 Unternehmen auf dem Markt 
bestehen und Arbeitsplätze sichern. Dank schneller und zinsgünstiger Kredite können 
beispielsweise landwirtschaftliche Betriebe wieder Ackerbau betreiben und das 
verarbeitende Gewerbe Maschinen beschaffen, die sie zur Produktion benötigen. Es ist 
wichtig, dass Wiederaufbau auch in dieser wirtschaftlichen Dimension gedacht wird. 

Das findet auch Svitlana. Sie hatte vor dem Angriff auf Mykolajiw dort das 
Trinkwasserunternehmen Chista Voda geleitet. Nachdem sie neun Monate als 
Binnenvertriebene gelebt hatte, konnte sie wieder in ihre Heimatstadt zurückkehren. Dabei 
hatte sie ein Ziel: die Wasserversorgung für alle schnell wiederherstellen. Aber das war 
schwierig, denn die Hälfte ihrer 50 Angestellten kämpfte an der Front und es fehlte an Geld, 
um Treibstoff für den Wassertransport zu kaufen. Außerdem waren die 
Trinkwasserleitungen durch den Angriff auf die Stadt weitgehend zerstört worden. 
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Der Wiederaufbau braucht fähige und motivierte Menschen. 

Svitlana hat sich daraufhin auf das EU4Business-Programm beworben und finanzielle 
Unterstützung erhalten. Davon konnte sie neue Wassertanks und Benzin kaufen. Sie 
begann wieder mit der Trinkwassergewinnung und versorgte die Menschen in den 
Gemeinden Cherson und Mykolajiw so lange kostenlos mit Wasser, wie das öffentliche 
System zusammengebrochen war. Seitdem hat Svitlana Verträge mit zwei 
Hilfsorganisationen abgeschlossen, die das Trinkwasser kaufen und verteilen. Durch die 
Einnahmen steht Svitlanas Unternehmen wieder auf sicheren Füßen und sie konnte die Zahl 
ihrer Mitarbeitenden auf 30 erhöhen. Außerdem wurde in Mykolajiw mit deutscher 
Unterstützung eine solarbetriebene Trinkwasserentsalzungsanlage gebaut, die die 
Bevölkerung mit frischem Trinkwasser versorgen wird. Svitlanas Geschichte zeigt ganz klar: 
Der Wiederaufbau braucht fähige und motivierte Menschen. 

Der dritte Baustein ist die WoMen-Power in Form von Fachkräften. Denn auch mit Strom 
produzieren Fabriken nichts ohne Menschen, die die Maschinen bedienen. Auch Straßen 
und Häuser bauen sich nicht von alleine wieder auf. Und je neuer die Technik, die die 
Ukraine installiert, desto mehr Expertinnen und Experten werden dafür gebraucht. Auch im 
Privatsektor ist die Nachfrage nach Fachkräften in den Bereichen Bau, Logistik, 
Agrarwirtschaft größer als das Angebot. Deswegen gibt es im Rahmen der URC eine 
Ausbildungsoffensive. Diese richtet sich insbesondere an ukrainische Jugendliche und 
Binnenvertriebene. Denn eine (neue) berufliche Zukunft ist ganz wesentlich, um Hoffnung 
zu schöpfen. Außerdem muss es für Ukrainerinnen und Ukrainer leichter werden, ihre 
Abschlüsse in der EU anerkannt zu bekommen, um dort in gleichwertigen Jobs arbeiten zu 
können. Aber bei dem Thema Arbeitskräfte geht es nicht nur um viele helfende Hände. Es 
geht vor allem auch um deren Köpfe. Um neue Ideen, wie besser wiederaufgebaut werden 
kann. Um Problemlösung und Kreativität, um den anhaltenden Angriffen zu trotzen. All das 
bringen viele Menschen in der Ukraine bereits mit. 

Gleichwertigkeit ist auch das große Motto für Baustein Nummer vier: Frauen. Frauen wie 
Tetyana, deren Mann an der Front kämpfte und die nicht nur aus ihrer Heimat fliehen, 
sondern ihre Kinder plötzlich alleine versorgen musste. Sie bildete sich in einer vom BMZ 
finanzierten Berufsschule weiter und arbeitet inzwischen als Buchhalterin für einen kleinen 
Supermarkt. Das ist nicht nur gut für sie, weil sie nun wirtschaftlich unabhängig ist, sondern 
auch gut für die Gemeinde, der Fachkräfte fehlen. 

Frauen wie Tetyana sind diejenigen, die die Gesellschaft am Laufen halten. Die schwere 
Aufgaben übernehmen und neue Berufe erlernen müssen. Das ist eine große 
Herausforderung und Chance zugleich. Denn auch bei den Frauen bleibt das neue Wissen, 
die neuen Fähigkeiten und das neue Selbstbewusstsein nach dem Krieg bestehen. Und hilft 
ihnen dabei, sich für gleiche Rechte, Ressourcen und politische Teilhabe starkzumachen. 
Menschen wie Svitlana und Tetyana zeigen, dass die deutsche Unterstützung in der Ukraine 
wirkt. Dass sie den Wiederaufbau spürbar voranbringt. Deshalb setzt die deutsche 
Bundesregierung mit ihren ukrainischen Partnerinnen und Partnern auf das bewährte Lego-
Prinzip – bis alle Bausteine sicher aufeinander stehen. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/global/artikel/das-lego-prinzip-
7553/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

 
 
 

https://www.ipg-journal.de/regionen/global/artikel/das-lego-prinzip-7553/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/global/artikel/das-lego-prinzip-7553/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/global/artikel/das-lego-prinzip-7553/?utm_campaign=de_40_20240606&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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02) Gebot der Realpolitik. Wer derzeit für Frieden plädiert, wird oft attackiert.  
      Doch die Suche nach Wegen, den Krieg in der Ukraine zu beenden,  
      erfordert eine breite Debatte 

      Von Frank Hoffer 

 
Frank Hoffer 
Dr. Frank Hoffer ist ehemaliger Mitarbeiter der Internationalen Arbeitsorganisation ILO 
und Associate Fellow an der Global Labour University Online Academy. Zuvor war er als 
Sozialreferent in der Deutschen Botschaft in Moskau und Minsk sowie als Geschäftsführer 
der Initiative ACT tätig, die sich für existenzsichernde Löhne in der Textilindustrie einsetzt. 

 
 
22.05.2024  

 
Graffiti in Butcha: Wie kann Frieden gelingen?- picture alliance / AA / Oleksii Chuma-
chenko  

Die Ukraine braucht dringend Waffen und Unterstützung, um den russischen Angriff zum 
Stehen zu bringen. Russland darf nicht gewinnen.  Jedoch wurde General Skibizki, der 
stellvertretende Chef des ukrainischen Militärgeheimdienstes vor ein paar Tagen in einem 
Interview im Economist zitiert, er sehe keine Möglichkeit für die Ukraine, den Krieg allein auf 
dem Schlachtfeld zu gewinnen. Selbst wenn es der Ukraine gelänge – eine Aussicht, die in 
immer weitere Ferne rücke –, die russischen Streitkräfte an die Grenzen zurückzudrängen, 
würde das den Krieg nicht beenden: „Solche Kriege können nur durch Verträge beendet 
werden“ und „gegenwärtig ringen beide Seiten um die ‚günstigste Position‘ im Vorfeld 
möglicher Gespräche“. 

 

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/frank-hoffer/
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„Es wäre naiv zu glauben, dass die Ukraine in absehbarer Zeit vollständig die Kontrolle über 
ihr Territorium zurückgewinnen könnte“, sagte der tschechische Präsident und 
entschiedene Ukraineunterstützer Pjotr Pavel dem Sender Sky News. Russland werde die 
besetzten Gebiete nicht aufgeben: „Was wir tun müssen, ist, den Krieg zu stoppen.“ 

Angesichts des unendlichen Leids und der vielen Toten nach Wegen zu suchen, wie der 
Krieg gestoppt werden kann, statt wider die Faktenlage an der Hoffnung eines militärischen 
Sieges als der einzig annehmbaren Option festzuhalten, ist ein Gebot moralischer 
Realpolitik. Als Rolf Mützenich im März im Parlament die Frage stellte, ob nicht parallel zur 
entschlossenen Waffenhilfe an die Ukraine auch über Wege zum Einfrieren des Krieges 
diskutiert werden sollte, brach ein Sturm der Entrüstung los. 

„Naive Appeasementpolitik gegenüber Russland“, verlautbarten unisono Ricarda Lang und 
Marie-Agnes Strack-Zimmermann. Überlegungen über das Einfrieren eines Konflikts bei 
gleichzeitiger entschlossener militärischer, politischer und humanitärer Unterstützung mit 
München 1938 gleichzusetzen, zeugt von geschichtlicher Unkenntnis oder Unehrlichkeit. 
Damals entschieden europäische Großmächte über den Kopf der Tschechen hinweg, einen 
Teil ihres Landes kampflos Hitlerdeutschland auszuliefern. Mit wahrheitswidrigen 
Gleichsetzungen wird versucht, eine ungelegene Frage von vornherein zu desavouieren. 

Es braucht eine offene Debatte darüber, dass ukrainische und deutsche Interessen zwar in 
wichtigen Fragen in die gleiche Richtung gehen, aber nicht deckungsgleich sind. 

Dabei müssen Fragen der Lastenverteilung für die Aufnahme und Integration von 1,2 
Millionen Ukrainerinnen und Ukrainern ebenso wie die Steigerung der 
Verteidigungsausgaben diskutiert werden. Insbesondere da der Wortwechsel von der 
„Verteidigungsfähigkeit“ hin zur „Kriegstüchtigkeit“ in diesem Zusammenhang keine 
semantische Petitesse ist, sondern der Zeitenwende einen bewusst bellizistischen Akzent 
verleiht. Es braucht eine offene Debatte darüber, dass ukrainische und deutsche Interessen 
zwar in wichtigen Fragen in die gleiche Richtung gehen, aber nicht deckungsgleich sind. Je 
intensiver die NATO sich mit Material und Menschen an dem Krieg beteiligt, desto sicherer 
dürfte sich die Ukraine fühlen. Gleichzeitig lehnen in Deutschland laut einer 
Meinungsumfrage 72 Prozent die Entsendung von Soldaten, 58 Prozent die Bereitstellung 
der Marschflugkörper Taurus und 31 Prozent überhaupt Waffenlieferungen an die Ukraine 
ab. 

Eine Verengung der Debatte auf einen militärischen Sieg der Ukraine als einzig akzeptable 
Option wirft in der Konsequenz die Frage auf, was getan werden soll, wenn sich dieser 
Erfolg nicht einstellt. Soll Russland auf dem Schlachtfeld besiegt und aus den besetzten 
Gebieten vertrieben werden, wird dies ohne massive weitere Eskalation – einschließlich des 
zumindest indirekten Einsatzes von Soldaten aus NATO-Ländern – nicht gelingen. Sie wäre 
mit langandauernden Kämpfen, hohen ukrainischen Verlusten und – bei erfolgreichen 
Geländegewinnen – mit dem Risiko einer russischen Waffeneskalation verbunden. 

Das tausendfache Sterben gebietet mehr als alles andere die Suche nach Wegen, den Krieg 
zu beenden, ohne dass die Ukraine verliert und ohne dass Russland gewinnt. Mützenichs 
Aufforderung, neben dem kleinteiligen Streit über einzelne zu liefernde Waffen auch darüber 
nachzudenken, ob außer einem kriegsentscheidenden militärischen Erfolg der Ukraine auch 
andere Wege zur Beendung des Krieges führen könnten, ist kein Verrat an der ukrainischen 
Sache. Solche Überlegungen sind Teil einer unbedingt erforderlichen demokratischen 
Debatte, um auch weiterhin eine Mehrheit der deutschen Bevölkerung für die Unterstützung 
der Ukraine zu gewinnen. 

https://www.youtube.com/watch?v=FA4VxfzjdVs
https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/frieden-mit-wem-7501/
https://www.zeit.de/news/2024-03/06/umfrage-grosse-mehrheit-gegen-taurus-lieferung
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Die Gesellschaft darf die Friedensdiskussion nicht der AfD oder Sahra Wagenknecht 
überlassen. 

Menschen verlieren das Vertrauen in Politik, die Opfer für unrealistische Ziele verlangt. 
Wenn ein vollständiger Sieg über Russland unerreichbar ist, dann ist ein bitterer 
Kompromiss, bei dem die Ukraine – unterstützt und abgesichert durch westliche Militär- und 
Wirtschaftshilfen – ihre Freiheit behält, aber Territorium verliert, möglicherweise eher ein 
Ziel, für das die langfristige Zustimmung der Bevölkerung gewonnen werden kann. Der 
russische Völkerrechtsbruch bleibt dabei fortbestehendes Unrecht. Wer die Debatte um 
solche imperfekten, aber dafür eventuell möglichen Lösungen aus dem Parlament und dem 
Meinungsmainstream empört verbannen möchte, wird erleben, wie sie sich umso mehr in 
sich selbst verstärkenden Blasen entfalten, wo dann auch die abwegigsten Ideen noch 
angeklickt, geliked und geteilt werden. 

Alle Überlegungen zu Verhandlungslösungen bleiben allerdings abstrakt-hypothetisch, 
solange Russland nicht ernsthaft zu Verhandlungen bereit ist. Putin wird nicht freiwillig von 
seinen erklärten Zielen ablassen, die sich grob wie folgt zusammenfassen lassen: erstens 
Grenzverschiebung und Annektierung der Krim und der Ostukraine, zweitens ein 
Regimewechsel in Kiew und drittens die Errichtung eines demilitarisierten Vasallenstaates 
à la Belarus in der Restukraine. Russische Verhandlungsbereitschaft wird sich ergeben, 
wenn sich in Russland der Eindruck verstärkt, dass die Zeit militärisch, wirtschaftlich sowie 
innen- und außenpolitisch gegen Russland arbeite und die Punkte 2 und 3 unerreichbar 
seien. 

Ergänzend zu den Waffenlieferungen an die Ukraine und den Sanktionen gegen Russland 
bedarf es zusätzlicher Bemühungen, um zu Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen 
zu kommen. 

Ergänzend zu den Waffenlieferungen an die Ukraine und den Sanktionen gegen Russland 
bedarf es zusätzlicher Bemühungen, um zu Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen 
zu kommen. Die von der Schweiz organisierte Friedenskonferenz Mitte Juni, auf der erst 
einmal „nur“ über nukleare Sicherheit, humanitäre Aspekte wie die Rückführung von 
verschleppten Kindern und die Sicherheit von Nahrungsmitteltransporten unter Beteiligung 
möglichst vieler Länder gesprochen werden soll, ist hier ein wichtiges Bemühen, das 
unbedingt unterstützt werden sollte. Die interne Opposition gegen Putin – so schwach sie 
im Moment auch erscheint – gilt es zu ermutigen. Dazu gehören die Hilfe für Exilmedien und 
Exilorganisationen, das Angebot politischen Asyls für russische Kriegsdienstverweigerer 
und Deserteure, aber auch die Botschaft, dass es für ein Russland, das sich von Putin 
befreit, einen Weg zurück nach Europa gibt. 

Außenpolitisch müssen Länder außerhalb der NATO-Strukturen gewonnen werden, sich für 
eine Lösung des Konflikts zu engagieren. Dass diese Länder sich bisher wenig bis gar nicht 
engagieren, liegt daran, dass ihre nationalen Interessen und Prioritäten andere sind als die 
westlichen. Ein flammender Appell der Bundesaußenministerin Annalena Baerbock wird 
hier zu keinem Umdenken führen. Insbesondere wenn sich deutsche Außenpolitik in 
anderen Fällen von überwältigenden Mehrheitsentscheidungen der Völkergemeinschaft 
unbeeindruckt zeigt. 

Um Länder des Globalen Südens für eine Unterstützung der Ukraine zu gewinnen, muss es 
eine westliche Bereitschaft geben, deren Interessen zu verstehen. 

Um Länder des Globalen Südens für eine Unterstützung der Ukraine zu gewinnen, muss es 
eine westliche Bereitschaft geben, deren Interessen zu verstehen. Ohne den Willen der  

https://www.nzz.ch/schweiz/ukraine-friedenskonferenz-cassis-wirbt-in-afrika-ld.1823159
https://www.ipg-journal.de/regionen/global/artikel/das-ende-des-westens-1-6647/
https://new-york-un.diplo.de/un-en/-/2645904


Seite E 118 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 848 vom 06.06.2024 

reichen Länder, die in vielfacher Weise in die regelgebundene internationale Ordnung 
eingewobenen strukturellen Ungerechtigkeiten zu überwinden, wird es nicht gelingen, den 
Globalen Süden im Namen der regelgebundenen internationalen Weltordnung von der 
Solidarität mit der Ukraine zu überzeugen. 

Ob Deutschland und die EU China bewegen können, im Sinne des Friedens auf Russland 
einzuwirken, erscheint zweifelhaft; die Volksrepublik ist bisher sowohl wirtschaftlich als auch 
geopolitisch der große Gewinner dieses Konflikts. Dass es hier dennoch Möglichkeiten gibt, 
zeigt die Erklärung von Xi Jinping gegen den Einsatz von Nuklearwaffen im Krieg in der 
Ukraine während des Besuchs von Bundeskanzler Olaf Scholz in Peking im Herbst 2022. 
Auch wenn es bisher trotz intensiver Bemühungen nicht gelungen ist, China davon 
abzubringen, de facto an der Seite Russlands zu stehen, bleibt es wichtig, China glaubhaft 
zu verdeutlichen, dass sich ein chinesischer Beitrag zur Lösung der Krise positiv auf die 
chinesisch-europäischen Beziehungen auswirken würde. 

Als zweitwichtigster Waffenlieferant der Ukraine kann Deutschland in vertraulichen 
Gesprächen mit Kiew und den Verbündeten Initiativen jenseits eines langanhaltenden 
Abnutzungskrieges ausloten. Wäre möglicherweise ein ukrainischer Vorschlag vorstellbar, 
der in keiner Weise die russischen Annektierungen anerkennt, aber einen Verzicht auf die 
militärische Rückeroberung der besetzten Gebiete anbietet, wenn Russland gleichzeitig 
eine NATO-Mitgliedschaft oder äquivalente westliche Sicherheitsgarantien für die freie 
Ukraine hinnimmt und einer Volksabstimmung unter UN-Kontrolle in den besetzten 
Gebieten über die Zugehörigkeit zu Russland oder zur Ukraine zustimmt? Solche oder 
ähnliche Überlegungen könnten Russland diplomatisch unter Zugzwang setzen und der 
Weltöffentlichkeit zeigen, dass die Ukraine – trotz der völkerrechtlich eindeutigen Lage – 
bereit ist, mit dem Aggressor über Wege zum Frieden zu verhandeln. Diplomatisch muss es 
um Initiativen und Lösungsvorschläge gehen, die Russland mehr als bisher international 
isolieren und den weltweiten Druck auf Russland erhöhen, die Kriegshandlungen 
einzustellen. 

Die reale Macht, wirklich abschreckend zu eskalieren, haben militärisch sowieso nur die 
USA. 

Westliche militärische Eskalationsbereitschaft ist eine andere Option, um den 
Verhandlungsdruck auf Russland zu erhöhen. Allerdings ist Eskalation immer ein Spiel mit 
dem Feuer. Die reale Macht, wirklich abschreckend zu eskalieren, haben militärisch nur die 
USA. Dass die USA bisher nur zurückhaltend eskalieren, dürfte daran liegen, dass sie die 
Ukraine zwar aus geopolitischen Gründen und aus westlichem Werteverständnis schützen 
wollen, aber gleichzeitig die Gefahr einer Ausweitung des Krieges und eine mögliche 
Nukleareskalation verhindern wollen. Diese vorsichtige Entschlossenheit, die auch von der 
Bundesregierung verfolgt wird, als ängstliches Zaudern zu kritisieren, wird dem Ernst der 
Lage nicht gerecht. 

Die Freigabe des 60-Milliarden-US-Dollar-Pakets durch den US-Kongress und die massive 
europäische und insbesondere deutsche Unterstützung werden, so ist zu hoffen, die Front 
stabilisieren, Russland die Hoffnung auf eine „günstigere Position“ nehmen und dort die 
Bereitschaft erhöhen, nach Lösungen auf der Grundlage eines militärischen Patts zu 
suchen. 

Wie man möglicherweise als ersten Schritt auf dem Weg zum Frieden den Konflikt einfrieren 
kann, ist eine legitime und notwendige Frage. Wenn diese nicht abstrakt-hypothetisch 
bleiben soll, muss der Frage eine Antwort folgen, durch welche Kombination von politischem 
Druck, militärischer Unterstützung, diplomatischen Allianzen, Verhandlungsrahmen und  

https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/xi-jinping-spricht-sich-gegen-einsatz-von-atomwaffen-aus-18436556.html
https://sais.jhu.edu/kissinger/programs-and-projects/kissinger-center-papers/escalation-management-ukraine-response-russias-manipulation-risk
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Kompromissvorschlägen der Weg zum Einfrieren und Beenden des Krieges begonnen 
werden könnte. Dies erfordert vertrauliche Diplomatie – und öffentliche Debatte. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/gebot-der-
realpolitik-
7506/?utm_campaign=de_40_20240522&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

 
03) Eine Frage der Existenz. Die ukrainische Armee braucht neue Soldaten.  
      Doch die Maßnahmen der Regierung sind wenig erfolgversprechend und  
      drohen, die Gesellschaft zu spalten 
 

     Von Anastasia Magazowa 
 

 
Anastasia Magazowa, Berlin 
Anastasia Magazowa ist eine ukrainische Journalistin und Politikwissenschaftlerin, die seit 
2013 als Korrespondentin für verschiedene deutsche Medien über die Ukraine schreibt, 
darunter die Deutsche Welle und die tageszeitung. 

 
 
07.05.2024  

 
Rekrutierung von Freiwilligen in der Ukraine: Wer will noch an die Front? picture alliance / 

Sipa USA Sopa Images.-  

Die militärische und politische Führung der Ukraine klagt schon seit Langem über akuten 
Soldatenmangel. Offizielle Verlautbarungen zu ihren Verlusten an der Front gibt es von 
ukrainischer Seite nicht, aber nach verschiedenen Schätzungen geht die Zahl der Getöteten 
und Verletzten in die Zehntausende. Diese Verluste müssen aufgefangen werden. Zudem 
brauchen die Kämpfenden nach über zwei Jahren Fronteinsatz Entlastung durch Rotation.  

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/gebot-der-realpolitik-7506/?utm_campaign=de_40_20240522&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/gebot-der-realpolitik-7506/?utm_campaign=de_40_20240522&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/gebot-der-realpolitik-7506/?utm_campaign=de_40_20240522&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/gebot-der-realpolitik-7506/?utm_campaign=de_40_20240522&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/anastasia-magazowa/


Seite E 120 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 848 vom 06.06.2024 

Die ukrainische Regierung sucht nach möglichen Lösungen für das Problem. Eine davon 
besteht darin, die Männer zurückzuholen, die sich außer Landes aufhalten. 

Mitte April erklärte Außenminister Dmytro Kuleba, sein Ministerium arbeite an einer 
Strategie für den Umgang mit Ukrainern, die im Ausland leben. Der Außenamtschef ist 
überzeugt: Wenn die Ukraine mit diesen Staatsbürgern nicht anders verfährt als bisher, 
werden sie sich in ihren Aufenthaltsländern sehr schnell assimilieren – wobei er offen zugab, 
dass er Zweifel hat, ob die ausgereisten Ukrainer dem Wunsch ihres Landes nachkommen 
und wirklich in ihre Heimat zurückkehren werden. Die neue Strategie, so betont das 
Außenministerium, solle bewirken, dass diese Menschen – zumindest mental – Ukrainer 
bleiben und in ihren neuen Ländern zu Anwälten der Ukraine werden können. 

Die jüngsten Schritte des Außenministeriums widersprechen allerdings nicht nur den 
Absichtserklärungen der Regierung, sondern stießen bei den Ukrainerinnen und Ukrainern, 
die sich vorübergehend oder dauerhaft außerhalb der Ukraine aufhalten, auf heftige Kritik. 

Am 23. April wurden auf einmal die Konsulardienste für ukrainische Männer im wehrfähigen 
Alter eingestellt, wobei es keine Rolle spielt, seit wann und mit welchem Status sie sich im 
Ausland aufhalten. Vor allem geht es um die Ausstellung oder Verlängerung von 
Personalausweisen und Reisepässen. Später teilte das Außenministerium mit, diese 
Dokumente würden nicht mehr ins Ausland übersendet und dort ausgehändigt, sondern nur 
noch auf ukrainischem Staatsgebiet ausgestellt und ausgegeben. Das Außenamt spricht 
von einer vorübergehenden Maßnahme; angeblich werden die Abläufe für das Erbringen 
von Konsulardiensten vorerst nicht mit dem neuen Mobilmachungsgesetz in Einklang 
gebracht, das am 18. Mai 2024 in Kraft treten soll. Mit diesem Gesetz werden nicht nur die 
wesentlichen Aspekte der Mobilmachung für die ukrainische Armee geregelt, sondern auch 
Beschränkungen für Wehrpflichtige eingeführt, die sich im Ausland aufhalten und ihre Daten 
nicht fristgerecht an die Wehrbehörden gemeldet haben. Nach dem neuen Gesetz dürfen 
Konsulardienste für Männer zwischen 18 und 60 Jahren nur noch erbracht werden, wenn 
sie ihre personenbezogenen Daten auf den aktuellen Stand gebracht haben. 

Bürgerrechtler und Juristen kritisierten diesen Beschluss der Regierung als diskriminierend 
und verfassungswidrig. 

Diese Aktualisierung muss innerhalb von 60 Tagen nach Inkrafttreten des Gesetzes erfolgen 
– also bis Mitte Juli. Doch die konsularischen Dienstleistungen für Männer im wehrfähigen 
Alter wurden schon vor Inkrafttreten des Gesetzes eingestellt. Die offizielle Begründung: 
Das Außenministerium schaffe es nicht, die eingegangenen Anträge zu bearbeiten, bevor 
das Gesetz in Kraft tritt. 

Bürgerrechtler und Juristen kritisierten diesen Beschluss der Regierung als diskriminierend 
und verfassungswidrig. Doch das Außenministerium hält unbeirrt an seiner Position fest: 
„Ein Mann, der im wehrfähigen Alter ins Ausland gegangen ist, hat seinem Land damit 
signalisiert, dass es ihm egal ist, ob dieses Land überlebt. Und dann kommt er und will von 
diesem Staat Leistungen erhalten. So geht das nicht. Unser Land befindet sich im Krieg“, 
kommentierte Minister Kuleba seine Entscheidung. Es gehe um die Wiederherstellung der 
Gerechtigkeit zwischen den Wehrpflichtigen in der Ukraine und den Wehrpflichtigen im 
Ausland, denn ein Auslandsaufenthalt entbinde die Staatsbürger nicht von ihren Pflichten 
gegenüber ihrem Heimatland. 

Einige europäische Länder haben sich bereiterklärt, der Ukraine bei der Rückholung 
ukrainischer Männer in die Ukraine behilflich zu sein. Ohne ins Detail zu gehen, erklärte  

https://suspilne.media/724158-mzs-gotue-strategiu-sodo-ukrainciv-za-kordonom-kuleba/
https://mfa.gov.ua/consul/forua/q-shchodo-timchasovih-obmezhen-u-prijnyatti-novih-zayav-na-nadannya-konsulskih-poslug
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Polens Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz, sein Land sei bereit, der 
Ukraine in jeder Weise in diesem Prozess zu helfen, und habe dies zuvor schon von sich 
aus angeboten. Auch sein litauischer Amtskollege Laurynas Kasčiūnas meint, man müsse 
darüber nachdenken, wie man der Ukraine bei der Rückholung der Männer im wehrfähigen 
Alter helfen könne. 

Bislang ist allerdings nicht klar, wen die europäischen Verteidigungsminister mit „Männer im 
wehrfähigen Alter“ genau meinen: Geflüchtete? Oder jene, die widerrechtlich ausgereist 
sind, um ihrer Einberufung zu entgehen? Oder alle Männer, die einen ukrainischen Pass 
haben und sich – egal seit wann – außer Landes aufhalten? 

Es scheint allerdings wenig wahrscheinlich, dass die europäischen Regierungen in Aktion 
treten und diese Männer zur Ausreise zwingen werden. 

Da die Beschränkungen ohne Ausnahme für alle ukrainischen Männer gelten, geht es der 
ukrainischen Regierung offenbar darum, sich ein vollständiges Bild von ihren potenziellen 
Mobilmachungsressourcen zu machen. Eurostat schätzt die Zahl der ukrainischen 
Staatsbürger, die sich im Januar 2024 in den Ländern der EU aufhielten, auf 4,3 Millionen, 
davon 860 000 Männer. Es scheint allerdings wenig wahrscheinlich, dass die europäischen 
Regierungen in Aktion treten und diese Männer zur Ausreise zwingen werden. 

In Berlin heißt es gar, die Entscheidung des ukrainischen Außenministeriums, die 
Konsulardienste einzustellen, habe keinen Einfluss auf den Flüchtlingsstatus ukrainischer 
Männer. Das Berliner Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten kann in besonderen Fällen 
sogar einen Passersatz in Form eines Reiseausweises ausstellen, wenn das ukrainische 
Konsulat einem Mann keinen Pass ausstellt, weil er sich weigert, Militärdienst zu leisten. 

Der dringende Ruf nach Gerechtigkeit wird in der ausgelaugten ukrainischen Bevölkerung 
immer lauter. 

Der Erlass des ukrainischen Außenministeriums sorgte nicht nur für Kritik und Unmut bei 
den unmittelbar Betroffenen, sondern auch für erbitterte Diskussionen in der Ukraine selbst. 
Der dringende Ruf nach Gerechtigkeit wird in der ausgelaugten ukrainischen Bevölkerung 
immer lauter. Die Ehefrauen, Mütter und Töchter derer, die an der Front kämpfen, schauen 
verständnislos zu, wie ukrainische Männer im wehrfähigen Alter unbehelligt durch Europas 
Städte spazieren. Sie fragen sich, was diese Leute dort machen – und immer mehr 
Frontkämpfer fragen sich angesichts solcher Bilder, warum die einen im Ausland sind und 
die anderen im Schützengraben, wo russische Fliegerbomben einschlagen. 

Andererseits wird der Beschluss der ukrainischen Regierung dem dringenden Wunsch nach 
Gerechtigkeit wohl kaum gerecht werden können. Er wird in erster Linie dazu führen, dass 
die Auslandsukrainer sich noch stärker von ihrem Staat entfremden, und die Polarisierung 
zwischen Ausgereisten und Daheimgebliebenen verstärken. Abgesehen vom moralischen 
Aspekt des Problems und von der komplett desaströsen Kommunikation der ukrainischen 
Regierung mit ihren Landsleuten im Ausland, wird die Ukraine wohl auch kaum in der Lage 
sein, einen effektiven Mechanismus für die Rückholung der Männer ins Land zu entwickeln 
und dafür zu sorgen, dass mehr Ukrainer sich den Streitkräften anschließen. Auch werden 
die illegal aus der Ukraine Ausgereisten vermutlich kaum zurückkommen, um sich Ausweise 
ausstellen zu lassen oder ihre personenbezogenen Daten zu aktualisieren. Die meisten, die 
aus patriotischen Motiven zurückkehren und ihr Heimatland verteidigen wollen, haben das 
bereits getan – und für diejenigen, die seit Langem im Ausland leben und ihren ukrainischen 
Pass behalten haben, ist die neue Regelung ein Anstoß, schneller die Staatsbürgerschaft 
in ihrem Aufenthaltsstaat zu erlangen. 
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Die ukrainische Regierung sollte ihre Energie nicht darauf verwenden, gegenüber den 
Auslandsukrainern diskriminierende Regelungen zu beschließen. 

Dass man nicht an der Front kämpfen will, ist ebenso nachvollziehbar und offensichtlich wie 
die Tatsache, dass die Ukraine einen existenzbedrohenden Krieg gegen einen um ein 
Vielfaches stärkeren Feind führt. Die Ukraine braucht schlicht und einfach Menschen, die 
die Technik bedienen können, um deren Lieferung das Land seine Partner seit Langem 
inständig bittet. Doch der Überlebenskampf, der schon genug schwere moralische 
Zielkonflikte mit sich bringt, darf nicht mit schlecht durchdachten und kurzsichtigen 
Entscheidungen belastet werden, die am Ende das Gegenteil dessen bewirken, was erreicht 
werden soll. 

Die ukrainische Regierung sollte ihre Energie nicht darauf verwenden, gegenüber den 
Auslandsukrainern diskriminierende Regelungen zu beschließen, sondern die 
Voraussetzungen für ein nachvollziehbares und transparentes Mobilmachungsverfahren 
schaffen. Als Erstes könnte sie den Bürgerinnen und Bürgern die unpopulären 
Entscheidungen, die die Kriegssituation gebietet, besser vermitteln und erklären. Zwei Jahre 
nach Beginn der russischen Großinvasion ist die Motivation der Ukrainer, sich freiwillig für 
die militärische Verteidigung des Landes mobilisieren zu lassen, erheblich gesunken. Daran 
wird sich erst etwas ändern, wenn die Arbeitsweise der Wehrämter sich nicht nur auf dem 
Papier, sondern tatsächlich qualitativ verbessert, genauso wie auch die Informationsarbeit 
gegenüber der Bevölkerung. Dadurch würde das Bewusstsein dafür, dass der ukrainische 
Staat in seiner Existenz bedroht ist, wieder geschärft und die Motivation der Menschen, ihn 
zu verteidigen, erhöht. 

Aus dem Russischen von Andreas Bredenfeld 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/eine-frage-
der-existenz-
7494/?utm_campaign=de_40_20240507&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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01) Atmosphäre der Angst. Jeder denunziert jeden: In Russland nehmen  
      „Bürgerbeschwerden“ stark zu. Die Gesellschaft nimmt den Rückfall in  
      den Stalinismus stoisch hin 
 
      Von Daria Boll-Palievskaya 
 

 
Daria Boll-Palievskaya 
Düsseldorf 
Daria Boll-Palievskaya ist freie Journalistin und Autorin. Sie ist Redakteurin der 
unabhängigen Online-Zeitung russland.NEWS und schreibt u.a. für Zeit Online und den 
MDR. 
 
27.05.2024   

 
Der russische Künstler Vasily Slonov posiert 2013 mit einem Ausstellungsstück seines 
Projektes „Die Geschichte Russlands im 20. Jahrhundert: Von Lenin zu Putin“.-  
picture alliance / Reuters / Ilya Naymushin  

Die rhetorische Frage des Exilschriftstellers Sergej Dowlatow (1941–1990) über die 
stalinistischen Repressionen klingt im heutigen Russland beängstigend aktuell: „Ich frage 
mich: Wer hat vier Millionen Denunziationen geschrieben?“ Anschwärzungen hat es schon 
immer in allen Gesellschaften gegeben. Mit dem Beginn der sogenannten militärischen 
Spezialoperation hat sich in Russland jedoch ein regelrechter Boom des gegenseitigen 
Meldens entwickelt, den der russische Journalist Alexander Pluschew als „Meisterschaft des 
Denunzierens“ bezeichnete. Jeder denunziert jeden: Abgeordnete der Staatsduma die 
Journalisten, Lehrer ihre Schüler, Eltern die Lehrer, Gläubige ihre Priester, Studenten ihre 
Professoren, Patienten ihre Ärzte, Zuschauer die Schauspieler und alles umgekehrt: 
„Wachsame Bürger“ denunzieren ihre Mitbürger. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/daria-boll-palievskaya/
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Fast täglich berichten russische Exilmedien über neue Fälle von Denunziationen, die von 
absurd bis schrecklich reichen. Eine junge Frau wurde angezeigt, weil ihre Ohrringe die 
Farben der ukrainischen Flagge hatten, und eine weitere, weil sie sich in einer gelben Jacke 
vor einem blauen Himmel fotografieren ließ. Diese Fälle wären fast amüsant, hätten sie nicht 
teils schwerwiegende strafrechtliche Folgen für die Betroffenen. So wurde beispielsweise 
ein Strafverfahren gegen die Kinderärztin Nadeschda Bujanowa wegen des Verbreitens von 
Fake News über die russische Armee eingeleitet. Die Ärztin soll unangemessene 
Bemerkungen über den in der Ukraine gefallenen Mann einer Patientin gemacht haben, die 
sie sofort anzeigte. Die Polizei durchsuchte daraufhin die Wohnung der 67-jährigen Ärztin, 
beschädigte ihre Möbel und entfernte sogar Tapeten. 

Ein gewisser Juri Samojlow wurde außerdem von einem Moskauer Gericht für 14 Tage 
wegen der Verbreitung „extremistischer Materialien“ festgehalten: Ein Passagier in der U-
Bahn hatte ihn gemeldet, weil er auf seinem Smartphone etwas gesehen haben will, was 
die russische Armee „diskreditiert“ haben soll. Nur wenige Stationen später wurde Samojlow 
von der Polizei festgenommen. 

Im Russischen werden Denunzianten verächtlich „Stukači“ („Klopfer“) genannt, ein Begriff 
aus dem Gefängnisjargon. In Putins Russland gibt es eine ganze Reihe professioneller 
„Klopfer“, die mit Freude ihrer Tätigkeit nachgehen. Eine Denunziantin wurde bekannt, weil 
sie sich auf einen Schriftwechsel mit der Anthropologin Alexandra Archipowa einließ. Sie 
nennt sich Anna Korobkowa und hat im Laufe des Krieges 1 300 Meldungen bei den 
Behörden gemacht, acht davon gegen Archipowa. Korobkowa versteht sich als 
„professionelle, unbezahlte Denunziantin“ und berichtet stolz, dass sie den Behörden neben 
„ausländischen Agenten“ auch Anti-Kriegs-Graffiti an öffentlichen Plätzen meldet. Ihre 
Motivation erklärt sie damit, im Falle einer Niederlage Russlands mit ihren Steuern keine 
Reparationszahlungen an die Ukraine leisten zu wollen. 

Seit Beginn des Krieges in der Ukraine wurden Dutzende russische Künstler, Blogger und 
TikToker zu „ausländischen Agenten“ erklärt. 

Während Anna Korobkowa sich hinter ihrer Anonymität versteckt (es gibt Spekulationen, 
dass sie ein Troll sein könnte), betreiben viele andere das Denunzieren völlig offen. So wie 
Jekaterina Mizulina, Chefin der sogenannten Safe Internet League, die sich für Zensur im 
Internet einsetzt. Durch ihr Wirken wurden seit Beginn des Krieges in der Ukraine Dutzende 
russische Künstler, Blogger und TikToker zu „ausländischen Agenten“ erklärt. Im April 2022 
forderte Mizulina, deren Mutter Senatorin ist, die Generalstaatsanwaltschaft dazu auf, 
Wikipedia auf den Straftatbestand der Verbreitung falscher Informationen über den 
Einmarsch Russlands in der Ukraine hin zu überprüfen. Aufgrund der „Cyber-Klopferin“, wie 
sie gerne von Journalisten genannt wird, werden Konzerte abgesagt, Strafverfahren eröffnet 
und Leben ruiniert. Die selbstproklamierte Patriotin mit dem Aussehen einer Barbiepuppe 
ist ein Internetstar, besonders beliebt bei den jungen Russen. Reels mit ihr auf TikTok 
werden millionenfach aufgerufen. „Eine Streamerin aus Krasnodar, die die Armee in ihren 
Livestreams diskreditierte, wurde festgenommen. Sie entschuldigt sich für ihre Handlungen“ 
– mit solchen Meldungen betreibt Mizulina ihren Telegram-Kanal, der rund 700 000 Follower 
hat. Seit Jahresbeginn tourt sie durch Russland und tritt an Universitäten auf. In den 
russischen sozialen Netzwerken verbreitete sich ein Video, auf dem sie bei einem Auftritt in 
Jekaterinburg einem Studenten mit einem Strafverfahren wegen „Diskreditierung der 
Armee“ droht, weil dieser die Notwendigkeit des Militärdienstes infrage gestellt hatte. 

Das alarmierende Problem ist jedoch nicht Mizulina selbst, sondern die Tatsache, dass 
solche Informanten reale Macht ausüben und sich als Entscheider über menschliche  

https://web.telegram.org/a/
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Schicksale aufführen. Sie brauchen nur jemanden zu tadeln – schon entschuldigt sich die 
Person demütig. Sie schreiben an die Generalstaatsanwaltschaft – sofort wird diese tätig. 

In stalinistischen Zeiten wurde Denunziation regelrecht gefördert. So erklärte Stalin im Jahr 
1937: „Jedes Parteimitglied, jeder ehrliche Parteilose, jeder Bürger der UdSSR hat nicht nur 
das Recht, sondern die Pflicht, über Missstände, die er bemerkt, zu berichten.“ Dabei wird 
die Zahl aus dem berühmten Dowlatow-Zitat nicht bestätigt – es gibt keine Studien darüber, 
wie viele Denunziationen tatsächlich erfolgt sind. Aber selbst wenn der Schriftsteller Recht 
hatte, wäre die Zahl von vier Millionen in einem Land mit einer Bevölkerung von 162 
Millionen nicht besonders hoch. Dabei war das Denunzieren während des Großen Terrors 
eine Art „Informationshintergrund“, da in sowjetischen Zeitungen ständig Enthüllungsartikel 
über „Volksfeinde“ veröffentlicht wurden. 

In stalinistischen Zeiten wurde Denunziation regelrecht gefördert. 

Wie sehr die Anzahl der Meldungen seit dem 24. Februar 2022 zugenommen hat, ist 
ebenfalls nicht bekannt. Die letzten Daten der russischen Medienaufsichtsbehörde 
Roskomnadzor stammen vom ersten Halbjahr 2022, als 144 835 „Bürgerbeschwerden“ 
registriert wurden – 25,5 Prozent mehr als im gleichen Zeitraum des Jahres 2021. Laut 
Roskomnadzor ging es bei den meisten dieser „Bürgeranfragen“ um die „Verbreitung von 
Fake News“ über Handlungen der russischen Armee oder um „pro-ukrainische 
Propaganda“. Doch kann man die zunehmend vergiftete Atmosphäre überhaupt anhand 
solcher Zahlen darstellen? Der Strom von Anzeigen an die Strafverfolgungsbehörden ist 
jedenfalls inzwischen so groß, dass die Duma-Abgeordneten der Partei „Neue Leute“ einen 
Gesetzentwurf zur Bestrafung von Serien-Denunziationen eingebracht haben. Der 
Vorsitzende der Partei, Wladislaw Dawankow, schlug vor, das Gesetz „Mizulina-Gesetz“ zu 
nennen. Sie habe bewiesen, dass es Zeit sei, den Anzeigenwellen ein Ende zu setzen, 
schrieb er in seinem Telegram-Kanal. Der Gesetzestext wurde bereits im Februar der 
Regierung vorgelegt. Seitdem hat man jedoch nichts mehr davon gehört. 

Laut einer im April dieses Jahres von der Nowaja Gaseta durchgeführten Umfrage stehen 
38 Prozent der Russen dem Denunziantentum sehr negativ gegenüber, 17 Prozent sind 
gleichgültig und nur fünf Prozent befürworten es. Die Zahlen scheinen eher zu beruhigen 
als zu alarmieren. Jedoch machen die Autoren der Studie darauf aufmerksam, dass unter 
den Studenten nur 24 Prozent eine stark ablehnende Haltung gegenüber Denunziationen 
haben und 41 Prozent ihnen gleichgültig gegenüberstehen. Hierfür gibt es mehrere 
Erklärungen. Zum Beispiel, dass die junge Generation, die es gewohnt ist, ständig Online-
Bewertungen über verschiedene Produkte und Dienstleistungen zu verfassen, eher nicht 
darüber nachdenkt, welche Konsequenzen das Anschwärzen hat. 

Die Nowaja Gaseta hebt jedoch noch einen anderen Aspekt hervor: „Fast alle Befragten 
neigen dazu, die Anpassung an die Erfordernisse der Zeit für eine durchaus akzeptable 
Verhaltensnorm zu halten.“ In der russischen Gesellschaft, die bereits vor dem Krieg stark 
zersplittert war, entsteht zunehmend eine Atmosphäre von Argwohn und Angst. Wie zu 
Sowjetzeiten überlegen die Menschen genau, wem sie wo was sagen können. Viele wählen 
den Weg der Anpassung. 

Eins steht fest: Der Staat trägt maßgeblich zu der neuen Ära der Denunziation bei. Durch 
die Verabschiedung immer neuer Gesetze, die die Meinungsfreiheit einschränken und die 
Strafverfolgung von vermeintlichen Fake News über die Armee ermöglichen, entsteht ein 
Klima der Angst und des Misstrauens in der Gesellschaft. Wie vor fast 90 Jahren ist die 
Suche nach „inneren Feinden“ eröffnet, und die Machthaber erheben das Denunziantentum  

https://istmat.org/node/27377
https://www.interfax.ru/russia/858236
https://www.gazeta.ru/social/news/2024/02/06/22271353.shtml
https://www.gazeta.ru/social/news/2024/02/06/22271353.shtml
https://novayagazeta.ru/articles/2024/05/08/len-stuchat-no-vremia-takoe-protiv-ne-nado-vysovyvatsia-i-ok
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zu einer gesellschaftlichen Norm. Und genau wie damals ist das Anschwärzen ein 
Werkzeug der politischen Repression. Dowlatow beantwortete seine Frage nach den 
Urhebern der Millionen von Denunziationen selbst: „Sie wurden von einfachen sowjetischen 
Menschen geschrieben. Bedeutet das, dass die Russen eine Nation von Denunzianten und 
Spitzeln sind? Ganz und gar nicht. Es waren bloß Tendenzen des historischen Moments.“ 
Sein trauriges Fazit scheint sich heute wieder zu bestätigen. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/atmosphaere-der-angst-1-
7525/?utm_campaign=de_40_20240528&utm_medium=email&utm_source=newslett
er   

 
 
 
02) Russische Zwickmühle. Mit der Eröffnung einer neuen Front setzt  
      Moskau die Ukraine unter Druck. Eine Besserung der Lage ist erst 2025  
      zu erwarten 

      Von Michael Kofman & Rob Lee 
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Die Ukraine ist in der Defensive. Eine Besserung der Lage ist erst ab dem kommenden 
Jahr zu erwarten. 

Die russischen Streitkräfte haben bei ihrem Angriff auf die Ukraine eine neue Front eröffnet. 
Bei ihrer Offensive in der Region Charkiw rückten die russischen Streitkräfte seit Mitte Mai 
rasch um mehrere Kilometer vor. Sie konnten einige Dörfer zurückerobern, die während der 
erfolgreichen ukrainischen Gegenoffensive im September 2022 bereits befreit worden 
waren. Die Hauptverteidigungslinie im Osten der Stadt haben sie allerdings noch nicht 
erreicht, die von besser ausgerüsteten und erfahreneren Brigaden gehalten wird. Aber die 
Lage ist ernst. 

Mit der Bedrohung der zweitgrößten Stadt der Ukraine hofft Russland, die ukrainischen 
Streitkräfte im Osten zu binden und die Front an anderer Stelle zu entblößen. Für die 
Ukraine gilt es nun, schnellstmöglich die Front zu stabilisieren und einen größeren 
Durchbruch zu verhindern, zu dem die russischen Truppen möglicherweise in der Lage 
wären. Doch das angegriffene Land sieht sich gleichzeitig mit einer ganzen Reihe von 
Herausforderungen konfrontiert, die sich seit dem letzten Jahr aufgestaut haben und nicht 
leicht zu lösen sind. Obwohl mit der Verabschiedung des Hilfsprogramms im US-Kongress 
kürzlich Milliarden zur Unterstützung für Kiew freigegeben wurden, wird sich die Lage 
zunächst verschlechtern. Eine Besserung ist erst langfristig möglich. 

Russlands Ziel ist nicht die Eroberung von Charkiw, sondern die Bedrohung der Stadt durch 
den Vormarsch seiner Truppen und deren Artilleriebeschuss. Da die russische Armee gar 
nicht über genügend Soldaten verfügt, um die Stadt selbst anzugreifen, zielt die Operation 
darauf, die Ukraine in eine Zwickmühle zu bringen. Die ukrainischen Verteidigungslinien 
sind jetzt schon relativ dünn besetzt. Wenn die russische Attacke kampferprobte ukrainische 
Truppen und Reserven zur Verteidigung nach Charkiw lenkt, schwächt sie damit andere 
Teile der Front. Russland fokussiert sich nämlich weiterhin darauf, den Rest des Donbass 
im Osten der Ukraine zu erobern und dort strategische Knotenpunkte und größere Städte 
einzunehmen. 

Die russische Offensive erwischt die Ukraine in einer Zeit der Schwäche. 

In den vergangenen Tagen wurden bereits einige ukrainische Einheiten vom Donbass nach 
Charkiw verlegt, und offenbar setzt die Militärführung auch einzelne Bataillone ein, um 
andere Teile der Front zu verstärken. Damit geht sie das Risiko ein, dass ihre Truppen im 
Donbass noch verletzlicher dastehen, sollte Russland seine Reserven in diese Richtung 
lenken. Die russischen Streitkräfte üben zudem Druck auf Kupiansk im Osten von Charkiw  

https://www.nytimes.com/2024/05/10/world/europe/russia-border-assaults-north-ukraine.html
https://www.nytimes.com/2024/04/20/us/politics/house-foreign-aid-bill.html#:~:text=House%20Approves%20%2495%20Billion%20Aid,Taiwan%20%2D%20The%20New%20York%20Times
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aus, ebenso wie auf die Region Saporischschja im Süden. Möglicherweise stehen auch 
Vorstöße entlang der Grenze im Norden in die Regionen Sumy und Tschernihiw bevor. 

Die russische Offensive erwischt die Ukraine in einer Zeit der Schwäche. Seit dem letzten 
Herbst sieht sich das Land vor drei eng miteinander verknüpfte Probleme gestellt: Es fehlt 
an Munition, Soldaten und Befestigungsanlagen. Bei der Befestigung der 
Verteidigungslinien hat das Militär im Frühjahr Fortschritte gemacht, und das Hilfspaket aus 
den USA sollte dem Munitionsmangel abhelfen. Doch die Zahl der Soldaten sinkt weiterhin, 
vor allem an entscheidender Stelle: in der Infanterie. 

Die Gegenoffensive der Ukraine im vergangenen Sommer endete vor allem aufgrund der 
Abnutzung der Infanterie, und seitdem ist es nicht gelungen, diese Verluste zu ersetzen. 
Das bedeutet in der Praxis, dass die Schützengräben oft zu knapp besetzt sind und es nicht 
genügend Infanteristen gibt, um für regelmäßige Ablösung zu sorgen, so dass Erschöpfung 
vorprogrammiert ist. Das hat auch die gefährliche Folge, dass sich die ukrainischen Männer 
nicht mehr freiwillig melden. Viele Brigaden sind unterbesetzt und zahlreiche Soldaten 
bereits über 40 Jahre alt. 

Die aktuelle Situation ist die Folge politischer Entscheidungen, eines löchrigen 
Mobilisierungssystems und vieler Monate politischen Stillstands. 

Natürlich fehlt es der Ukraine nicht an Männern. Die aktuelle Situation ist die Folge 
politischer Entscheidungen, eines löchrigen Mobilisierungssystems und vieler Monate 
politischen Stillstands. Erst vor Kurzem wurde eine Reihe von Mobilisierungsgesetzen 
erlassen, um das Rekrutierungspotenzial zu erhöhen. Das Wehralter wurde gesenkt, 
Strafen für Kriegsdienstflüchtige eingeführt; manchen Straftätern wurde der Dienst an der 
Waffe gestattet und weitere Anreize für Freiwillige wurden geschaffen. Diese Maßnahmen 
haben durchaus das Potenzial, die Personalprobleme der ukrainischen Armee zu lösen, 
doch es kommt auf ihre tatsächliche Durchsetzung an. In jedem Fall wird es Monate dauern, 
bis sich die Lage verbessert. 

Da das ukrainische Militär nicht über genügend Soldaten und Munition verfügt, reagiert es 
auf die russischen Durchbrüche, indem es die besten Brigaden und Eliteeinheiten an die 
jeweils betroffenen Frontabschnitte verlegt. Dieser Feuerwehr-Ansatz, der bereits in den 
Schlachten um Bachmut und Awdijiwka erprobt wurde, bedeutet aber auch, dass die besten 
Einheiten nicht genug Zeit bekommen, sich auszuruhen und zu regenerieren. Die 
Militärführung greift auch zu dem Mittel, einzelne Bataillone unsystematisch ohne den Rest 
ihrer Brigade zu verlegen, um bestimmte Frontabschnitte zu verstärken. Das sind 
kurzfristige Lösungen mit langfristigen Folgen, da sich diese Einheiten im Lauf der Zeit stark 
abnutzen. 

Auf der anderen Seite ist es Russland gelungen, seine Personalprobleme vom letzten Jahr 
zu beheben. Derzeit werden pro Monat etwa 30 000 Mann rekrutiert. Viele dieser Rekruten 
sind nicht unbedingt ideale Soldaten und ebenfalls um die 40 Jahre alt. Doch seine 
zahlenmäßige Überlegenheit, verbunden mit verstärktem Artillerie- und Drohnenbeschuss 
sowie Gleitbomben, hat Russland einen quantitativen Vorteil beschert. 

Die derzeitige russische Überlegenheit ist nicht unbedingt kriegsentscheidend. 

Trotzdem ist die derzeitige russische Überlegenheit nicht unbedingt kriegsentscheidend. Die 
mangelnde Qualität seiner Truppen und der Verlust vieler Führungskräfte haben die 
Fähigkeit des russischen Militärs eingeschränkt, groß angelegte Operationen 
durchzuführen. Deshalb fällt es den russischen Streitkräften derzeit auch schwer, ihre  

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/eine-frage-der-existenz-7494/
https://www.nytimes.com/2024/04/03/world/europe/zelensky-ukraine-military-draft-age.html
https://www.nytimes.com/2024/04/11/world/europe/ukraine-war-mobilization-bill.html
https://www.nytimes.com/2024/05/08/world/europe/ukraines-convicts-army.html
https://kyivindependent.com/uk-defense-ministry-russia-mobilizing-around-30-000-soldiers-monthly/
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Vorstöße zu Durchbrüchen auszuweiten, und bis jetzt konnten sie keine bedeutenderen 
Fortschritte verzeichnen. Zudem verheizt Russland derzeit Ausrüstung, die vor allem aus 
Lagerbeständen stammt, und wird 2025 mit Materialmangel rechnen müssen. 

Trotz der Verabschiedung des US-Hilfspakets steht der Ukraine ein schwieriges Jahr bevor. 
Die amerikanische Unterstützung hat der Ukraine zeitlichen Spielraum verschafft und 
deutlich gemacht, welche Mittel zur Verfügung stehen. Diese Gelder könnten ausreichen, 
damit die Ukraine standhalten und im besten Fall das Angriffspotenzial ihrer Streitkräfte 
wiederherstellen kann. Das ist eine Chance. Doch die Zukunft hängt davon ab, wie der 
Westen – der bei Training, Aufklärung und weiterer Unterstützung eine zentrale Rolle spielt 
– und die Ukraine diese Chance nutzen können. 

Wenn es der Ukraine in diesem Jahr gelingt, die russischen Vorstöße auf bescheidene 
Gebietsgewinne zu beschränken, dann wird sich das Gelegenheitsfenster für Moskau 
voraussichtlich schließen und Russlands relative Überlegenheit ab 2025 abnehmen. Doch 
es geht nicht allein darum, dass das ukrainische Militär Munition und Waffen aus dem 
Westen bekommt, sondern es muss auch seine Truppen effizient verwalten und die 
Dauerprobleme des Personalmangels und der Befestigung der Verteidigungsanlagen 
angehen. Während die Ukraine sich weiterhin selbst verteidigt, muss sie zur selben Zeit 
daran arbeiten, ihre Streitkräfte neu aufzubauen. In den kommenden Monaten steht viel auf 
dem Spiel. 

Dieser Artikel erschien zuerst in der New York Times. 

Aus dem Englischen von Sabine Jainski 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/russische-
zwickmuehle-
7520/?utm_campaign=de_40_20240524&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
 

 
 
03) Experiment ohne Erfolgsgarantie. Putin kann mit seiner  
      Kabinettsumbildung zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen. Ein  
      Außenseiter wird überraschend neuer Verteidigungsminister 

      Von Tatiana Stanovaya 

 
Tatiana Stanovaya, Berlin 
Tatiana Stanovaya ist Senior Fellow am Carnegie Russia Eurasia Center. Sie ist 
außerdem Gründerin des politischen Analyseunternehmens R.Politik. Reality of Russian 
Politics und Mitglied der französisch-russischen Handelskammer. 
 

https://www.nytimes.com/2024/05/16/opinion/russia-ukraine-kharkiv.html
https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/russische-zwickmuehle-7520/?utm_campaign=de_40_20240524&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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Neue Amtszeit, neue Regierung: Wladimir Putin will die Kriegswirtschaft optimieren.- 
picture alliance / Associated Press / Sergei Bobylev   

Wladimir Putins erste Personalentscheidung nach der offiziellen Einführung in seine fünfte 
Amtszeit als Präsident war die erneute Nominierung von Michail Mischustin als 
Ministerpräsident – die russische Verfassung schreibt vor, dass vor der Amtseinführung des 
Präsidenten die Regierung zurücktreten muss. Auch die meisten Minister werden ihre 
bisherigen Ressorts behalten. Eine Überraschung hatte Putin allerdings doch auf Lager: Der 
Wirtschaftsfachmann Andrej Beloussow, bisher stellvertretender Ministerpräsident, wird 
Verteidigungsminister. Sein Amtsvorgänger Sergej Schoigu rückt an die Spitze des 
Sicherheitsrats und löst dort den mächtigen Nikolaj Patruschew ab. 

Die Ersetzung Schoigus durch Beloussow ist die entscheidende Veränderung im neuen 
Kabinett Putins. Alle anderen Umbesetzungen dienen nur dazu, für die durch diese 
Änderung ausgetauschten Personen neue Posten zu finden. Putin konnte mit dem 
Stühlerücken zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen: Er entledigt sich des unpopulären 
Schoigu und beauftragt Beloussow mit der Optimierung der Kriegswirtschaft. 

Schoigus Entlassung ging ein Konflikt zwischen Verteidigungsministerium und militärisch-
industriellem Komplex voraus, der immer weitere Kreise zog. Generäle der Armee klagen 
über schleppende Produktion, Qualitätsmängel bei Waffen und Ausrüstung sowie über 
Schwierigkeiten bei der Wartung und Instandhaltung. Die Chefs der Rüstungsindustrie 
wiederum werfen der Armee vor, sie sei korrupt und habe unrealistische Erwartungen. In 
solchen Streitigkeiten schlägt Putin sich ungern auf eine Seite und versucht stattdessen, die 
Beziehungen neu auszutarieren und die Beteiligten mit Macht dazu zu bringen, dass sie 
produktiver zusammenarbeiten. 

Beloussows Nominierung hat ganz offenbar eine gewisse Logik, dürfte aber gleichwohl ein 
Experiment sein. 

Beloussow, der bis dahin für „technologische Souveränität“, Innovation und die 
Beaufsichtigung der Drohnenproduktion zuständig war, rückt nun in den Fokus. Von ihm 
weiß man, dass er nicht nur ein erfahrener Ökonom, sondern auch – ungewöhnlich für einen 
Wirtschaftstechnokraten – tief religiös ist. Zudem ist er bekannt für seinen Patriotismus 
(2014 war er einer der wenigen öffentlichen Figuren, die die Annexion der Krim sofort 
unterstützten) und seine Loyalität. Aus langjähriger Erfahrung weiß er, wie es ist, mit Putin  

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/putin-50-7401/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/putin-50-7401/
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zu arbeiten. Seine Nominierung hat ganz offenbar eine gewisse Logik, dürfte aber 
gleichwohl ein Experiment sein. Nun muss Beloussow unter Beweis stellen, dass er zu 
Recht nominiert wurde. 

Beloussows Beförderung als kometenhaften Aufstieg zu werten, wäre allerdings 
übertrieben. Sie ist nicht zwangsläufig ein Beweis, dass Putin ihm vertraut, sondern hat mit 
seiner Außenseiterrolle im bisherigen Kabinett zu tun. Er ist seit dem Großangriff auf die 
Ukraine 2022 nicht der erste Wirtschaftstechnokrat, der aufgestiegen ist: Dmitri Patruschew 
(Sohn des bisherigen Sekretärs des Sicherheitsrats) wurde Landwirtschaftsminister; 
Finanzminister Anton Siluanow verdankte seinen Aufstieg dem Exodus westlicher 
Unternehmen; und Handels- und Industrieminister Denis Manturow rückte zum 
stellvertretenden Ministerpräsidenten auf. Beloussow hingegen war bis jetzt eine Randfigur. 
Seine staatszentrierte Vorstellung von Wirtschaft passt eigentlich nicht zu dem in Russland 
eingeführten Kriegswirtschaftsmodell, das auf Krisenbekämpfung ausgerichtet ist. 

Dass die Wahl zum neuen Verteidigungsminister auf Beloussow fiel, gibt allerhand Rätsel 
auf. Er wird nicht dafür zuständig sein, die Wirtschaft mobilzumachen und zu militarisieren. 
Sich erfolgreich in die Bedürfnisse der Armee hineinzudenken, wird für ihn keine leichte 
Aufgabe, denn er bringt keine Militärerfahrung mit. Das Militär wird mit Skepsis registrieren, 
dass ein Wirtschaftsfachmann die Zuständigkeit für die Verteidigung übernimmt, und 
ablehnend reagieren, sobald er ihnen verstärkt auf die Finger schaut, sie kontrolliert und 
personelle Veränderungen vornimmt. Hinzu kommt Beloussows eher angespanntes 
Verhältnis zu den oft instinktiv liberal eingestellten Ministern, die in der Regierung für 
Wirtschaft und Finanzen zuständig sind. 

Klar ist: Putin will deutlich machen, dass er einen pragmatischeren und professionelleren, 
weniger korrupten Umgang mit den Bedürfnissen der Streitkräfte braucht. Doch sein Schritt 
ist ein Experiment ohne Erfolgsgarantie. 

Durch Schoigus Entlassung hat Putin sich allerdings selbst unter Zugzwang gesetzt. 

Besonders erstaunlich ist, dass Patruschew durch Schoigu ersetzt wird. Durch dessen 
Entlassung hat Putin sich allerdings selbst unter Zugzwang gesetzt. Hätte er Schoigu einen 
allzu nachrangigen neuen Job gegeben, wäre dies eine Demütigung gewesen und hätte die 
Kritik am scheidenden Minister so laut werden lassen, dass die Schwachpunkte der Armee 
in den Fokus gerückt wären – was es in Kriegszeiten zu vermeiden gilt. 

Entsprechend wichtig war ein ehrenvoller Abgang für Schoigu. Putin machte ihn nicht nur 
zum Sekretär des Sicherheitsrats, sondern auch zu seinem eigenen Stellvertreter in der 
Kommission für Rüstungsfragen (als Putins erster Stellvertreter fungiert in diesem Organ 
Ex-Präsident Dmitri Medwedew). Zugleich übernimmt Schoigu die Aufsicht über den 
Föderalen Dienst für militärtechnische Zusammenarbeit, der informell vom staatlichen 
Rüstungskonzern Rostech kontrolliert wird und inzwischen nicht mehr dem 
Verteidigungsministerium, sondern dem Präsidenten unterstellt ist. 

Dennoch ist klar, dass die Versetzung für Schoigu zweifellos eine Degradierung und keine 
Beförderung ist. Als Sekretär des Sicherheitsrats hat er weder großes administratives 
Gewicht noch eine üppige Personalausstattung und auch keine Exekutivbefugnisse. 
Gesetzesinitiativen kann er ebenfalls nicht auf den Weg bringen. Wie viel Einfluss ein 
Sicherheitsratschef entfaltet, hängt vom Amtsinhaber selbst ab. 

Unter Putin gab es zwei Sicherheitsratschefs, die großen Einfluss hatten: Sergej Iwanow, 
der das Amt von 1999 bis 2001 ausübte und anschließend Verteidigungsminister wurde,  
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und Nikolai Patruschew. Anders als bei Schoigu gab es zwischen Patruschew und Putin 
jedoch immer eine große Nähe, was an ihren ideologischen Übereinstimmungen und ihrer 
gemeinsamen Arbeit lag. Als früherer Chef des Inlandsgeheimdienstes FSB unterhält 
Patruschew nach wie vor enge Beziehungen zum Sicherheitsapparat. Zudem übernahm 
Patruschew für Putin wichtige diplomatische Missionen und war für das Regime sowohl 
ideologisch als auch außenpolitisch eine prägende Figur. 

In den zwei Jahren seit Beginn des Großangriffs auf die Ukraine ist Schoigu für Russlands 
Führungsriege regelrecht zum roten Tuch geworden. 

Schoigu hat keinen dieser Pluspunkte. Er gehörte im Grunde nie zu Putins engstem Umfeld 
und wurde zu keinem Zeitpunkt in Ideologiefragen eingebunden. Stattdessen hat er es 
geschafft, sich bei weiten Teilen der Elite unbeliebt zu machen, vor allem beim 
Sicherheitsapparat und den Armeegenerälen. In den zwei Jahren seit Beginn des 
Großangriffs auf die Ukraine ist Schoigu für Russlands Führungsriege regelrecht zum roten 
Tuch geworden. Dementsprechend wird er sich wohl nicht zu einem zweiten Patruschew 
entwickeln; und die Funktion als Sekretär des Sicherheitsrats ist für ihn kaum mehr als ein 
Versorgungsposten. Ähnlich erging es Dmitri Medwedew 2020, als Putin ihn aus dem Amt 
des Ministerpräsidenten entfernte. 

Patruschew indessen wurde von Putin zum Präsidentenberater ernannt. Er ist allerdings so 
altgedient, dass er beinahe gar keinen Posten braucht. Sein ideologischer Einfluss und 
seine wichtige außenpolitische Rolle sind garantiert und hängen nicht davon ab, welche 
Funktion er offiziell bekleidet. 

Alles in allem wirkt Putins Stühlerücken wie eine gezielte Optimierungsmaßnahme. Seine 
Entscheidungen lassen alle darauf schließen, dass er mit der derzeitigen 
Machtkonfiguration zufrieden ist und an der Regierungsmannschaft auch in Zukunft nur 
dann etwas ändern wird, wenn er will, dass sie effizienter arbeitet. An großen 
Veränderungen ist er nicht interessiert. 

Die englische Originalversion des Artikels erschien zuerst bei Carnegie Politika. 

Aus dem Englischen von Andreas Bredenfeld 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/experiment-ohne-erfolgsgarantie-
7510/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newsletter  
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04) Im Kreuzfeuer. Russland rekrutiert junge Nepalesen für den Krieg in der  
      Ukraine. Angehörige fordern ein Einschreiten von ihrer Regierung 
 
      Von Kamal Dev Bhattarai 
 

 
Kamal Dev Bhattarai, Kathmandu 
 
Kamal Dev Bhattarai ist ein in Kathmandu ansässiger Journalist und ist zurzeit 
Redaktionsassistent bei Annapurna Express. Er schreibt über geopolitische Themen mit 
Schwerpunkt auf der südasiatischen Region und der Außenpolitik Nepals 
 
 
08.05.2024   

 
Angehörige gedenken eines im Einsatz für die russische Armee in der Ukraine 
gestorbenen Nepalesen.-picture alliance / NurPhoto | Sanjit Pariyar    

Russland rekrutiert für seine Armee junge Nepalesen, ohne dass es entsprechende 
bilaterale Vereinbarungen gäbe, und informiert Nepals Regierung nicht einmal. Das sorgt in 
Kathmandu für große Aufregung. Bis zur zweiten Aprilwoche dieses Jahres starben mehr 
als 21 Nepalesen, Dutzende sitzen im fortdauernden russisch-ukrainischen Krieg fest, und 
rund 300 junge Erwachsene haben dauerhaft keinen Kontakt zu ihren Familienangehörigen. 
Fünf Nepalesen, die sich zurzeit in ukrainischer Gefangenschaft befinden, warten auf eine 
vorzeitige Rückführung in ihre Heimat. Wie viele Nepalesen zum jetzigen Zeitpunkt in der 
russischen Armee dienen, weiß die nepalesische Regierung nicht genau. Ein informelles 
Netzwerk von Familien, deren Angehörige für die russischen Armee angeworben wurden, 
erhebt die Daten. Nach einer aktuellen Schätzung sind rund 2 000 Familien betroffen. 

Fehlende Arbeitsplätze im eigenen Land, die Aussicht auf ein lukratives Einkommen und 
unzureichende Informationen über die Art der Tätigkeit dürften einige der Gründe sein, 
warum junge Nepalesen sich für einen dermaßen gefahrvollen Job entscheiden. Auch der  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/kamal-dev-bhattarai/
https://kathmandupost.com/national/2024/03/14/foreign-ministry-confirms-death-of-seven-more-nepalis-serving-in-russian-army
https://kathmandupost.com/national/2024/03/14/foreign-ministry-confirms-death-of-seven-more-nepalis-serving-in-russian-army
https://www.onlinekhabar.com/2024/04/1463306
https://nepalitimes.com/news/nepali-captured-in-ukraine
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Wunsch, sich schon nach kurzer Zeit Land, ein Haus und ein luxuriöses Leben leisten zu 
können, bringt viele dazu, jedes Risiko einzugehen, um an Geld zu kommen. Die 
Kombination aus dauerhafter politischer Instabilität und wirtschaftlicher Rezession, die 
Auswirkungen der Coronapandemie und der geringe Zustrom ausländischer Investitionen 
führen dazu, dass es in Nepal immer weniger Erwerbschancen gibt. Die Jugend sieht für 
sich in ihrer Heimat keine Zukunft mehr. Einer der Hauptgründe für diese Grundstimmung 
ist der Mangel an Arbeitsmöglichkeiten in Nepal. In letzter Zeit stieg die Zahl der 
nepalesischen Erwerbstätigen mit einer Bewilligung für eine Auslandsbeschäftigung. Auch 
die Zahl der Menschen, die sich auf Dauer außerhalb Nepals niederlassen wollen, nimmt 
zu. Im Fiskaljahr 2022/23 haben sich nach offiziellen Angaben der Regierung 70 915 
nepalesische Staatsangehörige entschieden, dauerhaft im Ausland zu leben. Täglich gehen 
mehr als 3 000 junge Menschen ins Ausland, um dort zu studieren oder zu arbeiten. 

Die meisten ungelernten und angelernten Arbeitsmigranten gehen in die Golfstaaten, wobei 
Saudi-Arabien, Katar, die Vereinigten Arabischen Emirate, Oman und Bahrain ganz oben 
auf der Wunschliste stehen. Viele junge Menschen reisen auch mit einem Studentenvisum 
nach Europa, in die USA, Großbritannien, Australien und andere Länder, weil sie dort in 
gewissem Umfang sowohl studieren als auch ein Einkommen erzielen können. Früher 
rekrutierten Indien und das Vereinigte Königreich im Rahmen bilateraler Vereinbarungen 
nepalesische Staatsangehörige für ihre Armee. Doch diese Länder sind dabei, ihre Quoten 
zu senken, sodass die jungen Nepalesen nach Alternativen suchen und sich der russischen 
Armee anschließen. 

Die Art und Weise, wie die Rekrutierungen vor sich gehen, lässt auf geheime Absprachen 
zwischen den Arbeitsagenturen schließen – mit verdeckter Unterstützung seitens russischer 
Stellen und nepalesischer Regierungsbehörden. In einer Zeit, in der junge Leute in Nepal 
verzweifelt nach Arbeit suchen, kommt Russland mit einem lukrativen Jobangebot auf sie 
zu. Viele Arbeitsvermittler, die nepalesische Arbeitskräfte entsenden, locken mit einem 
monatlichen Gehalt von 300 000 NPR (rund 2 000 Euro) und der russischen 
Staatsbürgerschaft für Ehepartner und Kinder nach einem Jahr ab Vertragsunterzeichnung. 
Um weitere ausländische Staatsangehörige anzulocken, unterzeichnete der russische 
Präsident Wladimir Putin im Januar dieses Jahres ein Dekret zur beschleunigten 
Einbürgerung von Ausländern, die sich in Russland zum Militärdienst melden. 

In Nepal oder selbst in anderen Industrieländern ein so hohes Einkommen zu erzielen, ist 
für die nepalesische Bevölkerung schlicht unmöglich. Viele junge Nepalesen lassen sich 
daher trotz der bestehenden Risiken dazu verleiten, einen solchen Job anzunehmen. Ein 
weiterer Köder der Arbeitsvermittler ist neben dem monatlichen Gehalt die Zusage einer 
lebenslangen Rente und einer dauerhaften Aufenthaltsgenehmigung. Nachdem bekannt 
wurde, dass viele junge Beschäftigte der nepalesischen Sicherheitsbehörden und der 
nepalesischen Armee ihren Job aufgaben, um sich der russischen Armee anzuschließen, 
nahm die nepalesische Regierung sich des Problems an – zumal einheimische Medien 
Meldungen über den Tod von nepalesischen Staatsangehörigen verbreitet und den Druck 
somit erhöht hatten. Die Berichte derjenigen, denen es gelang, aus dem Kriegsgebiet zu 
fliehen und nach Nepal zurückzukehren, lassen eindeutig darauf schließen, dass die jungen 
Nepalesen sich der Gefahren nicht bewusst sind, denen sie im Kriegsgebiet ausgesetzt 
sind. 

Nepal ersucht Russland, seine bereits in der dortigen Armee dienenden Bürger 
zurückzuschicken und ihre Verträge aufzuheben. Dem hält Russland entgegen, die 
Nepalesen wollten gar nicht zurück. 

 

https://myrepublica.nagariknetwork.com/news/rising-trend-increasing-numbers-of-nepali-youth-seek-foreign-work-opportunities/
https://theannapurnaexpress.com/story/47196/
https://theannapurnaexpress.com/story/47196/
https://myrepublica.nagariknetwork.com/news/about-3000-youths-go-abroad-every-day/
https://nepalitimes.com/here-now/nepalis-play-russian-roulette-in-distant-war
https://apnews.com/article/russia-putin-decree-citizenship-army-ukraine-93770fad165cc9388ec53bc71e4eb739
https://apnews.com/article/russia-putin-decree-citizenship-army-ukraine-93770fad165cc9388ec53bc71e4eb739
https://myrepublica.nagariknetwork.com/news/nepali-nationals-recruit-in-russian-army-face-fatal-consequences/
https://myrepublica.nagariknetwork.com/news/nepali-nationals-recruit-in-russian-army-face-fatal-consequences/
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Laut der einheimischen Berichterstattung sind die Todesfälle vor allem darauf 
zurückzuführen, dass die Nepalesen ohne entsprechende Ausbildung an der Kriegsfront 
eingesetzt werden. Viele von ihnen sterben, weil sie die Befehle der russischen 
Kommandeure nicht verstehen – die Sprache ist ein Kommunikationshindernis. 

Nepal versucht mit einer Reihe von Maßnahmen, die Rekrutierung seiner Staatsbürger für 
die russische Armee zu stoppen, und stellt zum Beispiel keine Arbeitserlaubnisse mehr für 
die Ausreise nach Russland aus. Um den Reiseverkehr nach Russland einzuschränken, hat 
die Regierung eine neue Bestimmung eingeführt, nach der bei Flügen von Indien und den 
Golfstaaten nach Russland – die Routen werden oft von jungen Menschen genutzt – eine 
gesonderte Einreisegenehmigung vorgelegt werden muss. Seit Inkrafttreten dieser 
Bestimmungen ist die Zahl der jungen Nepalesen, die sich der russischen Armee 
anschließen, nach Behördenangaben zwar erheblich zurückgegangen, aber nicht auf Null. 
Die diplomatischen Bemühungen Nepals, dieses Problem zu lösen, bleiben wirkungslos. 

Nepal hat Russland mehrfach aufgefordert, die Anwerbung nepalesischer 
Staatsangehöriger einzustellen, doch trotz regelmäßiger Proteste vor der russischen 
Botschaft in Kathmandu hat sich Moskau nicht öffentlich zu diesem Schritt verpflichtet. Auch 
in der Frage der Entschädigung der Familienangehörigen und der Rückführung der Leichen 
gibt es keinerlei Fortschritte. Nepal ersucht Russland, seine bereits in der dortigen Armee 
dienenden Bürger zurückzuschicken und ihre Verträge aufzulösen, aber Russland hält 
entgegen, die Nepalesen wollten gar nicht zurück. Entkommen konnten der russischen 
Armee nur wenige. Russland arbeitet weiterhin mit der nepalesischen Regierung 
zusammen, um sie zu besänftigen. Mitten im Krieg hat Russland neue Vorschläge zur 
Zusammenarbeit unterbreitet – offenbar mit dem Ziel, die Öffentlichkeit von den 
Rekrutierungen abzulenken. Der Präsident der Nationalversammlung, Ganesh Prasad 
Timalsina, reiste zu einem Besuch nach Russland, und auch darüber hinaus befinden sich 
beide Länder im Austausch. Moskau hat dem nepalesischen Außenministerium ein Angebot 
zur Intensivierung der Zusammenarbeit unterbreitet. Bislang sind diesem Vorschlag jedoch 
noch keine Taten gefolgt. 

Die amtierende Regierung sympathisiert offenbar mit Russland und betont dessen legitime 
Sicherheitsinteressen. Deshalb ist nicht zu erwarten, dass sie den Druck auf Russland 
aufrechterhalten wird. 

Nepal liegt zwischen Indien und China. Es stimmte für die Resolution des UN-
Sicherheitsrats zur Verurteilung der russischen Invasion. Sowohl China als auch Indien, die 
bei der Abstimmung nicht anwesend waren, setzen ihre regulären Geschäftsbeziehungen 
mit Russland fort. Dass Nepal einerseits seine Bürger zum Dienst in der russischen Armee 
entsendet und andererseits die Invasion verurteilt, ist ein Widerspruch. Die neue Regierung 
in Kathmandu, der überwiegend kommunistische Parteien angehören, verfolgt mit Blick auf 
den Krieg zwischen Russland und der Ukraine einen wohl etwas anderen Kurs, und es ist 
durchaus möglich, dass dieser Kurs nicht die Ergebnisse liefert, die ein Großteil der 
nepalesischen Bevölkerung erwartet. 

Die amtierende Regierung sympathisiert offenbar mit Russland und betont dessen legitime 
Sicherheitsinteressen. Deshalb ist nicht zu erwarten, dass sie den Druck auf Russland 
aufrechterhalten wird. Entsprechend gering sind die Aussichten auf eine baldige Lösung. 
Wenn es der Regierung jedoch nicht gelingt, das Problem so schnell wie möglich zu lösen, 
könnte dies zu sozialen Unruhen führen. Denn die Familienangehörigen mobilisieren 
inzwischen immer mehr ihre Kräfte, um auf die Straße zu gehen. Auf lange Sicht gibt es aus 
der jetzigen Situation nur einen Ausweg: In Nepal müssen Arbeitsplätze geschaffen werden. 

https://thewire.in/world/nepali-men-in-russia-tricked-into-ukraine-frontline-deployment-appeal-to-india-for-help
https://ekantipur.com/en/news/2024/03/07/no-objection-letter-is-mandatory-when-going-to-russia-prime-minister-dahal-00-31.html
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Aus dem Englischen von Christine Hardung 

https://www.ipg-journal.de/regionen/asien/artikel/im-kreuzfeuer-
7489/?utm_campaign=de_40_20240508&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.ipg-journal.de/regionen/asien/artikel/im-kreuzfeuer-7489/?utm_campaign=de_40_20240508&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/asien/artikel/im-kreuzfeuer-7489/?utm_campaign=de_40_20240508&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/asien/artikel/im-kreuzfeuer-7489/?utm_campaign=de_40_20240508&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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05) Im Osten nichts Neues. Sowjetnostalgie und antiwestliche Stimmungs-  
      mache: Putin setzt unbeirrbar auf alte Grundpfeiler russischer Politik.  
      Europa muss sich warm anziehen 
 

       Von Cord Jakobeit & Dmytro Mykhailychenko 
 

 
Cord Jakobeit, Hamburg 

Cord Jakobeit ist Professor für Politikwissenschaft an der Universität Hamburg. Er arbeitet 
zusammen mit Dmytro Mykhailychenko am Hamburg Institute of Advanced Study (HIAS) 
zur russischen Außenpolitik 
 

 
Dmytro Mykhailychenko, Hamburg / Kharkiv 

Dmytro Mykhailychenko ist Associate Professor für Internationale Beziehungen und 
Politikwissenschaft an der Simon Kuznets National Economic University in Kharkiv, 
Ukraine. Er arbeitet zusammen mit Cord Jakobeit am Hamburg Institute of Advanced 
Study (HIAS) zur russischen Außenpolitik 

 
 
02.05.2024 |  

 
Marina Lystseva Kontinuität der russischen Außenpolitik: Putin träumt vom einstigen 
Imperium.-  picture alliance / Reuters  
 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/cord-jakobeit/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/dmytro-mykhailychenko/
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Nach monatelangen Verzögerungen haben die beiden Häuser des US-Kongresses endlich 
die neue Militärhilfe für die Ukraine verabschiedet. Während dies für Kiew einen dringend 
benötigten Rettungsring und neue moralische Motivation bedeutet, zeigte sich Moskau 
vorhersehbar unbeeindruckt. Man berief sich implizit auf den angeblichen Vorteil auf dem 
Schlachtfeld: kein Waffenstillstand, keine Teilnahme an der geplanten Friedenskonferenz in 
der Schweiz und kein Abrücken von der Zielsetzung, die Ukraine vollständig in die russische 
Einflusssphäre zurückzuholen. 

Was wünschen sich Wladimir Putin und seine Landsleute, die ihn bei den letzten 
Präsidentschaftswahlen unterstützt haben, langfristig wirklich? Und welche Art von Frieden 
oder Friedensgesprächen kann mit Russland erreicht werden? 

Der Verlauf der russischen Präsidentschaftswahlen im März war das Gegenteil von frei und 
fair. An der Wiederwahl Putins gab es nie einen Zweifel. In einem autoritären System, das 
sich immer mehr einer totalitären Diktatur annähert, hat weder die Opposition – wenn es 
denn eine gibt – eine echte Chance, noch ist den endgültigen Wahlergebnissen zu trauen. 
Dennoch sollte man sich davor hüten, sie nur als „Farce“ oder „Täuschung“ zu bezeichnen. 
Putin hat bekommen, was er wollte: Die Botschaft an das interne und externe Publikum, 
dass die überwältigende Mehrheit der russischen Wählerinnen und Wähler seine Politik 
unterstützt, insbesondere die „militärische Spezialoperation“ in der Ukraine. Sein Umgang 
mit dem Terroranschlag nahe Moskau Ende März zeigte denselben Ansatz. Ungeachtet der 
westlichen Warnungen und der überwältigenden Beweise für die Urheberschaft einer 
Terrorgruppe des Islamischen Staates nutzte das Regime auch diese Gelegenheit, mit dem 
Finger auf Kiew zu zeigen. 

Es wäre ein Fehler zu glauben, dass Putins Macht ausschließlich auf autoritären Mitteln, 
medialer Gehirnwäsche, polizeilicher Repression und politischem Mord beruht. 

In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat Putin das System der persönlichen Macht 
systematisch gestärkt, die Kontrolle über die Massenmedien in seinen Händen konzentriert 
und seine einflussreichsten Konkurrenten ausgeschaltet. Die Lebenserwartung von 
Verrätern und offenkundigen Gegnern, ob vermeintlich oder tatsächlich, ist sehr kurz 
geworden. Wenn von der Opposition in Russland die Rede ist, beziehen sich Beobachter in 
der Regel auf ihre liberalen und demokratischen Teile. Putin sieht sich jedoch mit einer 
anderen Art von interner Opposition konfrontiert, die seine Außenpolitik nicht aggressiv oder 
entschlossen genug findet und der Meinung ist, dass Russland zu viel Demokratie und 
Freiheit für redselige Liberale und versteckte Verräterinnen und Verräter bereithält. Es wäre 
ein Fehler zu glauben, dass Putins Macht ausschließlich auf autoritären Mitteln, medialer 
Gehirnwäsche, polizeilicher Repression und politischem Mord beruht. Die wahre Logik des 
russischen Autoritarismus liegt nicht so sehr in der Repression als vielmehr in der 
geschickten Aufrechterhaltung eines gewissen gesellschaftlichen Konsenses. 

Die russische Gesellschaft will weder eine Rückkehr zu den Schrecken der 
kommunistischen Revolution von 1917 noch zum Chaos und zu den Reformen der „wilden 
1990er“. Darin sind sich sowohl regierungsnahe Geschäftsleute und Beamte, die eine 
Enteignung fürchten, als auch die Masse der Bevölkerung mit Putin-freundlichen 
Einstellungen einig. Putin teilt seine besondere Weltanschauung mit der unterstützenden 
Mehrheit der heutigen russischen Gesellschaft. Insgesamt sind es drei eng miteinander 
verflochtene Hauptnarrative: Sowjetnostalgie, Revisionismus und antiwestliche 
Stimmungsmache. 

 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/putin-50-7401/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/die-rueckkehr-des-terrors-7420/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/die-rueckkehr-des-terrors-7420/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/rolle-rueckwaerts-7355/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/rolle-rueckwaerts-7355/
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Seit Ende der 1990er Jahre dominiert in der russischen Gesellschaft die Sehnsucht nach 
den glorreichen Sowjetzeiten und der „großen sowjetischen Zivilisation“. Bei dieser 
Stimmung geht es nicht um die Sehnsucht nach den sozialen Vorteilen des entwickelten 
Sozialismus. Begünstigt durch den Öl- und Gas-Boom leben die Russinnen und Russen 
heute deutlich besser als je zuvor. Die zahlreichen Fernsehserien über die geschönte 
sowjetische Vergangenheit erinnern sie nicht an Warteschlangen für Wurst oder an leere 
Regale. Stattdessen wird die UdSSR im russischen Fernsehen vor allem als eine weltweit 
respektierte und gefürchtete Großmacht dargestellt. Der Rekurs auf den „Großen 
Vaterländischen Krieg“ mit dem Sieg über den Faschismus wird nicht nur an jedem 9. Mai 
betont. Dagegen löst der Verlust des sowjetischen Großmachtstatus – in Putins Worten „die 
größte geopolitische Katastrophe des 20. Jahrhunderts“ – bei der Pro-Putin-Mehrheit fast 
körperliches Unbehagen aus. 

Selbst nach drei Jahrzehnten ist die russische Gesellschaft nicht bereit, das 
Selbstbestimmungsrecht anderer und die Souveränitätsansprüche postsowjetischer 
Staaten zu akzeptieren. 

Die imperialistische territoriale Expansion, die seit der vorsowjetischen Zeit tief in der 
russischen Kultur verwurzelt ist, wird als eindeutiger Wert angesehen, der Verlust von 
Territorien dagegen als nationale Katastrophe. Selbst nach drei Jahrzehnten ist die 
russische Gesellschaft nicht bereit, das Selbstbestimmungsrecht anderer und die 
Souveränitätsansprüche postsowjetischer Staaten zu akzeptieren. Das Konzept der 
Wiedervereinigung ehemaliger sowjetischer Gebiete unter den Fittichen Russlands stößt 
auf breite nationale Zustimmung. Zudem bezieht sich dieser Revisionismus nicht nur auf die 
europäische Ordnung nach 1991, sondern auch auf die Errungenschaften der 
Entspannungspolitik und auf die nach 1945 geschaffene internationale Ordnung. 

Wenn Russland durch Putin und seine Anhänger fordert, dass die NATO die Ukraine nicht 
aufnehmen und die Grenzen des Bündnisses wieder nach Westen verschieben solle, wie 
soll man diese Forderung verstehen? Hat Putin wirklich Angst vor einem sofortigen Angriff 
der NATO? Ist Nähe eine militärische Bedrohung? Warum protestiert Russland dann nicht 
noch stärker gegen die NATO-Mitgliedschaft Finnlands und Schwedens? Hier liegt die 
eigentliche Sorge Russlands: Die Mitgliedschaft der Ukraine und der osteuropäischen 
Länder in der NATO macht es unmöglich, sich diese Länder gewaltsam einzuverleiben und 
die gewünschte „Einflusssphäre“ wiederaufzubauen. 

Lange vor Putin hat Russland seine Identität in Opposition zum Westen aufgebaut. 

All dies ist durchdrungen von tief verwurzelten antiwestlichen Motiven in der russischen 
Kultur, die an die offiziellen Doktrinen der Zarenzeit, die Debatte zwischen Westlern und 
Slawophilen im 19. Jahrhundert, anknüpfen. Der Satz über den „verfaulten Westen“, der 
Russland mit seinen giftigen Ausdünstungen infiltriere, wurde erstmals 1841 geäußert und 
verkörpert ein dauerhaftes Narrativ. Lange vor Putin hat Russland seine Identität in 
Opposition zum Westen aufgebaut und einen kulturellen und politischen Mythos konstruiert, 
in dem der Westen fast alle moralischen Übel verkörpert, im krassen Gegensatz zu 
Russlands dargestellter Spiritualität, Solidarität und Reinheit. Aus dieser Perspektive erhält 
Putins Krieg eine existenzielle Dimension. 

Es wäre eine grobe Vereinfachung zu glauben, dass Putin diese Gefühle zynisch ausnutze, 
um seine Macht zu festigen. Im Gegenteil, er teilt diese Gefühle aufrichtig. Auf dieser Welle 
reitend, kombiniert Putin technokratisch effektives Wirtschaftsmanagement, autoritäre 
Macht und sowjetische Rhetorik. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/die-schuld-klebt-an-einer-bestimmten-person-5960/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/die-schuld-klebt-an-einer-bestimmten-person-5960/
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Man kann nicht behaupten, dass diese Situation für Russland etwas Neues sei. Russische 
Oppositionskommentatoren vergleichen Putin ganz offen mit einer anderen, ähnlichen 
historischen Figur – mit Zar Nikolaus I. In der Tat gibt es zu viele Ähnlichkeiten zwischen 
diesen historisch weit entfernten Episoden: erstickende Verfolgung, Ausnutzung 
militärischer Siege und ideologische Konfrontation mit Europa. Das autoritäre System von 
Nikolaus I., das unzerstörbar schien, zerfiel jedoch nach der Niederlage Russlands im 
Krimkrieg (1853–1856), in dem die geopolitischen Ambitionen des Zaren mit der geeinten 
Haltung der europäischen Länder kollidierten. 

Die tiefe Verankerung der drei zentralen Narrative in der russischen Außenpolitik legt nahe, 
dass der Eroberungs- und Abnutzungskrieg weitergehen wird. 

Im Angesicht der Niederlage änderte Russland seinen politischen Kurs drastisch, und es 
folgten für das Land liberale Reformen, die in Tiefe und Umfang beispiellos waren. Die 
Niederlage im Russisch-Japanischen Krieg 1904/1905 zwang Nikolaus II. dazu, politische 
Freiheiten zu gewähren und zu einer parlamentarischen Regierung überzugehen. Der 
äußerst erfolglose Krieg in Afghanistan in den 1980er Jahren erleichterte Michail 
Gorbatschows Übergang zu einem neuen politischen Denken, zu Glasnost und Perestroika. 
Wie es in der russischen Geschichtsschreibung üblich geworden ist, offenbarten diese 
militärischen Niederlagen die „Fäulnis des Regimes“. Sie weckten auch den Wunsch nach 
Reformen, sowohl in der Elite als auch in der breiten Masse. 

Was heißt das für die aktuelle Situation und für die Perspektiven in der Ukraine? So wichtig 
die Offenheit für Friedenssignale und Verhandlungsbereitschaft sein mögen, legt die tiefe 
Verankerung der drei zentralen Narrative in der russischen Außenpolitik nahe, dass der 
Eroberungs- und Abnutzungskrieg weitergehen wird. Wenn es nicht gelingt, Russland von 
seinen Macht- und Territorialansprüchen in der Ukraine abzubringen, muss sich Europa auf 
anhaltenden Druck einstellen, dessen Ziele Putin seit Langem skizziert hat: die 
Wiederherstellung der Grenzen der UdSSR und des sowjetischen Einflussbereichs auf dem 
Kontinent. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/im-osten-nichts-neues-1-
7481/?utm_campaign=de_40_20240503&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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G e o r g i e n (Seiten E 141 bis E 144) 

 
01) Schwieriger Balanceakt. Das Gesetz gegen ausländische Einflussnahme  
      in Georgien bietet Anlass zur Sorge. Allerdings sollte sich der Westen aus  
      den Protesten heraushalten 

      Von Artin DerSimonian & Anatol Lieven 

 
Artin DerSimonian 
Artin DerSimonian ist Junior Research Fellow im Eurasia-Programm des Quincy Institute 
for Responsible Statecraft in Washington, DC. Zuvor erwarb er 2022 einen Master in 
Russischen, Osteuropäischen und Eurasischen Studien an der University of Glasgow. 

 

 
Anatol Lieven, Washington, DC 
Anatol Lieven ist Senior Research Fellow für Russland und Europa am Quincy Institute for 
Responsible Statecraft in Washington, DC. Zuvor war er Professor an der Georgetown 
University in Katar und Visiting Professor am Department of War Studies des King's 
College in London. 
 
17.05.2024  

 
Proteste gegen das umstrittene Gesetz gegen ausländische Einflussnahme 
in Georgiens Hauptstadt.- picture alliance / Anadolu | Davit Kachkachishvili   

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/artin-dersimonian/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/anatol-lieven/
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In Georgien halten die Massenproteste an. Zehntausende gehen weiterhin gegen ein von 
der Regierung vorgeschlagenes Gesetz über „ausländische Einflussnahme“ auf die Straße. 
Dadurch hat sich die angespannte Lage in der ohnehin schon polarisierten georgischen 
Gesellschaft weiter verschärft. Der Gesetzentwurf wurde am Dienstag nach Tumulten 
verabschiedet, bei denen es sogar zu Handgreiflichkeiten zwischen Gesetzgebern im 
Parlament kam. 

Das Gesetz sieht vor, dass sich Nichtregierungsorganisationen, Medienorganisationen und 
Gewerkschaften, die mehr als 20 Prozent ihrer Einnahmen aus ausländischen Quellen 
beziehen, als „Organisationen, die den Interessen einer ausländischen Macht dienen“, 
registrieren lassen müssen. Das georgische Justizministerium soll diese Organisationen 
dann überwachen. 

Aus den USA meldete sich der nationale Sicherheitsberater Jake Sullivan zu Wort und 
erklärte am Samstag auf X, die Proteste der vergangenen Woche hätten die Haltung der 
georgischen Bevölkerung deutlich gezeigt: „Unbeeindruckt von Einschüchterungstaktiken 
haben heute zehntausende friedliche Demonstranten im regnerischen Tiflis gefordert, dass 
der Georgische Traum das Gesetz zurückzieht.“ 

Das georgische Parlament hatte im vergangenen Jahr bereits einen fast identischen 
Gesetzentwurf eingebracht, ihn aber unter nationalem und internationalem Druck 
zurückgezogen. Die Regierungspartei, der Georgische Traum, betonte damals jedoch, dass 
dieser Rückzug nur vorübergehend sei. Viele der georgischen 
Nichtregierungsorganisationen erhalten den Hauptteil ihrer finanziellen Unterstützung aus 
westlichen Zuschüssen (oft von Organisationen, die direkt oder indirekt von der 
Europäischen Union, den USA und anderen westlichen Staaten finanziert werden). Obwohl 
diese offiziell unpolitisch sind, gehören viele der Organisationen der politischen Opposition 
an. Dies erklärt natürlich den Wunsch der Regierung, deren Einfluss zu begrenzen. 

Das Gesetz und die anhaltenden Proteste sind Teil des sich verschärfenden Kalten Krieges 
zwischen Russland und dem Westen. 

Das Gesetz und die anhaltenden Proteste sind Teil des sich verschärfenden Kalten Krieges 
zwischen Russland und dem Westen sowie der zunehmend prekären Stellung Georgiens in 
diesem Konflikt. Einerseits strebt die georgische Regierung, die seit zwölf Jahren an der 
Macht ist, aktiv die Mitgliedschaft in der EU und etwas weniger entschlossen auch in der 
NATO an. Im Dezember 2023 gewährte die EU Georgien den Status eines 
Beitrittskandidaten. Eine große Mehrheit der georgischen Bevölkerung befürwortet die 
Integration in die EU sowie, in geringerem Maße, in die NATO. Diese beiden Ziele sind so 
auch in der 2018 überarbeiteten Verfassung des Landes verankert. Die Regierung hat 
außerdem die russische Invasion in der Ukraine verurteilt und humanitäre Hilfe für die 
ukrainische Bevölkerung bereitgestellt. 

Dennoch behauptet die Opposition, die Regierung sei kaum mehr als eine Handlangerin 
Moskaus, die sich heimlich gegen den westlichen Weg Georgiens stelle. Die Opposition 
bezeichnet den Gesetzentwurf als „russisches Gesetz“, und die Präsidentin Georgiens 
Salome Surabischwili – eine in Frankreich geborene frühere Verbündete der Regierung, die 
jetzt auf der Seite der Opposition steht – beschuldigt die Regierung, „unseren Weg (nach 
Europa) und unsere Zukunft zu sabotieren“. 

Die georgische Regierung sowie viele Georgierinnen und Georgier erinnern sich jedoch 
noch lebhaft an den georgisch-russischen Krieg von 2008, als eine Schlacht um das 
separatistische Gebiet Südossetien zu einer vernichtenden Niederlage Georgiens führte.  

https://www.aljazeera.com/news/2024/5/14/georgias-lawmakers-brawl-as-controversial-foreign-agent-bill-set-to-pass
https://www.aljazeera.com/news/2024/5/14/georgias-lawmakers-brawl-as-controversial-foreign-agent-bill-set-to-pass
https://twitter.com/JakeSullivan46/status/1789454211245072765
https://responsiblestatecraft.org/2023/03/09/ukraine-war-unleashed-similar-west-russia-divide-in-georgia/
https://responsiblestatecraft.org/2023/03/09/ukraine-war-unleashed-similar-west-russia-divide-in-georgia/
https://www.ndi.org/sites/default/files/NDI%20Georgia_GGF%20poll_October_2023_Eng_VF.pdf
https://www.ndi.org/sites/default/files/NDI%20Georgia_GGF%20poll_October_2023_Eng_VF.pdf
https://www.reuters.com/world/europe/georgias-ruling-party-says-its-reintroducing-draft-law-foreign-agents-2024-04-03/
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Man erinnert sich auch daran, dass sich die USA trotz überschwänglicher Freundschafts-, 
Unterstützungs- und Partnerschaftsbekundungen weigerten, zur Rettung Georgiens 
einzugreifen. Die Regierung ist daher seitdem entschlossen, einen neuen Konflikt mit 
Russland zu vermeiden. Aus diesem Grund fordern die Oppositionsmitglieder auch nicht, 
dass Georgien in den Krieg gegen Russland eintritt, obwohl sie die Regierung beschuldigen, 
sich auf die Seite des Kremls zu stellen. Dies scheint auch die Haltung der meisten 
Georgierinnen und Georgier widerzuspiegeln, die einen neuen Konflikt zutiefst ablehnen. 

Georgien hat sich dem Großteil der westlichen Sanktionen gegen Moskau nicht 
angeschlossen und profitiert daher in hohem Maße von einer Zunahme des Handels mit 
Russland. Tiflis bemüht sich zudem, seine wirtschaftlichen Möglichkeiten über das 
weitgehend binäre West-Russland-Format hinaus zu erweitern, indem es seine Handels- 
und Investitionsbeziehungen mit der Türkei ausbaut und 2023 sogar eine neue strategische 
Partnerschaft mit Peking einging. 

Es überrascht nicht, dass westliche NGOs und Regierungen das Gesetz scharf kritisieren. 

In der Zwischenzeit hat die georgische Regierung, ähnlich wie populistische Parteien in 
Europa und Nordamerika, die Feindseligkeit konservativer Teile der georgischen 
Gesellschaft gegenüber der kulturellen Agenda der EU, insbesondere in Bezug auf LGBTQ-
Themen, kanalisiert. 

Im Jahr 2012 erklärte der Milliardär Bidzina Iwanischwili – der ursprünglich die Koalition 
zwischen dem Georgischen Traum und dem Demokratischen Georgien zum Sieg geführt 
hatte und seither als Geldgeber und graue Eminenz der Partei fungiert –, dass die Partei 
die Rhetorik des Kalten Krieges gegen Russland aufgeben und gleichzeitig die wahren 
Ursachen der explosiven Situation in der Region besser bekämpfen werde. Iwanischwili, der 
sein Vermögen in den 1990er Jahren in Russland gemacht hat, bevor er es in den Westen 
und nach Georgien transferierte, betonte die Verpflichtung des Georgischen Traums, „ein 
integraler Bestandteil der europäischen und atlantischen Institutionen zu werden“, 
unterstrich aber auch die Notwendigkeit, „die Möglichkeiten Georgiens realistisch 
einzuschätzen“ und „das Säbelrasseln“ gegenüber Russland einzustellen. Diese Ziele 
haben die Politik der Partei bis heute geprägt. 

Es überrascht nicht, dass westliche NGOs und Regierungen das Gesetz scharf kritisieren, 
da es ihrer Meinung nach mit Georgiens europäischem Weg unvereinbar sei und sowohl 
von wachsendem Autoritarismus als auch von Moskaus Einfluss zeuge. Als Reaktion darauf 
hat wiederum der Georgische Traum die Einmischung des Westens scharf kritisiert (zu 
Recht oder zu Unrecht), die seiner Ansicht nach darauf abzielt, die georgische Opposition 
zu unterstützen, um die Regierung durch Proteste zu stürzen. 

Iwanischwili beschuldigte eine „globale Kriegspartei“, die Georgier als „Kanonenfutter“ 
benutzen zu wollen, um sie in einen katastrophalen neuen Konflikt mit Moskau 
hineinzuziehen: „Die Finanzierung von NGOs, die sich als Hilfe für uns ausgibt, dient in 
Wirklichkeit dazu, (ausländische) Geheimdienste zu stärken und an die Macht zu bringen.“ 

Georgien wurde nach seiner Unabhängigkeit von der Sowjetunion immer wieder von 
Unruhen heimgesucht. 

In dieser angespannten Lage sollte jeder, der Georgien auf dem Weg in die EU Erfolg 
wünscht, ein Interesse am Abbau der derzeitigen Spannungen haben. Der Westen kritisiert 
das bereits verabschiedete Gesetz zwar zu Recht. Dennoch sollten wir uns auch vor Augen 
führen, dass die meisten unserer Bürgerinnen und Bürger es für absolut untragbar hielten,  

https://eurasianet.org/georgia-says-it-wont-join-international-sanctions-against-russia
https://eurasianet.org/georgia-says-it-wont-join-international-sanctions-against-russia
https://carnegieendowment.org/russia-eurasia/politika/2023/08/whats-behind-chinas-strategic-partnership-with-georgia?lang=en
https://carnegieendowment.org/russia-eurasia/politika/2023/08/whats-behind-chinas-strategic-partnership-with-georgia?lang=en
https://www.wsj.com/articles/SB10000872396390443687504577562820249636592
https://www.euractiv.com/section/enlargement/news/georgias-ivanishvili-lashes-out-at-west-amid-foreign-agent-bill-crisis/
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wenn ausländische Institutionen, insbesondere solche, die mit ausländischen Staaten 
verbunden sind, die Hauptrolle bei der Finanzierung de facto politischer Gruppen 
hierzulande spielen würden. 

Westliche Regierungen und Nichtregierungsorganisationen sollten sich davor hüten, die 
Verurteilung des Gesetzes und die Sympathie für die Proteste zu einer Unterstützung von 
Bestrebungen auszuweiten, die auf den Sturz der gewählten georgischen Regierung 
abzielen. Eine solche Strategie würde das Engagement des Westens für die Demokratie 
verraten und jede Regierung in der Welt, die sich westlicher Kritik ausgesetzt sieht, dazu 
ermutigen, zunehmend autoritäre Mittel zur Unterdrückung abweichender Meinungen 
einzusetzen. 

Im Oktober stehen in Georgien Wahlen an und der Westen sollte natürlich alles tun, um 
sicherzustellen, dass sie frei und fair sind. Wir dürfen nicht vergessen, dass sich Georgien 
in einer prekären Lage befindet – sowohl in sicherheitspolitischer als auch in wirtschaftlicher 
Hinsicht – und dass es nur klug ist, bei seinen Annäherungen an Russland Vorsicht walten 
zu lassen, ein Land, welches sich in der unmittelbaren Nachbarschaft befindet, während die 
EU und die USA weit weg sind. Wir sollten uns auch in Erinnerung rufen, dass der einzige 
legitime Weg, eine gewählte Regierung abzusetzen, über Wahlen führt. Daher sollten wir 
versuchen sicherzustellen, dass eine Mehrheit der Georgierinnen und Georgier im Oktober 
die Möglichkeit hat, ihre Meinung – nicht unsere – über ihre Regierung zum Ausdruck zu 
bringen. 

Georgien wurde nach seiner Unabhängigkeit von der Sowjetunion immer wieder von 
Unruhen heimgesucht, die in den 1990er Jahren sogar in einen Bürgerkrieg ausarteten. 
Dies hat Georgien auf seinem Weg nach Europa nicht geholfen – und würde es auch ein 
wiederholtes Mal nicht tun. 

Die englische Originalversion des Artikels erschien zuerst bei Responsible Statecraft. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/schwieriger-
balanceakt-
7509/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://responsiblestatecraft.org/georgia-protests/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/schwieriger-balanceakt-7509/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/schwieriger-balanceakt-7509/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/schwieriger-balanceakt-7509/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/schwieriger-balanceakt-7509/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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E. k) Süd- und Westeuropa                                            Seiten E 146 – E 149  
 

F r a n k r e i c h (Seiten E 146 bis E 149) 

 
01) Glücksmann. In Frankreich führt der Spitzenkandidat die Sozialisten zu  
      neuen Höhenflügen. Doch die Europawahl könnte auch Le Pen einen  
      gewaltigen Schub geben 

      Von Adrienne Woltersdorf 

 
Adrienne Woltersdorf, Paris 
Adrienne Woltersdorf leitet das Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung in Paris. Sie war Leiterin 
der Stabsstelle Kommunikation der FES und des Büros für Regionale Kooperation in 
Asien mit Sitz in Singapur sowie des FES-Büros in Afghanistan. Vorher hatte sie acht 
Jahre lang für die taz aus Washington und Berlin berichtet. 
 
17.05.2024   

 
Kann er sogar die Macron-Partei einholen? Raphael Glucksmann ist in Frankreich die 
Überraschung des EU-Wahlkampfes.- picture alliance / Le Tellec Stephane/ABACA  

Wann hat es das zuletzt gegeben? „Phänomenal“ und „unglaublich“ – Worte, die 
gegenwärtig den Umfragen-Höhenflug des Spitzenkandidaten der französischen Sozialisten 
im Europawahlkampf beschreiben. Raphael Glucksmann ist die Überraschung des EU-
Wahlkampfes schlechthin. Ein Außenseiter, der die einst mächtige, 2017 unter Francois 
Hollande brutal abgestürzte Parti Socialiste wieder träumen lässt. 

Was ist passiert? Auch im Lager des französischen Präsidenten Emanuel Macron kratzt 
man sich die Köpfe. Woche für Woche robbt sich Glucksmann in den Umfragen an die  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/adrienne-woltersdorf/
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Kandidatin des Präsidentenlagers, die Abgeordnete des Europaparlaments Valérie Hayer, 
heran. Wie zwei kommunizierende Röhren: Der Gewinn des einen ist der Verlust der 
anderen. 

Während Demoskopen Glucksmann noch im Februar zwischen neun und zehn Prozent 
sahen, galten rund 20 Prozent plus für Hayer zunächst als sicher. Seitdem fällt Macrons 
Kandidatin Schritt für Schritt zurück. Ende Februar knapp 17 Prozent, Anfang Mai wurde sie 
von Harris interactive nur noch bei 15 Prozent gesehen. Glucksmann steigt unterdessen 
stetig in der Wählergunst auf und liegt nun mit 14,5 Prozent beinahe gleichauf. 

Die Europawahlen könnten für die zerstrittene französische Linke durchaus Weichen 
stellen. Brice Teinturier, stellvertretender Generaldirektor des Marktforschungsinstituts 
Ipsos, ist sich sicher, dass „sich in der Linken etwas tut“. Die guten Umfragewerte für die 
Liste PS-PP – die die Sozialistische Partei (PS) und Glucksmanns eigene Bewegung Place 
publique (PP) vereint – zeigten, dass „die sozialdemokratische Sensibilität nicht 
verschwunden ist“, so der Meinungsforscher. 

In der Parti Socialiste kann man das Glück kaum fassen, dass es tatsächlich gelingt, 
verlorene Wähler zurückzuholen. 

In der Parti Socialiste kann man das Glück kaum fassen, dass es tatsächlich gelingt, 
verlorene Wähler zurückzuholen. Auf der einen Seite sind dies vom linken Volkstribun Jean-
Luc Mélenchon und seiner Ultraradikalisierung Verprellte. Auf der anderen Seite von 
Macrons Rechtsdrall empörte Wählerinnen und Wähler. Die effiziente Kampagne 
Glucksmanns – der übrigens kein Mitglied der PS ist – sägt gegenwärtig vor allem an 
Mélenchons Führungsanspruch innerhalb der kurzlebigen linken Allianz, der Nouvelle Union 
populaire écologique et sociale (Nupes). In dieser war die PS hinter der linken La France 
insoumise (LFI) von Mélenchon und den Grünen sogar auf den dritten Platz verwiesen 
worden. Und nun diese Wende. LFI, ursprünglich auf rund zehn Prozent geschätzt, ist 
seither abgestürzt und liegt nur noch bei knapp über sieben Prozent. Die Grünen, Europe 
Ecologie-Les Verts (EELV), dümpeln bei unter sechs Prozent.    

Für die Linke wird am Tag nach der Wahl eine Schlacht um die Deutungshoheit der 
Ergebnisse einsetzen. Die Kritiker des PS-Parteichefs Olivier Faure werden vermutlich die 
Wiederauferstehung der sozialdemokratischen Linken feiern und sich darin bestätigt sehen, 
dass Nupes Gift für die PS sei. Andere werden versuchen, eine Neuauflage der Nupes unter 
PS-Führung zu entwerfen. Bei LFI behauptet man trotzig, dass die Europawahlen keinen 
Einfluss auf die Neuformierung der Linken haben würden und dass Mélenchon seine 
Führung in den Umfragen wiedererlangen werde, je näher das Jahr 2027 und die nächsten 
Präsidentschaftswahlen rückten. 

Für die Französinnen und Franzosen sind die Wahlen zum Europaparlament die erste 
nationale Wahl seit 2022, seit der Wiederwahl Macrons, und die letzte vor 2027. Es ist daher 
nicht überraschend, dass der Europawahlkampf im Nachbarland, anders als in Deutschland, 
bereits seit Macrons Regierungsumbildung Mitte Januar an Fahrt aufgenommen hatte. Nicht 
wenige Parteien, darunter die linkspopulistische LFI, erklären die Europawahl unermüdlich 
zum nationalen Referendum. Und haben damit nicht einmal Unrecht. 

Der sich zuspitzende Wettlauf der Mitte macht in Paris allerdings fast vergessen, dass das 
wahre Drama anderswo spielt: der uneinholbare Abstand beider Mitte-Parteien zur 
rechtsextremen Partei Rassemblement National (RN). Die von dem 28-jährigen 
Spitzenkandidaten Jordan Bardella angeführte Liste könnte laut YouGov an die 33 Prozent 
einfahren. 30 Prozent zumindest gelten für den RN als sicher. 
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Floppt Macrons Last-Minute-Strategie, droht ihm auch parteiintern Gegenwind. 

Damit wächst der Druck auf die eher unbekannte Valérie Hayer ins Unermessliche. 
„Macrons Autoritätskapital, über das [er] in der Folgezeit noch verfügen kann, hängt vom 
Wahlergebnis ab“, sagt Jérôme Fourquet vom französischen Meinungsforschungsinstitut 
IFOP. Schneidet Hayer besser ab als angenommen, kann Macron hoffen, noch eine Weile 
Herr der Lage zu bleiben. Vor allem in der eigenen Partei. Wird Hayer jedoch von 
Glucksmann ein- oder sogar überholt, „wird jeder verstehen, dass es mit Macron vorbei ist,“ 
so Fourquet. Qua Verfassung darf Macron 2027 nach zwei Amtszeiten ohnehin nicht mehr 
kandidieren. 

Den Außenseiter Glucksmann, so viel ist klar, hatte in Macrons Wahlkampfteam niemand 
auf dem Schirm. Nun macht sich, angesichts des drohenden Fiaskos am 9. Juni, Panik breit. 
Der Präsident stürzt sich in den Wahlkampf. Spricht in einer Neuauflage seiner großen 
Sorbonne-Europa-Reden von der gemeinsamen Verteidigung, der Stärkung der EU 
gegenüber China oder den USA und über die Ukraine. Er gibt Interviews und zeigt sich. 
Doch die Zustimmungswerte sinken. Die französischen Wählerinnen und Wähler sorgen 
sich laut Umfragen eher um die Migration nach Europa (42 Prozent), den Klimawandel (36 
Prozent), und die Zukunft der Landwirtschaft (35 Prozent). 

Macron, der seine Spitzenkandidatin Valérie Hayer aufgegeben zu haben scheint, schickt 
nun seinen jungen Premier ins Rennen. Das heiß diskutierte Fernsehduell zwischen 
Renaissance und RN soll nun wenige Tage vor den Wahlen, am 23. Mai, Gabriel Attal gegen 
Jordan Bardella bestreiten. Marine Le Pen stichelt unterdessen genüsslich, dass das 
Macron-Lager seit Beginn der Kampagne „darum kämpft, aus diesen Wahlen kein 
Referendum für oder gegen Emmanuel Macron“ zu machen. 

Floppt Macrons Last-Minute-Strategie, droht ihm auch parteiintern Gegenwind. Die 
Anhänger des linken Flügels, die sich um den Vorsitzenden des Gesetzesausschusses in 
der Nationalversammlung, Sacha Houlié, versammeln, werden die Schlappe als Strafe für 
Macrons Rechtsruck deuten. Der Präsident hatte im Januar mit der Kabinettsumbildung und 
der Ernennung des jungen Gabriel Attal zum neuen Premier einen rechtspopulistischen 
Weg eingeschlagen. Mit einem Ergebnis um die 15 Prozent erhielte der linke Flügel 
Argumente, um sich einer möglichen künftigen Koalition mit den rechtslastigen 
Republikanern zu widersetzen. 

Stufe um Stufe erklimmt Marine Le Pen den Elysée-Palast. 

Genau mit diesen aber liebäugelt Macron, um 2027 alle Kräfte für den letzten Wahlkampf 
zu versammeln. Den Zweikampf „Progressive gegen Nationalisten“, zwischen Renaissance 
und ihren Verbündeten gegen die Partei Marine Le Pens. Glaubt man den Unkenrufen, 
könnte der aber schon in der Nacht zum 10. Juni entschieden werden. 

Feiern die Rechtsextremen in der Wahlnacht ein doppelt so gutes Ergebnis wie Macron, ist 
die Erzählung des unaufhaltsamen Aufstiegs der Marine Le Pen besiegelt. Stufe um Stufe 
erklimmt sie den Elysée-Palast. Ihre Partei ist schon jetzt aus dem politischen Alltag 
Frankreichs nicht mehr wegzudiskutieren. Mit 30 Prozent Zustimmung würde 
Rassemblement National quasi „banalisiert“ und zur Mehrheitspartei werden – mit 
weitreichenden Konsequenzen für die Handlungsfähigkeit des französischen Parlaments. 

Europawahlen, die in Frankreich zuletzt nur 50 Prozent der Wahlberechtigten an die Urnen 
lockten, folgen eigenen Dynamiken. Wie wenig ein Europawahl-Erfolg mit nationaler 
Wertschätzung zu tun haben kann, dass könnten euphorisierte Sozialisten schon mal bei  
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Frankreichs Grünen erfragen. Im Jahr 2009 hatte deren Liste Europe Ecologie-Les Verts 
mit über 16 Prozent einen historischen Durchbruch geschafft und sich überraschend als 
drittstärkste politische Gruppierung des Landes durchgesetzt. Drei Jahre später erreichte 
ihre Kandidatin Eva Joly bei den Präsidentschaftswahlen 2012 kaum mehr zwei Prozent. 
Dass diese Gefahr auch dem rechtsextremen Lager droht, davon geht gegenwärtig jedoch 
niemand aus – hier sind die Zustimmungswerte stabil. 

Die Europawahlen jedenfalls wühlen Frankreich auf und werfen ein grelles Licht auf dessen 
politische Landschaft. Die durchleidet seit 2017 einen fundamentalen Wandel: Die nahezu 
vollständige Implosion der Volksparteien bei zeitgleicher Erstarkung der extremen Ränder. 
Frankreich, soviel ist jetzt klar, ist alles andere als raus aus der Phase tiefer Instabilität. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/gluecksmann-
7511/?utm_campaign=de_40_20240517&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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 E. l) Nordwest- und Nordeuropa                                  Seiten E 150 – E 152 
 

G r o ß b r i t a n n i e n (Seiten E 150 bis E 152) 

 

01)  Abgründe der Energiewende. Während Minenbetreiber in Schweden  
       gute Geschäfte machen, bleibt für die Gemeinden wenig übrig – außer  
       zerstörter Natur 

       Von Lisa Pelling 

 
Lisa Pelling, Stockholm 
Lisa Pelling ist Chef-Analystin bei Arena Idea, einem in Stockholm ansässigen Thinktank 
der Arena-Gruppe, einem Netzwerk von Gewerkschaften, NGOs und Unternehmen. Lisa 
Pelling hat zuvor als Programmmanagerin für Migrationsfragen für den Thinktank Global 
Challenge und als politische Beraterin des schwedischen Ministeriums für auswärtige 
Angelegenheiten gearbeitet. 
 

 

13.05.2024   

picture alliance / Hans Lucas | Union Europeenne 

 

Was springt für uns dabei raus? – Diese Frage stellen sich die Menschen in Vittangi, seit 
bekannt wurde, dass das australische Bergbauunternehmen Talga in ihrer Nähe, in 
Nunasvaara in der arktischen Region Schwedens einen Grafit-Tagebau eröffnen will. Das  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/lisa-pelling/
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möglicherweise riesengroße – als Tagebau betriebene – Bergwerk liegt direkt an den Ufern 
des gewaltigen Flusses Torne, vom Dorf aus gesehen stromaufwärts. In dieser 
atemberaubenden Berglandschaft etwa 170 Kilometer nördlich des Polarkreises will Talga 
in den nächsten 25 Jahren jährlich 100 000 Tonnen Grafit abbauen. 

Das Unternehmen argumentiert, dass der Grafit, der hier abgebaut werden soll, eine 
wesentliche Ressource für die Energiewende sei: Seine einzigartige Schichtstruktur mache 
ihn zu einem attraktiven Material für Lithium-Ionen-Batterien, die für Elektroautos und 
andere Fahrzeuge sowie für Speichersysteme für erneuerbare Energien gebraucht würden. 
Der Planet werde davon profitieren – aber auch Vittangi? 

Das Unternehmen verspricht, vor Ort rund 60 Menschen einzustellen. Aber abgesehen 
davon bekommt die nahe gelegene Gemeinde kaum etwas ab – außer natürlich Staub, 
Lärm, möglicherweise Boden- und Wasserverschmutzung und die Störung uralter 
Rentierpfade. Trotz der Versprechen von Talga, das Unternehmen werde die „international 
bewährtesten Verfahren zur Renaturierung“ anwenden, wenn es in einem Vierteljahrhundert 
die Gegend wieder verlässt, befürchtet Vittangi, dass am Ende doch nichts als Kiessäulen, 
Abraumhalden und eine zerstörte Landschaft bleiben. 

Die Bergbauunternehmen zahlen fast gar nichts für das, was sie abbauen. 

Schweden ist vielleicht ein Extremfall: Der Bergbau wird nur minimal besteuert, weshalb die 
Gemeinden außer den wenigen Arbeitsplätzen kaum Vorteile von der 
Mineralstoffgewinnung vor ihrer Haustür haben – ganz egal, wofür diese Mineralien genutzt 
werden. Die schwedischen Körperschaftssteuern sind niedrig: Bergbauunternehmen 
müssen lediglich eine vergleichsweise geringe Abgabe in Höhe von 0,2 Prozent auf den 
Wert des abgebauten Erzes zahlen. Davon gehen 0,15 Prozent an den Grundbesitzer und 
0,05 Prozent an den Staat. Die Gemeinde geht leer aus. 

Das Ganze sieht dann so aus: Die Bergbauunternehmen zahlen fast gar nichts für das, was 
sie abbauen. Im Gegenzug wird erwartet, dass sie vor Ort durch die Schaffung von 
Arbeitsplätzen für Einkommen sorgen. Das in Bergwerken oder im Tagebau abgebaute Erz 
ist für immer aus dem schwedischen Boden verschwunden – es sind endliche und 
erschöpfbare Ressourcen. Dabei spielt es auch keine Rolle, ob ein staatliches 
Bergbauunternehmen wie die schwedische LKAB den unterirdischen Reichtum abgreift, 
oder ein privates Unternehmen wie die australische Talga. 

Von den Bergbauunternehmen wird erwartet, dass sie die Reichtümer, die sie aus der Erde 
holen, quasi durch die Löhne der Beschäftigten bezahlen. Damals, als im Bergbau noch 
viele Arbeitskräfte gebraucht wurden, war das auch eine gute Abmachung. Heute 
funktioniert dieses System aber nicht mehr. Grund dafür ist die Mechanisierung und 
Automatisierung. Im riesigen LKAB-Bergwerk Kiirunavaara, gleich nördlich von Vittangi, 
wurden Vorschlaghammer und Schaufeln schon vor langer Zeit durch gigantische 
mechanische Radlader ersetzt. Die größten haben eine Nutzlastkapazität von 25 Tonnen 
und können neun Kubikmeter auf einmal aufnehmen. Sie werden per Fernbedienung 
gesteuert, eine Arbeitskraft kann mehrere Maschinen gleichzeitig bedienen. Der Berg wurde 
bis zur Unkenntlichkeit ausgeschabt und ausgehöhlt – und das trifft auch für den manuellen 
Arbeitsanteil im Bergbau zu. Die wenigen verbliebenen Arbeitsplätze sind zwar sehr viel 
sicherer und weitaus besser bezahlt als früher, aber werden kaum mit den Menschen vor 
Ort besetzt. Maschinen ersetzen seit langem die Arbeiter und Maschinen zahlen keine 
Gemeindesteuern. 

 

https://talgagroup.eu-central-1.linodeobjects.com/app/uploads/2023/10/31125531/2023-Sustainability-and-People-Report.pdf
https://lkab.com/press/uppdaterad-fordonsflotta/
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Und das ist nicht das einzige Problem. Viele der Beschäftigten in der Bergbauindustrie 
zahlen ihre Einkommenssteuer nicht am Arbeitsort. Als die Stadt Kiruna 1898 gegründet 
wurde, gab es die Wörter „einfliegen“ und „ausfliegen“ noch gar nicht, heute aber pendeln 
laut Aussage des Bürgermeisters Mats Taaeveniku einige Tausend Menschen jede Woche 
mit dem Flugzeug nach Kiruna. Sie zahlen ihre Steuern andernorts – fliegen also im 
wahrsten Sinne des Wortes mit ihren Gewinnen aus dem Bergbau davon. Das gilt auch für 
die Bereiche Technik, Verwaltung und Management der LKAB. Der Hauptsitz des 
Unternehmens befindet sich in der Küstenstadt Luleå und einige der bestbezahlten 
leitenden Angestellten haben ihre Büros im World Trade Center Stockholm. 

Das fossile Grafit, das Talga abbauen will, könnte sich als Umweg für die Energiewende 
erweisen. 

Dieses Bergwerk ist unglaublich ergiebig – es enthält vermutlich eines der größten 
Eisenerzvorkommen der Welt – und doch hat die Gemeinde Schulden in Höhe von über 
200 Millionen Euro. Der Vorsitzende des Gemeinderats kam zu einer offensichtlichen 
Schlussfolgerung: Für die Stadt Kiruna ist es nicht zumutbar, dem Rest Schwedens und der 
Welt Wohlstand zu liefern, während sie sich nicht einmal die Grundversorgung ihrer eigenen 
Bewohner leisten kann. Als Talga die Gemeinde Anfang des Jahres drängte, die nötigen 
Genehmigungen zu erteilen, damit das Unternehmen mit dem Bergbau in Nunasvaara 
beginnen könne, verlor der Bürgermeister daher die Geduld und legte das gesamte 
Genehmigungsverfahren auf Eis. 

Und das war eine gute Entscheidung. Denn das fossile Grafit, das Talga abbauen will, 
könnte sich als Umweg für die Energiewende erweisen – das Forstunternehmen Stora Enso 
entwickelt gerade ein alternatives Material, das auf Rohstoffen aus dem Wald basiert. 
Gerade weil Talgas Geschäftstätigkeit als Teil des Übergangs dargestellt wird, ist es 
entscheidend, dass auch die Gemeinde vor Ort davon profitiert. 

Überall in Europa sind Gemeinden dabei, ihren Weg zu einem gerechten Übergang zu 
finden. In der finnischen Region Pohjois-Pohjanmaa erheben die Gemeinden eine 
Grundsteuer für Windkraft-Unternehmen und haben ein System mit „Dorf-Gutscheinen“ 
ausgehandelt, um sicherzustellen, dass ein Anteil der Unternehmensgewinne vor Ort 
investiert wird. Durch ein beeindruckendes Modell, das unter anderem die Verpachtung 
lokaler Grundstücke an Windparks beinhaltet, hat sich der deutsche Rhein-Hunsrück-Kreis 
westlich von Frankfurt am Main von einer bettelarmen zu einer prosperierenden Region 
entwickelt. Auf der dänischen Insel Bornholm ersetzt der innovative Industriepark GreenLab 
die in der Finanzkrise von 2008 verloren gegangenen Arbeitsplätze mit nachhaltigen 
Beschäftigungsmöglichkeiten. 

Elon Musks elektrische Teslas sind vielleicht von großem Wert für die Energiewende, aber 
das kann nicht als Rechtfertigung dafür dienen, die Rechte von Arbeiterinnen und Arbeitern 
zu ignorieren oder sich zu weigern, einen Tarifvertrag zu unterzeichnen. Die Energiewende 
muss sozial gerecht eingebettet werden – egal ob bei Tesla oder Talga. 

Dieser Artikel ist eine gemeinsame Veröffentlichung von Social Europe und dem IPG-
Journal. 
Aus dem Englischen von Ina Goertz 
https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/abgruende-der-
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